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Polizei im Panzer 

Flugverbotszone über der Stadt, Tarnuni¬ 
formen, Maschinengewehre, Straßensper¬ 
ren - nicht in Kabul, sondern in Missouri. 
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Thema der Woche 


Besser als „das Amt“? 

Eine empirische Untersuchung aus Dort¬ 
mund nimmt die Bürgerarbeit unter die 
Lupe. Wolfgang Richter und Irina Vellay ha¬ 
ben mit den Beteiligten des Beschäftigungs¬ 
programms intensive Interviews geführt: mit 
Bürgerarbeiterinnen selbst und ihren Be¬ 
treuerinnen. 

Bürgerarbeit wurde 2010 als Modellprojekt 
der Bundesregierung für Langzeitarbeitslo¬ 
se über 45 Jahre gestartet und wurde 2012 
Gesetz. 
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Waffen nach Kurdistan? 


Z eitnah will die Bundesregierung 
entscheiden, ob sie neben „Hilfs¬ 
gütern“ und militärischem Gerät 
nunmehr auch Waffen in den Irak, nach 
Kurdistan, liefern wird. 

Gegenwärtig wird an einem Szena¬ 
rio gearbeitet, damit viele Bundesbür¬ 
gerinnen und Bundesbürger glauben, 
dies sei angesichts der Lage im Irak 
„alternativlos“. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat - obwohl es eine deut¬ 
liche Festlegung gibt, keine Waffen in 
Krisenregionen zu liefern - bereits seit 
längerem und wiederholt gegen diesen 
Grundsatz verstoßen: Panzer werden 
an Saudi-Arabien geliefert, U-Boote 
nach Israel. Frieden wurde damit nir¬ 
gends geschaffen. 

Doch nun soll eine neue Schwelle 
in der bundesdeutschen Kriegspolitik 
überschritten werden. Seit Monaten 
werden neue Feindbilder und Kriegs¬ 
schauplätze für die Öffentlichkeit ge¬ 
schaffen. In den Hintergrund gedrängt 
werden dabei solche Ansichten, wie sie 
Ex-Bundespräsident Horst Köhler et¬ 
was zu vorlaut äußerte, nämlich, dass 
Deutschland bei der Sicherung von 
Ressourcen tatkräftig beteiligt sein 
müsse. Der SPD-Vorsitzende Gabriel 
erklärt die Lage im Irak und weshalb 
man eingreifen müsse so: „Das ist die 
Vorbereitung eines Völkermord, eines 
Genozids. Um nichts anderes geht es 
dort“, sagte er über die barbarischen 
Angriffe der Terrororganisation „Isla¬ 
mischer Staat“ (IS). Noch im vorigen 
Jahr war diese in Syrien aktiv mit mo¬ 
dernen Waffen aus den USA und an¬ 
deren NATO-Ländern versorgt und für 
ihren Kampf gegen das Assad-Regime 
und die syrische Bevölkerung als „Frei¬ 
heitskämpfer“ gefeiert worden. Nun 
sind sie mit diesen Waffen in den Irak 
eingefallen. 

Vehement sprach sich Ex-Außenmi¬ 
nister Joseph Fischer in „Bild am Sonn¬ 
tag“ dafür aus, die Kurden - die noch 
vor einigen Jahren als PKK-Terroristen 
diffamiert und bekämpft wurden - im 
Nordirak mit deutschen Waffen auszu¬ 
rüsten. Denn, so begründete Fischer sei¬ 
nen Appell an die deutsche Regierung, 
die IS-Kämpfer könne man „weder 
mit Gebetskreisen noch mit Spruch¬ 
bändern stoppen“. Ein islamistischer 
IS-Staat würde auch Deutschlands Si¬ 
cherheit gefährden. - Wir erinnern uns 
an Fischers Brandreden während der 
NATO-Aggression gegen Jugoslawien, 
in denen er vor einem neuen „Holo¬ 
caust“ warnte, vor „Kolateralschäden“ 
und einer „humanitären Katastrophe“. 


Doch Fischer und andere haben 
mehr im Sinn als die „Verhinderung 
humanitärer Katastrophen“ oder als 
die bloße Fürsprache für Waffenliefe¬ 
rungen. Fischer übte nämlich im In¬ 


terview zugleich scharfe Kritik an der 
ehemaligen Vorsitzenden der evange¬ 
lischen Kirche in Deutschland, Margot 
Käßmann. Käßmann, die einen bedin¬ 
gungslosen Pazifismus vertritt und für 
das Lutherjahr 2017 von der evangeli¬ 
schen Kirche als Botschafterin benannt 
worden ist, war in einem „Spiegel“-In- 
terview für die Beendigung deutscher 
Rüstungsexporte eingetreten, auch an 
NATO-Staaten und andere befreunde¬ 
te Länder. Zudem hatte sie sich für Ab¬ 
schaffung der Bundeswehr ausgespro¬ 
chen. Dazu meinte Fischer: Wer sich 
weigere oder wegschaue bei schweren 
Straftaten Opfern beizustehen, der ma¬ 
che sich selbst strafbar. „Das weiß auch 
Frau Käßmann.“ 

Deutsche Waffen für die Rettung 
einer „freien Welt“ und die Überwin¬ 
dung aller Hemmnisse, die dabei im 
Wege sind - das sieht auch Elmar Brok 
(CDU), Vorsitzender des Ausschusses 
für Auswärtige Angelegenheiten im 
Europaparlament, ähnlich wie Fischer. 
Im ARD-Morgenmagazin äußerte er: 


„Es darf keine rechtlichen oder ideo¬ 
logischen Hindernisse geben.“ Ange¬ 
sprochen auf die pazifistischen Äuße¬ 
rungen der EKD-Botschafterin Margot 
Käßmann warnte er: „Die Käßmanni- 


sierung der Republik sollte nicht wei¬ 
ter vorangetrieben werden.“ Inzwi¬ 
schen hat sich auch der Vorsitzende 
der Münchner Sicherheitskonferenz, 
Ischinger, ungefragt in die Debatte ein¬ 
geschaltet. Er ist dafür, dass die aus der 
Zeit des Kalten Krieges stammenden 
Grundsätze wie etwa „keine Waffen in 
Krisengebiete“ endlich über Bord ge¬ 
worfen werden, denn sie könnten in der 
heutigen Zeit nicht mehr hilfreich sein. 

Mit diesen Äußerungen - zu denen 
auch der Appell des Bundespräsiden¬ 
ten Gauck gehört, Deutschland dürfe 
in brenzligen Situationen nicht abseits 
stehen - werden gegenwärtig sämtliche 
politischen, „rechtlichen“ und „ideolo¬ 
gischen“ Hemmnisse für eine aktive 
Kriegspolitik aus dem Wege geräumt. 
So darf die deutsche Kriegsministerin 
ungerührt feststellen: „Wenn sich ein 
Völkermord nur mit deutschen Waffen 
verhindern lässt, dann müssen wir hel¬ 
fen.“ Ihr sekundiert der Außenminis¬ 
ter, Steinmeier (SPD), ebenso wie der 
Parteichef der Grünen, Özdemir. Die 


Raffinesse und Hinterhältigkeit des 
Vorgehens in Berlin zeigt sich u.a. in 
einer geheimen Vorlage des Kriegsmi¬ 
nisteriums an den Generalinspekteur 
der Bundeswehr, General Volker Wie- 


ker. Dort wird gegenwärtig diskutiert, 
ob es möglich sei, anstelle der Liefe¬ 
rung „deutscher Waffen“ unter ande¬ 
rem Kalaschnikow-Gewehre aus Bul¬ 
garien und Rumänien an die Kurden 
zu liefern. 

★ 

Während das Kriegsgeschrei immer 
greller wird, werden auch jene Stim¬ 
men lauter, die für die Suche nach po¬ 
litischen Lösungen werben. Die Gefah¬ 
ren, die sich aus der imperialistischen 
Hegemonialpolitik, Gewaltpolitik und 
Interventionspolitik ergeben, sind er¬ 
kennbarer denn je. Diese Politik muss 
geächtet werden. Deshalb wendet sich 
die DKP nicht nur gegen die Lieferung 
deutscher Waffen in alle Welt und ge¬ 
gen alle Rüstungsexporte, sondern 
kämpft gegen den Umbau der Bundes¬ 
wehr zur weltweit agierenden Interven¬ 
tionsstreitmacht und gegen die Aktivi¬ 
täten zum Ausbau der EU-Streitmacht. 
Mehr Käßmanns könnten der Republik 
nicht schaden. 

RolfPriemer 


++letzte meldung+++let 
zte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meid 

Export - Import 

Berlin: Wie bereits gemeldet, ist im 
vergangenen Jahr der Rüstungsexport 
von deutschen Firmen in Krisenregio¬ 
nen der Welt drastisch gestiegen. 

Wie ebenfalls bereits gemeldet, ist 
im vergangenen Jahr auch der Flücht¬ 
lingsimport aus Krisenregionen der 
Welt drastisch gestiegen. 

Die deutsche Rüstungsindust¬ 
rie lehnt einen Zusammenhang von 
Rüstungsexport und Flüchtlingsim¬ 
port kategorisch ab. Die Zunahme des 
Flüchtlingszuzuges nach Deutschland 
sei nach eingehender Prüfung nur 
wetterbedingt. 

Mindestlohn 

Wer in Zukunft wie viele andere trotz 
des gesetzlichen Mindestlohns keinen 
Mindestlohn kriegt, weiß zumindest, 
daß er etwas Besonderes ist: eine so¬ 
genannte Ausnahme. 

Diätenerhöhung 

Wahr ist, daß Bundespräsident Gauck 
die vom Bundestag bereits beschlos¬ 
sene Diätenerhöhung für einige Zeit 
auf Eis gelegt hatte. 

Allerdings nicht, weil sie ihm zu 
hoch waren, sondern weil er will, 
dass wieder regelmäßig und noch öf¬ 
ter über Diätenerhöhungen debattiert 
wird. 

Werner Ltuz 
(Deutscher Einheit(z) - Textdienst) 


70. Jahrestag 
der Ermordung 
Ernst Thälmanns 

23. August 2014 in Berlin 

10 Uhr bis 12 Uhr, Konferenz, 
Karl-Liebknecht-Haus (Kleine Alex- 
anderstr. 28), Rosa-Luxemburg-Saal 

12 Uhr bis 13 Uhr, Kranzniederle¬ 
gung an der Gedenktafel für Ernst 
Thälmann, Karl-Liebknecht-Haus 

13 Uhr bis 14 Uhr, Demonstration 
zum Ernst-Thälmann-Park 

14 Uhr bis 16 Uhr, Kundgebung 
vordem Ernst-Thälmann-Denkmal, 
Greifswalder Straße. Berlin- 
Prenzlauer Berg 



Aktion Aufschrei: Protest vor dem Kanzleramt gegen Waffenhandel, Kanzleramt 2013 


Verbote, Prozesse und Molotow-Cocktails 

Die ukrainische Regierung macht Front gegen Kommunisten - mit Unterstützung faschistischer Gruppen. 


„Der Militäreinsatz in der Ostuk¬ 
raine ist ein Krieg gegen das eige¬ 
ne Volk“, hatte der Vorsitzende der 
Kommunistischen Partei der Ukrai¬ 
ne (KPU), Petro Simonenko, erklärt. 
Die KPU leistet Widerstand dage¬ 
gen, dass die Putschistenregierung 
in Kiew den Bürgerkrieg im Osten 
des Landes anheizt. Sie fordert den 
Abzug der Regierungstruppen, sie 
macht deutlich, dass der Umsturz 
in der Ukraine nur der Austausch 
einer Clique von Oligarchen durch 
eine andere war, sie setzt sich für ein 
gleichberechtigtes Zusammenleben 
aller Bevölkerungsgruppen in einer 


souveränen Ukraine ein. Für die von 
der EU unterstützte Regierung des 
Ministerpräsidenten Jazenjuk ist das 
Grund genug, mit massiven Repres¬ 
sionen gegen die ukrainischen Kom¬ 
munisten vorzugehen. Schon im Juli 
hatte der Justizminister ein Verbots¬ 
verfahren gegen die KPU eingelei¬ 
tet, das inzwischen allerdings vorü¬ 
bergehend vertagt wurde. Und das 
ukrainische Parlament beschloss, die 
kommunistische Parlamentsfraktion 
aufzulösen. Dass dies illegal war, inte¬ 
ressierte wenig, dass einige Abgeord¬ 
nete der KPU sich bestechen ließen 
und die Partei verließen, wurde von 


den Mehrheitsfraktionen dagegen 
aufgebauscht und zum Vorwand für 
die Auslösung genutzt. 

Nun gehen die Repressionen in 
eine neue Runde. „Die General¬ 
staatsanwaltschaft hat ein Strafver¬ 
fahren gegen mich angestrengt. Sie 
beschuldigt mich des Separatismus 
wegen meiner Auftritte im Parla¬ 
ment“, erklärte Petro Simonenko. Die 
juristische Logik des Regimes ist ein¬ 
fach: Wer - wie die KPU - den Aus¬ 
verkauf des Landes an die EU und 
die Privatisierungen zu Gunsten der 
Oligarchen bekämpft, wer auf gute 
Beziehungen zu allen Nachbarlän¬ 


dern setzt und sich den inländischen 
Eroberungen der Regierungstruppen 
entgegenstellt, der muss zwangsläufig 
eine Marionette Putins sein. 

Die westliche Presse bemüht sich 
darum, die Repressionen gegen die 
KPU zu verschweigen oder die Tatsa¬ 
chen zu verdrehen. Von rechts außen 
erntete die Regierung für ihren anti¬ 
kommunistischen Kurs dagegen offe¬ 
nen und deutlichen Zuspruch: Nach¬ 
dem das Parlament die Auflösung der 
KPU-Fraktion beschlossen hatte, fei¬ 
erten die Abgeordneten der faschis¬ 
tischen Regierungspartei Swoboda 
dies mit dem Absingen der National¬ 


hymne. Aber dabei bleibt es nicht: 
Mit Schlägertruppen und Molotow- 
Cocktails gegen Mitglieder und Bü¬ 
ros der KPU haben die faschistischen 
Teile des Regierungslagers die Vor¬ 
bereitungen für die folgenden juris¬ 
tischen Repressionen übernommen. 
Politiker und Presse des deutschen 
Mainstreams bleiben unterdessen 
dabei, die neue Regierung in Kiew 
als „demokratisch“ zu unterstützen. 
Grund genug, für eine andere Art der 
Demokratie zu kämpfen als die, für 
die Bundesregierung und Bild-Zei¬ 
tung stehen. 

O.P. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Lucas Zeise 

Sieben Jahre Finanzkrise 
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Die innenstadtnahen Quartiere in 


Hamburg werden zu Schickimickivierteln“ 

Interview mit Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“ in der hamburgischen Bürgerschaft 


Vor sieben Jahren, genauer am 
9. August 2007, ist die große, inter¬ 
nationale Finanzkrise ausgebrochen. 
Meist wird der Beginn der Finanzkri¬ 
se mit dem Kollaps der New Yorker 
Investmentbank Lehman Brothers 
ein gutes Jahr später, am 15. Septem¬ 
ber 2008 gleichgesetzt. Aber Lehman 
Brothers ging unter, weil das Finanz¬ 
system bereits wackelte. 



Was geschah am 9.8.2007? Die Fi¬ 
nanzwelt kippte von einem Aggregat¬ 
zustand in einen anderen. Wo zuvor 
Überschuss an Kapital, Kredit und 
Anlage suchendem Geld herrsch¬ 
te, bestand nun plötzlich Knappheit 
an diesen schönen Dingen. Konkret 
hörte im Zentrum des Finanzmark¬ 
tes der Geldmarkt unter Banken zu 
funktionieren auf. Die Banken liehen 
sich gegenseitig kein Geld mehr oder 
nur zu enormen Zinsaufschlägen. Sie 
misstrauten einander, weil sie wuss¬ 
ten, dass die Kredite, die sie verge¬ 
ben hatten, faul waren, faul wurden 
oder faul zu werden drohten. Gleich 
am ersten Tag kamen die Zentralban¬ 
ken zu Hilfe. Die Europäische Zent¬ 
ralbank schüttete an jenem 9. August 
1990 Milliarden Euro zusätzlich ins 
Bankensystem. Der Geldmarkt der 
Banken ist bis heute von der laufen¬ 
den Stützung durch die Zentralban¬ 
ken abhängig geblieben. 


Das Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung (isw) veran¬ 
staltet am 25. und 26. Oktober ein 
zweitägiges Marxismus-Seminar mit 
Professor Dr. Elmar Altvater im In¬ 
ternationalen Jugendgästehaus Da¬ 
chau. 



Dabei werden folgende drei The¬ 
menkomplexe diskutiert: 

I. Die Krisen - das ständig wieder¬ 
kehrende „Weltmarktungewitter“ - 
und die Besonderheiten der „Fi¬ 
nanzkrisen“ im finanzgetriebenen 
Kapitalismus 

II. Der kapitalistische Weltmarkt und 
imperialistische Konflikte 

III. Wie groß ist 
die „transformis- 
tische“ Kraft des 
Kapitalismus hin 
zu einem „grünen 
Kapitalismus“? 

Professor Dr. El¬ 
mar Altvater ist 


Warum entstand daraus die gro¬ 
ße Weltwirtschaftskrise? Auch das 
ist schon häufig erzählt worden. Der 
Kredit- und Spekulationsboom hat¬ 
te die Weltwirtschaft angetrieben. 
In den USA war die effektive Nach¬ 
frage nach Waren trotz stagnieren¬ 
der oder sogar sinkender Reallöh¬ 
ne mit Hilfe einer stetig wachsen¬ 
den Verschuldung der abhängig 
Beschäftigten angetrieben worden. 
Die Weltwirtschaft brauchte die 
Konsumenten in den USA. Ohne 
ihre Verschuldung wäre die Welt¬ 
wirtschaft schon sehr viel früher in 
eine klassische Überproduktions¬ 
krise geraten. Die US-Bürger ver¬ 
schuldeten sich über die Hypothe¬ 
ken auf ihr Eigenheim, die von den 
US-Banken an das Anlage suchen¬ 
de Kapital in aller Welt locker ver¬ 
kauft wurden. 

Warum dauert die Weltwirt¬ 
schaftskrise immer noch an? Nicht 
jeder Finanz-Crash führt zur Wirt¬ 
schaftskrise. Meist hilft das Gegen¬ 
mittel einer neuen Spekulationsbla¬ 
se. Die Rezession nach dem Aktien¬ 
markt-Crash 2000 bis 2003 wurde 
durch den Immobilienboom in den 
USA und die Verschuldung seiner 
Bürger beendet. Der Kredit-Crash 
des Jahres 2007 war zu groß für sol¬ 
che Rezepte. Die Bankenrettung 
im Herbst 2008 und die Konjunk¬ 
turprogramme im folgenden Winter 
in allen Kernländern des Kapitalis¬ 
mus bewirkten lediglich, dass die 
Abwärtsspirale der Weltwirtschaft 
unterbrochen wurde, eine Teiler¬ 
holung stattfand und der in drei¬ 
ßig Jahren Neoliberalismus riesige, 
aufgeblähte Finanzsektor erhalten 
blieb. Ein neuer Spekulationsboom 
ist nicht wirklich in Gang gekom¬ 
men. So leidet die Weltwirtschaft 
unter dem Überfluss an Finanz¬ 
vermögen, das laufend Tribut for¬ 
dert, und dem Mangel an effektiver 
Nachfrage. 

Einige Jahre wird deshalb die 
Krise noch dauern. 


Politikwissenschaftler, Autor und 
emeritierter Professor an der FU 
Berlin. Zugleich ist er Mitglied im 
wissenschaftlichen Beirat von Attac. 
Von ihm erschien u.a. „Marx neu 
entdecken. Das hellblaue Bänd¬ 
chen zur Einführung in die Kritik der 
Politischen Ökonomie“ (2012, VSA 
Verlag) 

Das Seminar findet statt vom Sams¬ 
tag, 25.10.2014 (Beginn: 12 Uhr) bis 
Sonntag, 26.10.2014 (Ende: 15.30 
Uhr) im Internationalen Jugend¬ 
gästehaus Dachau (Roßwachstra¬ 
ße 15). Wenn dies von mehreren 
Teilnehmern gewünscht wird, wird 
es anschließend (16 Uhr bis 17 Uhr) 
eine Führung in der KZ-Gedenk- 
stätte Dachau geben. 

Die Seminargebühr beträgt pro 
Person 30 Euro, für Schülerinnen, 
Studentinnen, Azubis: ermäßigt 20 
Euro. 


Eine Anmeldung bis zum 30. Sep¬ 
tember ist erforderlich, da die Plät¬ 
ze begrenzt sind. Anmeldung un¬ 
ter: http://www.isw-muenchen.de/ 
download/isw-seminar-hl 4.pdf 


UZ: Allein die Website Leerstandsmel¬ 
der, de zeigt für Hamburg 843 Einträge. 
Gibt es in Hamburg freien Wohnraum 
in nennenswerter Größe? 

Heike Sudmann: Ja, leerstehende und 
zweckentfremdete Wohnungen gibt es 
in vier-, wenn nicht sogar fünfstelliger 
Zahl. Die Mieterinnenvereine und Ak¬ 
tivistinnen, wie die Betreiberinnen 
des Leerstandsmelders, gehen von ca. 
2000 leer stehenden Wohneinheiten in 
Hamburg aus. Dazu kommt eine wach¬ 
sende, auf jeden Fall vierstellige Zahl 
von Wohneinheiten, die unzulässiger¬ 
weise profitbringend als Ferienwoh¬ 
nungen genutzt werden. Bei den Woh¬ 
nungen, die als Büroräume zweckent¬ 
fremdet werden, geht der Hamburger 
Mieterverein sogar von 40 000 aus - 
trotz der Million Quadratmeter leer 
stehenden Büroraumes in Hamburg. 

Zwar ist das hamburgische Wohn- 
raumschutzgesetz zum 1. Juli 2013 ver¬ 
schärft worden, doch es fehlt das Per¬ 
sonal, um den Zweckentfremdungen 
nachzugehen und sie wirkungsvoll zu 
bekämpfen. So erhielt jüngst ein en¬ 
gagierter Stadtteilbeirat von dem zu¬ 
ständigen Bezirksamt folgende Infor¬ 
mation: „... für weitere Hinweise auf 
mögliche zweckfremde Nutzung von 
Wohnraum durch Ferienwohnungen 
in St. Georg stehen keine personellen 
Kapazitäten mehr zur Verfügung“. Und 
so sieht es leider in allen sieben Ham¬ 
burger Bezirken aus. 

UZ: Im Zusammenhang mit Großstäd¬ 
ten wie Hamburg ist von „ Gentrifizie- 
rung“ die Rede, also Verdrängung von 
langjährigen Mieterinnen und Mietern 
aus ihrem Stadtteil durch Mietpreisstei¬ 
gerungen. Wo ist die Verdrängung am 
deutlichsten und wohin ziehen diejeni¬ 
gen, die sich die Miete in den „aufge¬ 
werteten“ Stadtteilen Hamburgs nicht 
mehr leisten können? 

Heike Sudmann: Die Aufwertung und 
Verdrängung, also die Gentrifizierung, 
trifft vor allem die innenstadtnahen, 
von altem und inzwischen sanierten 
Gebäudebestand geprägten Quartie¬ 
re. Das sind vor allem Szeneviertel wie 
Ottensen, St. Pauli, St. Georg und die 
Sternschanze. Hier hat es in den ver¬ 
gangenen 10 bis 15 Jahren massive Be¬ 
völkerungsveränderungen bis hin zum 
Bevölkerungsaustausch gegeben. Diese 
Entwicklung hat zu einer anhaltenden 
sozialen Entmischung, also Segregati¬ 
on, geführt. Die auch von Stadtsozio¬ 
loginnen so analysierte Tendenz lau¬ 
tet vereinfacht: Die innenstadtnahen 
Quartiere werden zu Schickimicki¬ 
vierteln, die Peripherie bleibt denen 
mit weniger Kohle. Stadtteile mit ge¬ 
rade noch bezahlbaren Mieten liegen 
vor allem im Süden Hamburgs und im 
Hamburger Osten. Aber es gibt auch 
das - verständliche - Bemühen der 
Menschen, an ihrem angestammten 
Wohnort möglichst lange zu verblei¬ 
ben oder maximal in den Nachbarstadt¬ 



teil umzuziehen. Nach 10, 20, 30 oder 
40 Jahren Kiezverbundenheit ja auch 
kein Wunder. Und dann sind Menschen 
notgedrungen eben bereit, hohe Mie¬ 
ten zu ertragen und dafür bis zu 35,40 
oder gar 50 Prozent des Haushaltsein¬ 
kommens zu verwenden. Das gilt vor 
allem für Haushalte mit geringem Ein¬ 
kommen, für Studierende und ältere 
Menschen. 

UZ: Wie sieht es mit dem Angebot von 
Sozialwohnungen in Hamburg aus? 

Heike Sudmann: Das schmilzt da¬ 
hin wie Schnee in der Sonne. Vor gut 
zehn Jahren gab es noch über 160 000 
Sozialwohnungen, jetzt sind es keine 
100 000 mehr. Dabei haben über 400 
000 Haushalte in Hamburg so wenig 
Einkommen, dass sie Anspruch auf 
eine Sozialwohnung im sogenannten 
1. Förderweg hätten. Und das Ange¬ 
bot wird noch kleiner werden: allein in 
2014 und 2015 werden weitere 10000 
Wohnungen aus der Sozialbindung fal¬ 
len. Da sind die vom Senat gleichzeitig 
geplanten 2400 neuen Sozialwohnun¬ 
gen noch nicht mal ein Tropfen auf dem 
heißen Stein.Neben dem Rückgang der 
Sozialwohnungen hat sich die Zahl der 
bezahlbaren frei finanzierten Wohnein¬ 
heiten in den vergangenen vier Jahren 
alarmierend verringert, nämlich quasi 
halbiert. Wir haben in Hamburg keine 
Wohnungsnot für Haushalte mit viel 
Einkommen, sehr wohl aber eine in 
den unteren und längst auch mittleren 
Einkommensgruppen. 

UZ: Zum Beginn des Wintersemesters 
2013 wurde von Studierenden berichtet, 
die in Turnhallen übernachten mussten, 
weil kein bezahlbarer Wohnraum zur 
Verfügung steht. Hat sich die Situation 
und entspannt und ist zum Semesterbe¬ 
ginn im Oktober für ausreichend Wohn¬ 
raum gesorgt? 

Heike Sudmann: Auch hier sehe ich 
noch keine Entspannung. Preisgüns¬ 
tige Wohnungsangebote gibt es nicht 
genug. Anscheinend wird die studen¬ 
tische Wohnungsnot als neuer profi¬ 
tabler Markt entdeckt. So werden am 
Altonaer Bahnhof „Wohnungen“ für 
Studierende angepriesen: 396 Euro für 
15 Quadratmeter. Der hohe Preis von 
über 26 Euro pro Quadratmeter wird 


mit einer sehr guten Ausstattung be¬ 
gründet. Das wird die Studierenden 
ohne reiche Eltern bestimmt freuen. 

UZ: In Hamburg gibt es eine ganze Rei¬ 
he von Initiativen, die sich dem Thema 
Mieten angenommen haben. Wie be¬ 
richten die Hamburger Medien über 
das Thema. Gibt es politische Initiati¬ 
ven aus der Hamburger Bürgerschaft? 

Heike Sudmann: In den Hamburger 
Medien spielt der Komplex Mieten 
und Wohnen eine große Rolle. Zeit¬ 
weilig wurde es als das zentrale sozial¬ 
politische Thema herausgearbeitet, was 
es nach meiner Meinung auch weiter¬ 
hin ist. Immer wieder gibt es Berichte 
über extrem steigende Mieten, zu skan¬ 
dalösen Wohnverhältnissen und über 
abzockende Spekulantlnnen. Auch in 
der Bürgerschaft ist das Thema, nicht 
zuletzt dank der Thematisierung durch 
die LINKE, in den vergangenen Jahren 
angekommen. Es gibt etliche Anträge 
und Debatten, aber leider nur weni¬ 
ge Verbesserungen. Dabei könnte der 
Senat mit dem städtischen Wohnungs¬ 
unternehmen SAGA GWG eine mie¬ 
terinnenfreundliche Politik machen, 
Doch er erhöht lieber die Mieten und 
kassiert die rasant steigenden Gewinne 
der SAGA GWG für den städtischen 
Haushalt ab. Und statt den verstärkten 
Einstieg in einen kommunalen Woh¬ 
nungsbau zu suchen, soll die SAGA 
nur maximal 1000 Wohneinheiten pro 
Jahr bauen. 

UZ: Wie sieht es mit Räumungen in 
Hamburg aus. Gibt es Zwangsräumun¬ 
gen? 

Heike Sudmann: Im Jahr 2012 gab es 
über 4 400 Räumungsklagen. In knapp 
1 600 Fällen kam es dann zur Zwangs¬ 
räumung. Die meisten Zwangsräumun¬ 
gen erfolgen quasi still und leise, da die 
Betroffenen sich nicht wehren wollen 
oder können. 

UZ: Gibt es keinen Widerstand gegen 
die Zwangsräumungen? 

Heike Sudmann: Ähnlich wie in Berlin 
und anderen Großstädten gibt es auch 
in Hamburg eine Initiative aus dem 
Recht-auf-Stadt-Umfeld, die bei dro¬ 
henden Zwangsräumungen politisch 
Druck macht. Bisher ist es aber bei 
wenigen Einzelfällen geblieben. Auch 
„Die Linke“ ist gegen Zwangsräumun¬ 
gen aktiv. Unser Vorstoß in der Bürger¬ 
schaft, die Beratung und Betreuung der 
Betroffenen auszubauen und wenigs¬ 
tens Zwangsräumung in die Obdachlo¬ 
sigkeit nicht zuzulassen, wurde jedoch 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Das Gespräch führte Lars Mörking 

Heike Sudmann referiert an diesem Wo¬ 
chenende auf dem Methfesselfest zum 
Thema „Mietwucher und Wohnungsmarkt“ 
(das Programm ist unter methfesselfest.de 
abrufbar) 
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„Berggruen willentlich gescheitert“ 

Beschäftigte sollen wieder in Karstadt investieren 



ver.di und der Gesamtbetriebsrat von 
Karstadt erwarten von Rene Benko, 
dem neuen Eigentümer der Karstadt- 
Warenhäuser, eine Strategie für das 
Unternehmen, die die Zukunft des 
Warenhauses, die Arbeitsplätze und 
damit die Existenz der Beschäftigten 
sichert.: „Nicolas Berggruen und sei¬ 
ne Beauftragten sind an einer Rettung 
von Karstadt in den letzten Jahren 
willentlich gescheitert“, sagte Stefa¬ 
nie Nutzenberger, ver.di-Bundesvor- 
standsmitglied und zuständig für den 
Handel. Statt in Karstadt zu investie¬ 
ren, habe Berggruen über 2 000 Ar¬ 
beitsplätze vernichtet und Kapital aus 
dem Unternehmen gezogen. „Es war 
Geld, das unter anderem über die Auf¬ 
kündigung der Tarifbindung direkt 
aus den Taschen der Beschäftigten 
zu ihm floss. Die Beschäftigten sind 
von dem angeblich sozialen Investor 
Berggruen bitter getäuscht worden. 
Herr Berggruen hat den Beschäftig¬ 
ten mehr als deutlich zu verstehen ge¬ 
geben, dass es mit ihm für Karstadt 
und die dortigen Beschäftigten keine 
Zukunft gibt.“ 

Noch im Juni 2010, als der Milli¬ 
ardär Berggruen Karstadt für einen 
Euro übernahm, wurde er als Retter 
gefeiert. Er versprach eine langfristi¬ 
ge Strategie - Entlassungen sollte es 
nicht geben. Wahrscheinlich ist der 
Zeitraum von vier Jahren, für den 
Berggruen bei Karstadt einstieg, in 
der Investorensprache bereits „langs- 
fristig“ zu nennen. Die Hoffnungen, 
die bei den Beschäftigten geweckt 
wurden, Berggruen sei ein besonders 
menschenfreundlicher Kapitalist und 
nicht an kurzfristiger Rendite interes¬ 
siert, wurden von den Medien beför¬ 
dert und gingen letztendlich an die 
Geldbörse. Wieder einmal waren es die 
Angestellten, die durch Lohnverzicht 
einen Beitrag 650 Millionen Euro zur 
„Sanierung“ leisteten, während Berg¬ 
gruen notwendige Investitionen nicht 
vornahm. 

Bereits vor der Übernahme durch 
Berggruen wurden die Beschäftigten 
herangezogen, um den Niedergang 
von Karstadt möglichst profitabel zu 
machen: 2002 wurde die Betriebsren¬ 
te abgeschafft, was der ehemalige Be¬ 
triebsrat Hermann Heinrich in einem 
ZDF-Interview mit etwa einer Milliar¬ 
de Euro bezifferte. 2004 sollen es 750 
Millionen gewesen sein, als die Be¬ 
schäftigten Lohn- und Gehaltskürzun¬ 
gen hinnahmen. Mit einem 2008/2009 


vereinbarten Zukunftspaket wurden 
weitere 250 Millionen von der Ge¬ 
schäftsführung gefordert. 

Diese Investitionen der Beschäf¬ 
tigten haben den noch unter Middel¬ 
hoff - der 2005 Vor Stands vor sitzender 
wurde - eingeschlagenen Kurs noch 
beschleunigt, so scheint es. Ein Verkauf 
von Karstadt-Immobilien, teils in bes¬ 
ter Lage, brachte kurzfristig Geld ein 
und ließ den Aktienkurs zwischenzeit¬ 
lich deutlich steigen. Eine Perspektive, 
langfristig durch den Geschäftsbetrieb 
Geld zu verdienen, wurde allerdings 
durch den Verkauf und anschließen¬ 
de teure Rückmietung erschwert. Der 
Kostendruck wurde so willentlich er¬ 
höht und eine Zerstückelung Karstadts 
begünstigt. 

Berggruen führte diese Linie fort, 
spaltete Karstadt weiter auf und füg¬ 
te der Kostenbilanz noch einen Pos¬ 
ten hinzu: Seine Berggruen Holding 
kaufte die Namensrechte, für deren 
Verwendung Karstadt nun ebenfalls 
zahlen muss. Darüber hinaus stieg der 
Kaufhaus-Konzern unter ihm aus der 
Tarifbindung aus und beschwor damit 
eine Auseinandersetzung mit der Be¬ 
legschaft herauf, die es langsam leid 
war, als Alleininvestor die Zeche zu 
zahlen. Die Beschäftigten der Ham¬ 
burger Filiale in Wandsbeck mussten 
für ihre Streikaktionen 2013 sogar vor 


Gericht: „Hausfriedensbruch“ lautete 
damals der Vorwurf der Filialleitung. 
Da gab es schon lange keinen Haus¬ 
frieden mehr. 

Die Beschäftigten von Karstadt 
erleben seit Jahren eine Hängepartie 
und eine Neuaufstellung von Karstadt 
in der jetzigen Größe scheint unwahr¬ 
scheinlich, denn auch die neuen In¬ 
vestoren schielen auf die Restbestän¬ 
de dessen, was noch an Werten bei 
Karstadt verblieben ist. ver.di und der 
Gesamtbetriebsrat fordern dennoch, 
dass die Beschäftigten in die Erarbei¬ 
tung eines tragfähigen und nachhalti¬ 
gen Zukunftskonzepts eingebunden 
werden. „Das Wissen der Beschäf¬ 
tigten, die Tag für Tag in den Filialen 
stehen, ist unverzichtbar, um Karstadt 
voranzubringen“, so ver.di-Bundes- 
vorstandsmitglied Stefanie Nutzen¬ 
berger. „Ebenso ist es notwendig, dass 
sich die einzelnen Filialen mit einem 
großen Maß an Eigenständigkeit auf 
die regional unterschiedlichen Kun¬ 
denwünsche einstellen können. Auf 
dieser Grundlage und vor allem unter 
der Voraussetzung, dass die dringend 
notwendigen Investitionen erfolgen, 
stehen wir jederzeit für eine konstruk¬ 
tive Zusammenarbeit zur Verfügung.“ 
Dabei stehe aus Sicht der Beschäftig¬ 
ten, der Gewerkschaft und des Ge¬ 
samtbetriebsrats die tarifliche Stand¬ 


ort- und Beschäf¬ 
tigungssicherung 
sowie die Garantie 
existenzsichernder 
Einkommen durch 
eine Tarifbindung 
an den Einzelhan¬ 
del im Mittelpunkt. 

ver.di erwar¬ 
tet laut Pressemit¬ 
teilung nun, dass 
Rene Benko als 
neuer Eigentü¬ 
mer anders han¬ 
delt und Karstadt 
und den Tausen¬ 
den Beschäftig¬ 
ten „eine wirkli¬ 
che Chance“ gibt. 
„Im Vergleich zu 
Herrn Berggruen 
hat die Signa-Hol- 
ding in den letzten 
Monaten über die 
Garantie für die 
Warenkreditver¬ 
sicherer ein kla¬ 
res Signal gesetzt“, 
sagte Nutzenberger. Jetzt müsse Rene 
Benko umgehend zeigen, wie sein Zu¬ 
kunftskonzept für Karstadt aussieht, 
und dass er gewillt sei, umgehend und 
ausreichend in Karstadt zu investie¬ 
ren. Das Hin und Her bei den Ma¬ 
nagementkonzepten müsse endlich 
ein Ende finden. Es gehe darum, die 
Standorte und die Arbeitsplätze zu si¬ 
chern und die Innenstädte durch die 
Karstadt-Häuser attraktiv zu halten. 
Wieder wird ein wesentlicher Beitrag 
von den Beschäftigten erwartet, auch 
Entlassungen sind bereits in der Dis¬ 
kussion. „Das muss ein Ende haben. 
Die Beschäftigten haben lange genug 
verzichtet. Es hegt jetzt am neuen Ei¬ 
gentümer, die nötigen Mittel bereit- 
zustellen, damit die Karstadt-Häuser 
überleben können“, sagte Hellmut 
Patzelt, der Vorsitzende des Gesamt¬ 
betriebsrats von Karstadt. „Die Be¬ 
schäftigten arbeiten Tag für Tag mit 
hohem Engagement für Karstadt. Sie 
werden das auch weiterhin tun und 
haben es mehr als verdient, dass man 
mit ihnen verantwortungsbewusst um¬ 
geht.“ Mit dem richtigen Konzept kön¬ 
ne und werde Karstadt eine Zukunft 
haben. 

Das klingt nach Hoffnung. Hoff¬ 
nung, die den Angestellten auch bei 
Fortführung des Geschäfts wieder ans 
Geld gehen wird. UZ 


IKEA-City und der Masterplan Altona 

Leben heißt konsumieren 


In diesem Sommer hat IKEA seinen 
weltweit ersten „Citystore“ eröffnet 
und freut sich nach eigener Darstel¬ 
lung über die Unterstützung von Po¬ 
litik und Verwaltung in Hamburg. Das 
kann die schwedische Möbelhausket¬ 
te auch, passt doch die Ansiedlung ei¬ 
nes solchen Megaladens ganz in ihren 
„Zukunftsplan Altona“, der 2010 vor- 
gestellt wurde. 

Die vorgesehene Umgestaltung 
der drei Stadtteile Altona-Altstadt, 
Altona-Nord und Sternschanze ist 
angeblich ergebnisoffen und unter 
Bürgerbeteiligung erarbeitet. Mit re¬ 
alen Möglichkeiten zu Einflussnahme 
sieht es aber dürftig aus: Selbst in den 
Arbeitsgruppen, die sich mit Fragen 
wie „Reduzierung des Durchgangs¬ 
verkehrs“ oder „Anwohnerbeteili- 
gung bei der Straßenraumgestaltung“ 
befassen dürfen, haben die Anwohne¬ 
rinnen maximal einen Anteil von ei¬ 
nem Drittel, insgesamt sind hier nicht 
einmal 20 Anwohnerinnen direkt ein¬ 
gebunden. 

Eine von der offiziellen Stadtpla¬ 
nung grundsätzlich abweichende Mei¬ 
nung dürfte hier also schwer durchzu¬ 
setzen sein, zumal die städtischen An¬ 
gestellten und Beauftragten die Hoheit 
über die Erstehung der Diskussions¬ 
grundlagen haben dürften. 


Und so wird denn auch in einer „Be¬ 
standsaufnahme zum Zukunftsplan“ 
das Wesentliche - das Interesse der In- 


Hindernis zu diesem Vorhaben stellt al¬ 
lerdings die „ungünstige sozioökono- 
mische Struktur“ in Altona-Altstadt 



Foto: md-protestfotografie 


Aktion in Solidarität mit entlassenen Streikenden von Ikea Piacenza (Italien) mit 
Gewerkschaftsjugendlichen und Stadtteilaktivisten vor Ikea Altona 


vestoren - gleich mit in den Blick ge¬ 
nommen. Das Gebiet soll für das große 
Geld attraktiver gemacht werden, denn 
nur so (und nicht mit sozialem Woh¬ 
nungsbau) können sich die Hamburger 
Stadtoberen offenbar Neubauprojekte 
in Altona vorstellen. Ein identifiziertes 


dar, wie vorbereitende Untersuchun¬ 
gen zum Zukunftsplan feststellten. 
Auch die Große Bergstraße, in der sich 
nun IKEA breitgemacht hat, wurde als 
zu wenig lebendig problematisiert. Wo¬ 
bei „Leben“ hier wie selbstverständlich 
mit „Konsum“ gleichgesetzt wird, denn 


die Große Bergstraße wird zwar tagtäg¬ 
lich von Anwohnerinnen und Anwoh¬ 
nern bevölkert, allerdings sind es den 
Wirtschaftsdaten der Stadt Hamburg 
zufolge die Falschen: In Altona woh¬ 
nen vergleichsweise viele Arbeitslose, 
Geringverdienerlnnen und ältere Men¬ 
schen, die zeitweise ihr Leben leben, 
ohne dabei fortwährend konsumieren 
zu können. 

Die Rahmenbedingungen eines 
auf Konsum und Aufwertung geeich¬ 
ten Zukunftsplans, der auch unter dem 
Titel „mehr»Altona“ beworben wird, 
sind jedenfalls nicht verhandelbar. 
Und so heißt es in einem Papier der 
„Altonaer Plattform gegen Verdrän¬ 
gung“ folgerichtig: „Eine Verschöne¬ 
rung unserer Viertel macht nur Sinn 
unter der Voraussetzung auch dort 
bleiben zu können. Was nützt uns eine 
Straßenraumgestaltung, wenn wir we¬ 
gen erhöhter Miete wegziehen müs¬ 
sen? Vielmehr noch die verschönerte 
Straße dazu beigetragen hat! (...) die 
Frage nach unserer Zukunft in Altona- 
Mitte [benötigt] auch eine Antwort auf 
der Straße und in den Häusern, in der 
Auseinandersetzung mit Eigentümern 
und politisch Verantwortlichen. Die 
Mitmachangebote des Zukunftsplans 
sind der falscheste Ort dafür.“ 

Imö 


Thyssen-Krupp will 
Gewinn verdoppeln 

Für das laufende Jahr steht der Stahl¬ 
konzern einen Gewinn von 1,2 Milli¬ 
arden Euro in Aussicht. Nicht genug, 
findet Thyssen-Krupp-Chef Heinrich 
Hiesinger und „zieht die Zügel straf¬ 
fer“ (Handelsblatt). 

Der Gewinn reiche noch nicht aus. 
Thyssen-Krupp wolle eine Dividende 
zahlen können, die finanzielle Kraft für 
Zukäufe ermögliche. Dafür plane der 
Stahlproduzent bis Ende des kommen¬ 
den Geschäftsjahres 2014/15 die Kos¬ 
ten um 2,3 Milliarden Euro senken, 
auch ein Verkauf von Geschäftsteilen 
sei geplant, darunter etwa der Bereich 
Fahrgasttreppen. 

Neues Fiesta-Modell 
für Russland 

Der amerikanische Autobauer Ford 
will ein neues Fiesta-Modell für den 
russischen Markt bauen. Ein Werk 
in der Teilrepublik Tatarstan soll ent¬ 
sprechend modernisiert werden, heißt 
es beim russisch-amerikanischen Joint 
Venture Ford Söllers. Das Investitions¬ 
volumen beträgt demnach 150 Millio¬ 
nen Dollar (etwa 112 Millionen Euro). 
Die Wagen sollen ab 2015 vom Band 
rohen, etwa 115 000 pro Jahr sollen es 
sein. 

Russischer Importstopp: 
Landarbeiter müssen bei EU- 
Hilfen berücksichtigt werden 

Anlässlich der EU-Hilfen für Bauern, 
die vom russischen Importverbot be¬ 
troffen sind, fordert die Agrargewerk¬ 
schaft IG BAU, die Arbeitnehmer 
nicht zu übergehen. „Bei den Hilfen 
aus Brüssel müssen die Interessen der 
Beschäftigten berücksichtigt werden“, 
sagte der IG BAU-Bundesvorsitzende 
Robert Feiger. 

„Es kann nicht sein, dass mit Steu¬ 
ermitteln ein Ernteverzicht der Bau¬ 
ern aufgefangen wird, diese gleichzei¬ 
tig ihre Beschäftigten vor die Tür set¬ 
zen und die Arbeitnehmer als einzige 
unter dem russischen Importstopp lei¬ 
den müssen. Wenn ein Betrieb Hilfe 
bekommt, müssen Kündigungen tabu 
sein. Erntehelfern, die wegen des Im¬ 
portstopps nicht eingestellt werden, 
brauchen ebenso Unterstützung wie 
die Bauern.“ 

Tarifeinigung bei der Deut¬ 
schen Presseagentur dpa 

ver.di hat sich mit der Deutschen Pres¬ 
seagentur (dpa) auf ein Tarifergebnis 
für die insgesamt rund 750 Beschäftig¬ 
ten bei der dpa-Mutter und den sechs 
j ournalistischen Tochterunternehmen 
geeinigt. Demnach werden die Ein¬ 
kommen rückwirkend ab Mai 2014 
und ab Mai 2015 erneut um jeweils 80 
Euro erhöht - und erstmals gibt es ei¬ 
nen Manteltarif für die Beschäftigten 
der sechs dpa-Töchter. 

Dazu kommt ein Einstieg in ein zu¬ 
sätzliches Urlaubsgeld von 600 Euro 
im Jahr 2014 und 600 Euro im Jahr 
2015. Außerdem werden künftig ge¬ 
mäß der Regelung bei der dpa auch 
für die rund 170 Beschäftigten der 
Tochtergesellschaften Zuschüsse zum 
Krankengeld ab der siebten Woche 
der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. Für die 
dpa-Mutter wurde der Manteltarifver¬ 
trag unverändert für die Laufzeit des 
Tarifabschlusses bis Ende Januar 2016 
verlängert: „Der Aufbau von Mantel¬ 
tarifregelungen für die dpa-Tochterbe- 
schäftigten war überfällig. Insgesamt 
ist das Ergebnis ein Erfolg, denn es si¬ 
chert allen dpa-Kolleginnen und Kol¬ 
legen höhere Einkommen und sozialen 
Schutz“, sagte ver.di-Verhandlungsfüh- 
rer Matthias von Fintel. 

Ausbeutung ohne Integration 

Frank-Jürgen Weise, Chef der Bun¬ 
desagentur für Arbeit (BA), sorgt sich 
um die Integration ausländischer Fach¬ 
kräfte, da diese sonst nicht gehalten 
werden könnten. Es habe Firmen gege¬ 
ben, „die noch nicht gut genug darauf 
vorbereitet waren, mit den Menschen 
umzugehen“, sagte Weise. Es gehe nicht 
nur darum, einfach freie Stehen zu be¬ 
setzen, so der BA-Chef. „Es ist die Fra¬ 
ge: Wird jemand auch im privaten Um¬ 
feld integriert, kümmert sich jemand 
um die Familie, wenn jemand nicht 
allein, sondern mit Angehörigen nach 
Deutschland kommt?“ 
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War Starts Here Camp 2014 

Vom 17. bis 25. August werden Antimili- 
taristlnnen und Kriegsgegnerinnen be¬ 
reits zum dritten Mal das internationa¬ 
le Diskussions- und Aktionscamp „War 
Starts Here“ gegen Krieg und Militarisie¬ 
rung veranstalten. 

Ihr Protest richtet sich weiterhin kon¬ 
kret gegen das Gefechtsübungszentrum 
des Heeres (GÜZ) in der Altmark nahe 
Magdeburg, Europas größtem Truppen¬ 
übungsplatz, auf dessen Gelände derzeit 
die Übungsmetropole „Schnöggersburg“ 
gebaut wird. Gefechtssimulationen und 
Aufstands-bekämpfungsszenarien wer¬ 
den als maßgeblich für die militärisch 
offensiver werdende Außenpolitik der 
BRD und NATO-Staaten angesehen. 
Bereits in den letzten Jahren diskutier¬ 
ten und protestierten Teilnehmerinnen 
unter dem Motto „Krieg beginnt hier - 
und ist hier aufzuhalten!“. 

Im Rahmen der zentralen Aktions¬ 
tage gelang es ihnen in den vorangegan¬ 
genen Jahren den Übungsbetrieb auf 
dem GÜZ zu stören. An diese Erfolge 
soll auf dem Camp in diesem Jahr ange¬ 
knüpft werden. Weitere Informationen 
und Material für die Presse finden Sie 
unter: warstartsherecamp.org 

Lautstarke Proteste 
gegen Wachbataillon 

Am Nachmittag des 12. August mar¬ 
schierten etwa 30 Soldatlnnen das Ber¬ 
liner Wachbataillon der Bundeswehr 
anlässlich der traditionellen „Köpeni- 
ckiade“ vor dem Rathaus Köpenick, Sitz 
des Bezirksamtes Treptow-Köpenick, 
auf und provozierten lautstarke Protes¬ 
te. Denn gekommen waren auch mehr als 
50 Menschen, um gegen die geschmack¬ 
lose Inszenierung und die Militarisierung 
des öffentlichen Raumes zu demonstrie¬ 
ren. Zu Gegenprotesten aufgerufen hat¬ 
ten das Antifaschistische Bündnis Südost 
[ABSO] und die Berliner Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes - Bund 
der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA). 

Atom-Zug durch Niedersach¬ 
sen, NRW und Rheinland-Pfalz 

Der Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) übt scharfe Kritik 
an einem Atomtransport, der am 17. Au¬ 
gust auf dem Schienenweg Hamburg ver¬ 
lassen hat. 

Der Zug, der mehr als 30 Container 
mit Uranerz geladen hat, rollt als Tran¬ 
sittransport quer durch Niedersachen, 
NRW und Rheinland Pfalz Richtung 
Frankreich. Der BBU warnt vor den Ge¬ 
fahren, die mit dem Urantransport ver¬ 
bunden sind. Und der Umweltverband 
kritisiert mit Nachdruck „die Politik der 
Geheimniskrämerei und der Verschlei¬ 
erung, die gerade bei diesem Transport 
deutlich wird“, so BBU-Vorstandsmit- 
glied Udo Buchholz. Nach Informati¬ 
onen des NDR sollte der Zug mit sei¬ 
ner Nuklearfracht am 18.8. starten. Der 
Atomtransport wurde aber bereits 17. 7. 
kurz nach dessen Abfahrt beobachtet. 

Erst durch Recherchen mehrerer An¬ 
ti-Atomkraft-Initiativen wurde in den 
letzten Tagen die Ankunft des Urans 
über den Seeweg in Hamburg bekannt. 
Norddeutsche Initiativen, aber auch Ini¬ 
tiativen im Münsterland sowie im Rhein¬ 
land, gehen davon aus, dass das Uran von 
Hamburg über die Bahnstrecke Bremen- 
Osnabrück-Münster-Hamm-Hagen- 
Wuppertal-Köln-Bonn-Koblenz-Trier- 
Saarbrücken Richtung Südfrankreich 
transportiert wird. Dort soll es dann in 
Malvesi weiter verarbeitet werden. Ver¬ 
mutlich kommt zumindest ein Teil davon 
später zur weiteren Verarbeitung zurück 
nach Nordrhein-Westfalen, damit es in 
der Urananreicherungsanlage in Gronau 
zum Einsatz kommen kann. 

Angesichts unkalkulierbarer Risiken 
fordert der BBU erneut das Verbot jeg¬ 
licher Atomtransporte und grundlegend 
die sofortige Stilllegung aller Atomanla¬ 
gen und Atomkraftwerke. Der interna¬ 
tional engagierte Verband betont, dass 
Atomtransporte auf dem Seeweg, aber 
auch an Land, mit Gefahren für die Be¬ 
völkerung verbunden sind. In diesem Zu¬ 
sammenhang weist der BBU darauf hin, 
dass bei Bahn- und LKW-Transporten 
mit Nuklearfracht die möglichen Hilfs¬ 
kräfte an den Transportstecken, z.B. das 
DRK und die Feuerwehren, im Vorfeld 
nicht über die Atomtransporte infor¬ 
miert werden. 


Krieg aus Stuttgart stoppen 

100 Jahre i. Weltkrieg - 75 Jahre 2. Weltkrieg: Die Waffen nieder! Jetzt! 



Patch Barracks in Stuttgart-Vaihingen, Luftaufnahme von 1957 . Hier ist auch die US-Einsatzzentrale Eucom beheimatet. 


I n der Ukraine spitzt sich der Bürger¬ 
krieg seit Monaten zu. Der Kampf 
der Großmächte um Einfluss und 
Macht wird dabei auf dem Rücken der 
Bevölkerung ausgetragen. Mit politi¬ 
schen, ökonomischen und militärischen 
Mitteln versuchen die USA, die NATO 
und die EU, ihre geostrategischen In¬ 
teressen durchzusetzen und scheuen 
nicht vor einer offenen Zusammenar¬ 
beit mit faschistischen Kräften in der 
Ukraine zurück. 

Altbundeskanzler Helmut Schmidt 
hatte den Größenwahn der EU be¬ 
reits im Mai 2014 gebrandmarkt und 
gewarnt: „Ich halte nichts davon, ei¬ 
nen dritten Weltkrieg herbeizureden, 
erst recht nicht von Forderungen nach 
mehr Geld für Rüstung der Nato. Aber 
die Gefahr, dass sich die Situation ver¬ 
schärft wie im August 1914, wächst von 
Tag zu Tag.“ 

In dieser angespannten Lage soll 
vom 11. bis 28. September 2014 im 
Nicht-NATO-Land Ukraine ein Kriegs¬ 
manöver der NATO „Rapid Trident“ 
mit Beteiligung von 16 Staaten (dar¬ 
unter fünf Nicht-NATO-Mitglieder, al¬ 
les ehemalige Sowjetrepubliken!), mit 
1300 Soldaten unter Einbeziehung al¬ 
ler Waffengattungen stattfinden. Die 
Bundesregierung „prüft“ die Beteili¬ 
gung „von Einzelpersonen“, d.h. deut¬ 
scher Führungsoffiziere, „allerdings nur 
in Übungsstäben“! 

Die Vorbereitung und das Ober¬ 
kommando dieses Manövers liegt 
beim EUCOM in Stuttgart-Vaihingen. 
Die US-Militär-Kommandozentrale für 
Europa ist auch verantwortlich für die 
in Europa gelagerten Atomwaffen, die 
im Rahmen eines 10-Milliarden-Dollar- 
Programms modernisiert werden sollen. 

Wir wehren uns entschieden gegen 
die weitere Eskalation in der Ukraine 
an der Nahtstelle zwischen Ost und 
West, die auch zu einer atomaren Aus¬ 
einandersetzung führen kann. 

Die Schlussfolgerung 100 Jahre 
nach Beginn des ersten Weltkriegs und 
75 Jahre nach Beginn des zweiten Welt¬ 
kriegs kann nur lauten: 


Die Waffen nieder! Jetzt! 

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschis¬ 
mus! 

Wir verlangen deshalb das Ende 
der Eskalation in der Ukraine durch: 
★ die Absage des NATO-Manövers 


Nein zum NATO-Manöver 
in der Ukraine 

Mahnwache und Kundgebung 
Donnerstag, 11. September, 18 Uhr 
Patch Barracks/US EUCOM Main Gate, 
Hauptstraße/Katzenbachstraße, 
Stuttgart-Vaihingen 


★ einen sofortigen Waffenstillstand 
und Aufnahme von Verhandlungen - 
mit allen Beteiligten 

★ die Schließung der US-Kommando- 
Zentrale EUCOM 

★ den Stopp der Modernisierung von 
Atomwaffen 

★ den Stopp aller Rüstungsexporte 

Dafür müssen sich die Bundesre¬ 
gierung, die Landesregierung und die 
Stadt Stuttgart mit all ihren Möglich¬ 
keiten einsetzen. 

Erstunterzeichner: Roland Blach, 
Thomas Haschke, Konni Lopau, Klaus 
Mausner, Paul Russman, Philipp Vollrath. 


Weitere Unterstützung durch 
Einzelpersonen und Organisationen 
herzlich willkommen, bitte melden an 
Klaus Mausner (Email mauslop@t-on- 
line.de). 

Unterstützen Sie dazu auch die ört¬ 
lichen Antikriegstags-Kundgebungen 
am 1. September (75. Jahrestag Be¬ 
ginn 2. Weltkrieg) u.a. ab 17 Uhr am 
Mahnmal (zwischen Karlsplatz und 
Altem Schloss) in Stuttgart und die 
Kundgebung am 4. Oktober vor dem 
AFRICOM in Stuttgart (im Rahmen 
des internationalen Aktionstages ge¬ 
gen Drohnen). 


Sommer, Sonne, Revolution 

Erfolgreiche 21. Fiesta Moncada in Bonn 



Die Musikgruppen Habana Open und Vaiven Cubano traten im Crossover gemischt auf. 


Die erste „Fiesta Moncada“ anläss¬ 
lich des Jahrestages des Sturms auf 
die Moncada-Kaserne, die den Be¬ 
ginn der kubanischen Revolution 
markiert, fand im Jahr 1990 auf dem 
Gelände der Botschaft der Republik 
Kuba in Bonn statt. Damit wurde eine 
Tradition begründet, mit der dieses 
Fest später in verschiedenen Städten 
Nordrhein-Westfalens Station machte 
und ihre „Ableger“ auch in anderen 
Bundesländern fand. Diesmal etwas 
zeitversetzt fand die diesjährige Fies¬ 
ta Moncada nun am 16. August erneut 
auf kubanischem Territorium in Bonn 
statt. Organisiert von der Außenstel¬ 
le der kubanischen Botschaft in Zu¬ 
sammenarbeit mit der Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba e.V. (Bundes¬ 
vorstand und Regionalgruppen Bonn, 
Essen und Köln), Kuba-Hilfe Dort¬ 
mund, DKP Kuba-AG, Humanitäre 
Kuba-Hilfe Bochum und SDAJ bilde¬ 
te die 21. Auflage ein rundum gelunge¬ 
nes und sehr gut besuchtes Fest. Dank 
der solidarischen Zusammenarbeit al¬ 
ler Beteiligten konnte den mehreren 
hundert Besucherinnen und Besu¬ 
chern ein kulinarisch wie kulturell an¬ 
spruchsvolles Angebot gemacht wer¬ 
den, das dankbar und engagiert ange¬ 
nommen wurde. 

Durch eine inhaltliche Rede 
der Leiterin der Außenstelle, Anet- 


Der Bonner 

Oberbürgermeister Jürgen 
Nimptsch gratulierte der 
Fre undsch aftsg esellsch aft 
BRD-Kuba in seinem 
Grußwort zu ihrem 
40-Jährigen Bestehen. 


te Chao Garcia, das Grußwort des 
Bonner Oberbürgermeisters, Jürgen 
Nimptsch, in der dieser ausdrücklich 
der FG zu ihrem 40-jährigen Beste¬ 
hen gratulierte, und kurze Selbstvor¬ 
stellungen aller beteiligten Gruppen 
erhielten die Gäste ein umfassendes 
Bild über den Anlass des Festes eben¬ 
so wie die konkrete Kuba-Solidarität 
hier im Lande. Diese Einsichten konn¬ 
ten noch vertieft werden durch Besu¬ 
che an den verschiedenen Informati¬ 
onsständen. 

Mit der Auswahl des Kulturpro¬ 
gramms haben die Veranstalter ein 
gutes Gespür bewiesen. Die Musik¬ 


gruppen Habana Open und Vaiven 
Cubano, die im Crossover auftraten, 
die Solosängerin Nicky Märquez und 
der DJ Luis, sie alle boten ein hin- und 
im Wortsinne mitreißendes Kultur¬ 
programm. Buchstäblich jeder Qua¬ 
dratzentimeter des Botschaftsgartens 
wurde durch die Tanzenden in Be¬ 
schlag genommen: Ob in Zweier-, in 
Mehrfachkombination oder als Con¬ 
ga - der Boden bebte. Zum Ausklang 
des tollen Festes erfolgte eine durch 
das Reisebüro SoliArenas organisier¬ 
te Verlosung eines Fluges nach Havan¬ 
na, dessen Gewinner neidlos Beifall 
bekundet wurde. 


Der Moderator entließ die Gäste 
nach einem glücklicherweise regenfrei¬ 
en kubanischen Tag mit der Einladung, 
sich am 12. September an dem von meh¬ 
reren Kuba-Solidaritätsgruppen orga¬ 
nisierten Aktionstag für die MIAMI 5, 
denen diese Fiesta Moncada gewidmet 
war, zu beteiligen. Anlässlich des 16. Jah¬ 
restages der Inhaftierung der fünf kuba¬ 
nischen Patrioten in den USA wird es ab 
11.00 Uhr vor dem US-Generalkonsulat 
in der NRW-Landeshauptstadt auf dem 
Berta-von-Suttner-Platz (direkt hinter 
dem Hauptbahnhof Düsseldorf) einige 
spektakuläre Aktionen geben. 

Heinz-W. Hammer 
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unsere zeit 


Innenpolitik 


Fiasko oder doch Absicht? 


NSU-Abschlussbericht aus Thüringen liegt vor - Medienschau 


A m vergangenen Donnerstag 

(nach Redaktionsschluss dieser 
Zeitung) legte der NSU-Untersu¬ 
chungsausschuss des Thüringer Land¬ 
tags seinen Abschlussbericht vor. Bereits 
am Dienstag kommentierten zahlreiche 
Medien das der Deutschen Presseagen¬ 
tur (dpa) vorliegende 1 800-Seiten-Pa¬ 
pier. Offensichtlich übertrifft der Bericht 
an Brisanz alles, was von offizieller Seite 
bisher zum Thema NSU und Verfas¬ 
sungsschutz gesagt wurde. Im Folgenden 
dokumentieren wir Auszüge der ersten 
Berichte vom 19. August. 


www.mdr.de 

Absicht der Behörden möglich 

Der Thüringer NSU-Untersuchungsaus- 
schuss hält auch gegenseitige Sabotage 
von Behörden bei der frühen Fahndung 
nach den mutmaßlichen Rechtsterroris¬ 
ten für möglich. „Die Häufung falscher 
und nicht getroffener Entscheidungen 
und die Nichtbeachtung einfacher Stan¬ 
dards lassen aber auch den Verdacht 
gezielter Sabotage und des bewuss¬ 
ten Hintertreibens und Auffindens der 
Flüchtigen zu“, hießt es in dem Bericht. 
Damit hält erstmals ein parlamentari¬ 
sches Untersuchungsgremium behörd¬ 
liche Sabotage für eine der denkbaren 
Varianten ... 

... Während der Anhörungen des Aus¬ 
schusses hatten mehrfach einzelne Abge¬ 
ordnete den Verdacht geäußert, dass die 
Fahndung gezielt hintertrieben worden 
sei. Aber auch die Staatsanwaltschaft 
Gera sowie das Landeskriminalamt seien 
für das „Fiasko“ verantwortlich: „Festzu¬ 
halten ist auch, dass die Fahndung nicht 
nur an unzulässig zurückgehaltenen In¬ 
formationen des Thüringer Landesam¬ 
tes für Verfassungsschutzes gescheitert 
ist, sondern dass das Thüringer LKA und 
die Staatsanwaltschaft nachweislich ihre 
eigenen Aufgaben und Befugnisse nicht 
hinreichend wahrgenommen haben, und 
das LKA eigene Erkenntnisse nicht mit 
Nachdruck verfolgt hat.“ 

Für eine gezielte Gründung oder den 
Aufbau von Strukturen der Rechtsext¬ 
remisten fand der Ausschuss aber keine 
Belege. „Allerdings gibt es hinreichend 
Gründe, von einer mittelbaren Unter¬ 
stützung und Begünstigung derartiger 
Strukturen durch das Landesamt für Ver¬ 
fassungsschutz zu sprechen.“ Der jetzige 
Abschlussbericht ist von den fünf Frak¬ 
tionen des Landtags einstimmig gebilligt 
worden, zudem gibt es Sondervoten aller 
Fraktionen ... 


Spiegel online 

Ermittlungen als Fiasko 

Die Fahndung nach den Mitgliedern des 
NSU war ein einziges Desaster. Zu die¬ 
sem Ergebnis kommt der Abschlussbe¬ 
richt des Untersuchungsausschusses im 
Thüringer Landtag. Bei der Suche nach 
den mutmaßlichen Neonazi-Terroris¬ 
ten Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und 


Uwe Böhnhardt seien derart viele fal¬ 
sche Entscheidungen gefällt oder einfa¬ 
che Standards missachtet worden, dass 
der „Verdacht gezielter Sabotage oder 
des bewussten Hintertreibens des Auffin¬ 
dens der Flüchtigen“ naheliege, heißt es 
in dem Report, der vorab der Nachrich¬ 
tenagentur dpa vorlag. Die Ermittlungen 
werden auch als „Fiasko“ und „Desaster“ 
bezeichnet... 

... Nach dem Untertauchen 1998 
habe es bei der Fahndung derart vie¬ 
le Unstimmigkeiten gegeben, „dass es 
dem Ausschuss nicht mehr vertretbar 
erscheint, hier nur von unglücklichen 
Umständen 4 ,,Pannen 4 oder ,Fehlern 4 zu 
sprechen“, heißt es im Bericht. Dabei 
beruft sich der Ausschuss auf zahlreiche 
Aussagen, vor allem früherer Ermittler 
der Polizei und von Staatsanwälten. 

Zielfahnder der Polizei immer 
wieder „verraten worden“ 

In dem Bericht wird der frühere Chef der 
Staatsanwaltschaft Gera, Arndt Koep- 
pen, mit den Worten zitiert, die Ziel¬ 
fahnder der Polizei seien immer wie¬ 
der „verraten worden“. „Wenn die sich 
irgendwo angepirscht und versucht ha¬ 
ben, jemanden festzunehmen, seien die 
Zielpersonen vorher offenbar gewarnt 
worden.“ Fahnder hätten sich gewundert, 
dass „immer, wenn man an eine Adresse 
komme“, an der man Zschäpe, Mundlos 
und Böhnhardt vermutet habe, „die ge¬ 
rade weg gewesen“ seien. 

Der Ausschuss wirft den Verfassungs¬ 
schutzämtern zudem die „mittelbare 
Unterstützung“ und „Begünstigung“ 
rechtsextremer Strukturen vor. Als Bei¬ 
spiel nennt der Bericht den Gründer des 
rechtsextremen „Thüringischen Heimat¬ 
schutzes“ (THS),Tino Brandt, der als V- 
Mann für den Verfassungsschutz tätig 
war. An ihn seien „neben Sachmitteln 


übermäßig hohe Prämien ausgereicht“ 
worden ... 


sueddeutsche.de 

NSU-Ermittlungen angeprangert 

... Die Abgeordneten wollten es wirklich 
wissen. Ein Untersuchungsausschuss des 
Thüringer Landtags hat zweieinhalb Jah¬ 
re intensiv gearbeitet, um das Versagen 
der Behörden im Fall der Terrorgruppe 
NSU aufzuklären. In seinem fast 1 8 00 
Seiten starken Abschlussbericht stellt 
der Ausschuss nun der Polizei, der Jus¬ 
tiz und dem Verfassungsschutz des Bun¬ 
deslandes ein vernichtendes Zeugnis aus. 
Die Geschichte der Fahndung nach den 
drei untergetauchten Neonazis aus Jena 
sei „ein einziges Desaster“. 

In seltener Einmütigkeit werfen die 
verschiedenen Landtagsfraktionen den 
Behörden vor, Spuren nicht richtig ver¬ 
folgt und schlecht zusammengearbeitet 
zu haben. Sie sprechen von einem „Fias¬ 
ko“, der Begriff „Pannen“ sei hier nicht 
mehr vertretbar. Die Vielzahl falscher 
oder nicht getroffener Entscheidungen 
lasse sogar „denVerdacht gezielter Sabo¬ 
tage und des bewussten Hintertreibens 
eines Auffindens der Flüchtigen zu“. 

Die Abgeordneten hatten damit zu 
kämpfen, dass einige Akten verschwun¬ 
den sind oder vernichtet wurden und 
nicht sicher ist, wie vollständig das vor¬ 
gelegte Material war. Tausende Akten 
sind gesichtet und Dutzende Zeugen in 
insgesamt 68 oft sehr langen Sitzungen 
befragt worden. 

Für den Ausschuss, über dessen Be¬ 
richt am Freitag im Landtag debattiert 
werden soll, steht nun fest: Man hätte 
das untergetauchte Trio finden können. 
Dies sei nicht geschehen, weil die Behör¬ 
den wichtige Hinweise nicht richtig ver¬ 
arbeitet hätten. Der Verfassungsschutz 


habe Informationen nicht an die Polizei 
weitergegeben, und diese habe ihrerseits 
Fahndungsansätze ungenutzt gelassen. 
Vorwürfe erheben die Abgeordneten 
zudem gegen das Innenministerium in 
Erfurt. Dort habe zumindest bis zum 
Jahr 2000 faktisch keine funktionieren¬ 
de Fachaufsicht existiert... 

... Viele noch ungeklärte Fragen sieht 
der Ausschuss im Fall der 2007 in Heil¬ 
bronn ermordeten Polizistin Michele 
Kiesewetter. Als Täter gelten die NSU- 
Terroristen, die Bundesanwaltschaft geht 
von einer zufälligen Auswahl des Opfers 
aus. Kiesewetter kam ursprünglich aus 
Thüringen, über mehrere Ecken gab es 
mögliche Berührungspunkte ihrer Fa¬ 
milie mit dem NSU-Umfeld. Eine ziel¬ 
gerichtete Ermordung sei nicht auszu¬ 
schließen, findet der Ausschuss. Es be¬ 
dürfe dazu weiterer Recherchen. 

Ohnehin ist es möglich, dass nach 
der kommenden Landtagswahl erneut 
ein Untersuchungsausschuss eingesetzt 
wird. Zweifel an der Version der Bun¬ 
desanwälte haben die Thüringer Abge¬ 
ordneten noch in einem anderen Punkt: 
dem Tod von Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt. Ihre Leichen wurden am 
4. November 2011 in einem brennenden 
Wohnmobil in Eisenach gefunden, nach¬ 
dem sich zwei Polizisten dem Fahrzeug 
genähert hatten. Die NSU-Terroristen 
sollen sich selbst erschossen haben. Ge¬ 
gen einen Suizid spreche aber, so der 
Ausschuss, dass die beiden sonst kalt¬ 
blütig und gewaltbereit gewesen seien. 

Es sei nicht überzeugend, dass die 
Männer sich kampflos und ohne einen 
Versuch, zu flüchten, umgebracht hätten. 
Die Bundesanwaltschaft sieht dagegen 
keine Hinweise dafür, dass Mundlos und 
Böhnhardt von einer dritten Person ge¬ 
tötet worden sein könnten. 

UZ/AR 
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Hat einiges zu diskutieren: Der Landtag in Thüringen. 


Kampf um Regierungsbeteiligungen und Postchen 

CDU öffnet rechte Flanke zur AfD 


Noch knapp zwei Wochen dann wird 
in Sachsen ein neuer Landtag gewählt. 
Eine politische Wechselstimmung ist 
im Freistaat indes nicht wahrnehmbar. 
Schon jetzt zeichnet sich ab, dass die 
CDU auch in der kommenden Legis¬ 
laturperiode den Ministerpräsidenten 
stellen dürfte. In einer am 18. August 
veröffentlichten Meinungsumfrage 
kommt die CDU schließlich auf satte 
42 Prozent der Wählerstimmen. Damit 
hätten die Konservativen, die in Sach¬ 
sen seit der Annexion der DDR die 
Landesregierung stellen bzw. sie an¬ 
führen, insgesamt mehr Stimmen als 
Linkspartei, SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen zusammen. 

Die Sozialdemokraten kämen nach 
derzeitigem Stand auf 13, Bündnis 90/ 
Die Grünen auf sechs Prozent. Die 
Linkspartei liegt bei 18 Prozent und 
würde sich damit im Gegensatz zur 
letzten Landtagswahl verschlechtern. 


Die bisher noch gemeinsam mit der 
CDU regierende FDP wäre mit nur 
drei Prozent der Stimmen genauso we¬ 
nig im Landtag vertreten wie die neo¬ 
faschistische NPD, die aktuell mit vier 
Prozent der Wählerstimmen gehandelt 

In Sachsen, Thüringen und 
Brandenburg stehen in 
den kommenden Wochen 
Landtagswahlen an. 


wird. Es könnte den Neofaschisten je¬ 
doch durchaus noch gelingen, einen 
Wahlerfolg zu erringen. 

Zum ersten Mal in das Parlament 
in Dresden einziehen würde dem¬ 
nach die Alternative für Deutschland 
(AfD), die sechs Prozent der Stimmen 
auf sich vereinen könnte. So könnte 
die AfD den Platz der FDP einneh¬ 
men und gemeinsam mit der CDU 


eine Regierungskoalition bilden. Der 
bisherige Ministerpräsident Stanislaw 
Tillich (CDU) hatte bisher nur Koa¬ 
litionen mit der Linkspartei und der 
neofaschistischen NPD ausgeschlos¬ 
sen, jedoch nicht mit der AfD. Einzig 
mit dem Satz „Die AfD ist sehr popu¬ 
listisch unterwegs, gerade wenn es um 
Europa geht. In ihrer Rhetorik unter¬ 
scheidet sie sich kaum von Linkspartei 
und NPD“, ließ sich Tillich vor wenigen 
Tagen in einem Artikel der Zeitung 
Die Welt zitieren. Gegenüber dem 
Berliner Tagesspiegel hatte er Koali¬ 
tionsgespräche mit der AfD jüngst für 
möglich erklärt. 

Ähnlich hat sich nunmehr auch 
der innenpolitische Sprecher der 
CDU-Fraktion im Thüringer Landtag, 
Wolfgang Fiedler, geäußert, der eine 
Zusammenarbeit mit der AfD nicht 
grundsätzlich ausschloss. „Wir soll¬ 
ten uns Sondierungsgesprächen nicht 


verweigern, falls es nach der Landtags¬ 
wahl für eine gemeinsame Mehrheit 
reicht“, forderte Fiedler gegenüber der 
„Thüringer Allgemeinen“. Und weiter: 
„Wenn die Sozialdemokraten planen, 
einen Linken zum Ministerpräsiden¬ 
ten zu wählen, sollten wir nicht von 
vornherein eine mögliche Option 
ausschließen“, stellte er klar. Tatsäch¬ 
lich hat Linke-Fraktionschef Bodo 
Ramelow keine schlechten Chancen, 
erster Ministerpräsident mit Linke- 
Parteibuch zu werden. Sollte ein Re¬ 
gierungswechsel tatsächlich möglich 
werden, wollen die demokratischen 
Sozialisten ihre rund 3800 Mitglieder 
zu den Inhalten eines Koalitionsver¬ 
trages befragen. Während in Sachsen 
am 31. August gewählt wird, werden 
die Bürgerinnen und Bürger in Thü¬ 
ringen am 14. September zu den Wahl¬ 
urnen gerufen. 

Markus Bernhardt 
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Keine Waffenlieferun¬ 
gen in den Irak 

„Das Regime in Bagdad ist Teil des 
Problems, nicht Teil der Lösung. Die 
irakische Armee hat über Monate hin¬ 
weg mit amerikanischen Waffen sunni¬ 
tische Städte beschossen. Das hat die 
Eskalation des Bürgerkriegs und den 
Aufstieg des brutalen ,Islamischen 
Staat 4 erst ermöglicht. Auch unter dem 
designierten Ministerpräsidenten Hai- 
dar al-Abadi geht die irakische Armee 
rücksichtslos gegen die sunnitische 
Bevölkerung vor. Sie darf nicht durch 
Waffen aus Deutschland gestärkt wer¬ 
den“, kommentiert Christine Buchholz, 
verteidigungspolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, die Diskussionen 
in der Bundesregierung um Waffenlie¬ 
ferungen in den Irak und die diesbe¬ 
züglichen Informationen an den Ver- 
teidigungs- und den Auswärtigen Aus¬ 
schuss. Buchholz weiter: 

„Wenn die Bundesregierung den 
Kurden wirklich helfen wollte, würde 
sie ihr Selbstbestimmungsrecht aner¬ 
kennen. Es ist heuchlerisch, laut über 
die Lieferung von Waffen an kurdi¬ 
sche Peschmerga nachzudenken, wäh¬ 
rend gleichzeitig die kurdische PKK in 
Deutschland weiter als Terrororganisa¬ 
tion behandelt wird. 

Im Irak sind geschätzt 1,2 Millionen 
Menschen auf Lebensmittel, Trinkwas¬ 
ser, Medikamente, Notunterkünfte und 
Kleidung angewiesen. Die Bundesre¬ 
gierung muss auf die Appelle von Ca¬ 
ritas, Diakonie und anderen nach mehr 
Unterstützung eingehen, anstatt die 
Bundeswehr in Szene zu setzen. Nicht 
die Bundeswehr, sondern humanitäre 
Hilfsorganisationen und das UNHCR 
sind die Institutionen, die im Irak wirk¬ 
sam helfen können.“ 

Prozess gegen Rechts in Erfurt 

Vor dem Amtsgericht in Erfurt hat am 
Dienstag, 19. 8., der Prozess gegen sie¬ 
ben Neonazis, die vor zwei Jahren Be¬ 
sucher einer Ausstellung überfallen 
und teils schwer verletzt haben sollen. 
Obwohl die Opfer von Nazi-Parolen 
und Sieg Heil Rufen berichteten, sah 
die Polizei anfangs keinen rechtsextre¬ 
men Hintergrund. 

Eigentlich hatte die Eröffnung der 
Ausstellung „miss painting“ im Erfur¬ 
ter Kunsthaus ein freudiges Erlebnis 
werden sollen, doch für Organisato¬ 
ren und Besucher endete der Freitag¬ 
abend im Juli 2012 in nackter Gewalt. 
Nach einem Überfall von Neonazis 
mussten sechs Verletzte mit dem Kran¬ 
kentransport in die Notaufnahme ge¬ 
bracht werden. Acht Neonazis, die teil¬ 
weise T-Shirts mit dem Konterfrei von 
Horst Wessel trugen, provozierten die 
Besucher mit Nazi-Parolen und „Sieg 
Heil“-Rufen, die Veranstalter alarmier¬ 
ten daraufhin die Polizei und verwiesen 
die Neonazis des Grundstücks. „Diese 
griffen jedoch die Besucher und Betrei¬ 
ber des Kunsthauses mit unbeschreib¬ 
licher Brutalität an“, heißt es in einer 
kurz darauf veröffentlichten Mitteilung 
des Kunsthauses. Mehrere Gewalttäter 
schlugen den Kurator der Ausstellung 
zusammen und brachen ihm das Na¬ 
senbein. Der Leiterin der Einrichtung 
wurde eine volle Bierflasche auf dem 
Kopf zerschlagen, einer Besucherin im 
Beisein ihres Kindes der Kopf mehr¬ 
mals auf den Autokühler geschlagen, 
andere Besucher durch Verletzungen 
durch Flaschenwürfe verletzt. 

In dem Polizeibericht fand sich zu¬ 
nächst kein Hinweis auf einen rechts¬ 
extremen Hintergrund der Tat: Es sei 
„aus bisher nicht bekannten Gründen“ 
zu den Übergriffen gekommen, von ei¬ 
ner Verbindung zur rechtsextremen 
Szene gehe die Polizei nicht aus. Erst 
drei Tage erklärte die Sprecherin der 
Landespolizeiinspektion Erfurt, die Po¬ 
lizei ermittle nun doch in der rechten 
Szene, da zwei der acht Täter bekannte 
rechtsextreme Straftäter seien und es 
zur Verwendung rechtsextremer Sym¬ 
boliken gekommen sei. Nach dem Ab¬ 
schluss der Ermittlungen ein Jahr spä¬ 
ter erhob die Staatsanwaltschaft beim 
Amtsgericht Erfurt Klage gegen sechs 
Männer und eine Frau unter anderem 
wegen gemeinschaftlicher gefährlicher 
Körperverletzung, Volksverhetzung, 
Widerstand und Verwenden von Kenn¬ 
zeichen verfassungswidriger Organisa¬ 
toren. (blick nach rechts) 
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Krieg zu Hause 

USA: Der Mord an Michael Brown und die Militarisierung der Polizei 


Freude über Sanktionen 

Die von der EU-Sanktionen gegen Russ¬ 
land haben seltsame „Nebenwirkungen“. 
In den Zeitungen verschiedener latein¬ 
amerikanischer Staaten waren jüngster 
Zeit Berichte erschienen, in denen die 
Freude über die Erhöhung des Fleisch-, 
Obst- und Gemüseexports aus Latein¬ 
amerika nach Russland durchschimmert, 
weil die EU den Export dieser Produkte 
an Russland aus Sanktionsgründen zum 
Schaden der niederländischen, deut¬ 
schen, französischen, italienischen und 
spanischen Erzeuger verboten hat. 

Die brasilianische Tageszeitung 
„Folha de Sao Paulo“ berichtete, dass 90 
brasilianische Fleischbetriebe reaktiviert 
worden seien, um Rind-, Schweine- und 
Geflügelfleisch im bestellten Umfang 
nach Russland liefern zu können. Sie 
fügte hinzu: „Wenn es Brasilien gelingt, 
das gesamte zusätzlich bestellte Volumen 
zu verkaufen, werden sich die Einnah¬ 
men in seiner Handelsbilanz beträchtlich 
vergrößern. Der Export dürfte sich nicht 
auf Fleisch beschränken. Zucker, Kaffee, 
Fruchtsaft und Bananen werden eben¬ 
falls den Weg nach Russland nehmen.“ In 
Argentinien werden erhöhte Exporte an 
Fleisch und Getreide vorgesehen, Ecua¬ 
dor soll Fisch und andere Meeresfrüchte 
liefern, Peru Obst und Gemüse, Uruguay 
und Chile Fleisch und Wein. 

Die EU hat die Lateinamerikaner 
schon offiziell wissen lassen, dass ihr die¬ 
se Belebung der Geschäfte mit Russland 
missfällt. Aber in Kommentaren in Sao 
Paulo und Buenos Aires hieß es dazu: 
„Die Zeit, als die ehemaligen Koloni¬ 
almächte die Politik diktierten, die La¬ 
teinamerika zu befolgen hat, gehört einer 
vergangenen Kolonialepoche an.“ 

2050 ein Viertel der 
Weltbevölkerung Afrikaner 

Im Jahr 2050 könnte jeder vierte Mensch 
auf der Erde Afrikaner sein. Das er¬ 
gibt sich aus einem Bericht der UNO- 
Kinderhilfsorganisation UNICEF, der 
am 12. August in Johannesburg bekannt 
gegeben wurde. „Auf der Grundlage der 
aktuellen Tendenzen werden in 35 Jah¬ 
ren 25 von 100 Personen Afrikaner sein“, 
heißt es darin. Gegenwärtig leben auf 
dem afrikanischen Kontinent 1,2 Milli¬ 
arden Menschen. Diese Zahl wird sich, 
wenn die gegenwärtige Geburtenrate 
unverändert beibehalten bleibt, bis 2050 
verdoppeln und zum Ende des Jahrhun¬ 
derts 4,2 Milliarden erreichen. 

Belgien fehlt Strom 

Drei der insgesamt sieben in Betrieb 
befindlichen belgischen Atomreakto¬ 
ren sind derzeit aus Sicherheitsgründen 
abgeschaltet. Unter anderem wegen 
tausender Risse in der Reaktorumman¬ 
telung mussten bereits Ende März Re¬ 
aktor 3 des Atomkraftwerks Doel bei 
Antwerpen und Reaktor 2 des zweiten 
belgischen AKW in Tihange bei Lüttich 
heruntergefahren werden. Ein Wieder¬ 
anfahren der Meiler will die belgische 
Atomaufsichtsbehörde AFCN frühes¬ 
tens im Herbst erlauben. 

Derweil soll der am 5. August im 
Zuge einer mutmaßlichen Sabotageak¬ 
tion automatisch abgeschaltete Atom¬ 
reaktorblock Doel 4 nach Angaben 
des Betreiberkonzerns Electrabel noch 
mindestens bis Ende des Jahres still¬ 
liegen. Laut Atomaufsicht haben am 
5. August eine oder mehrere Personen 
aus einer Dampfturbine im nichtnuk- 
learen Teil des Kernkraftwerks rund 
65 000 Liter Schmieröl auslaufen las¬ 
sen, sodass die Turbine sich überhitz¬ 
te. Der Meiler wurde notabgeschaltet, 
die zu 100 Prozent dem französischen 
Energiemulti GDF Suez gehörende 
Betreiberfirma Electrabel macht keine 
Angaben, wann der Meiler wieder an¬ 
gefahren werden kann. 

Weil vergleichsweise junge und da¬ 
mit auch leistungsstärkere AKWs still¬ 
liegen, fehlen Belgien nun 3000 von 
5700 Megawatt Produktionskapazität 
aus Kernenergie. Das Land bezieht mehr 
als die Hälfte seines Strombedarfs aus 
Atomkraft. Die Behörden arbeiteten an 
einem Notfallplan für Versorgungseng¬ 
pässe, kündigte die Energiestaatssekre¬ 
tärin an. In dem von flämischen Zeitun¬ 
gen als „Abkopplungsplan“ bezeichne- 
ten Dokument wurden Zonen markiert, 
„die im schlimmsten Fall vorübergehend 
von der Stromversorgung abgetrennt 
werden“ sollen. O.W. 


• • 

ber der Stadt ist eine Flugver¬ 
botszone ausgerufen worden, am 
Boden bewegen sich Truppen in 
Transportpanzern durch die Straßen. 
Tarnuniformen, Rauchbomben, Maschi¬ 
nengewehre, Straßensperren - nicht in 
Gaza-Stadt oder in Kabul, nicht Soldaten 
der US-Armee oder der Bundeswehr, 
sondern lokale Polizeieinheiten in der 
Kleinstadt Ferguson, Missouri im mitt¬ 
leren Westen der USA, wo einer von ih¬ 
nen am 9. August den achtzehnjährigen 
Michael Brown erschossen hatte. 

Natürlich gibt es unterschiedliche 
Darstellungen des Mordes an dem 
Jungen. Vielleicht wurde er von sechs, 
vielleicht von acht Schüssen getroffen. 
Vielleicht hielt der Polizist ihn fest, wäh¬ 
rend er schoss, vielleicht schoss er auf 
einige Schritte Distanz. Vielleicht hatte 
Brown kurz zuvor versucht, eine Stange 
Zigaretten zu stehlen, vielleicht war er 
einfach Opfer einer Polizeischikane ge¬ 
worden. Sicher ist, dass er unbewaffnet 
war. Bei den Protesten gegen die töd¬ 
liche Polizeigewalt in den USA traten 
die Demonstranten der Polizei mit er¬ 
hobenen Händen entgegen - Zeugen 
hatten ausgesagt, dass Brown ebenfalls 
die Hände gehoben hatte, als er erschos¬ 
sen wurde. Zumindest eine der Forde¬ 
rungen, für die Menschen in den gan¬ 
zen USA auf die Straße gingen, wurde 
nach einigen Tagen erfüllt: Die Behör¬ 
den gaben den Namen des Mörders in 
Uniform bekannt. 

Michael Brown war farbig, wie zwei 
Drittel der Einwohner von Ferguson, wie 
92 Prozent derjenigen, die die Polizei der 
Kleinstadt einer Durchsuchung unterzo¬ 
gen hat. Der Polizist ist weiß, wie 50 von 
53 Polizeioffizieren dort, wie der Polizei¬ 
chef, der Bürgermeister und sechs der 
sieben Mitglieder des Schulausschusses. 
Und, natürlich, lebt jeder fünfte Einwoh¬ 
ner in Armut - obwohl die Arbeitslosig- 


Vor Ablauf der Waffenruhe haben Israe¬ 
lis und Palästinenser am Montag in Kairo 
über eine Beilegung des Gaza-Konflikts 
verhandelt. Fast in letzter Minute wurde 
bei den indirekten Verhandlungen unter 
ägyptischer Vermittlung eine Verlänge¬ 
rung der fünftägigen Feuerpause erzielt. 
Der palästinensische Politiker Ashraf al- 
Ajrami ein Vertrauter von Palästinenser¬ 
präsident Machmud Abbas, sprach sogar 
von einer grundsätzlichen Einigung in ei¬ 
nigen wesentlichen Punkten. Israel hat 
wie üblich „eine harte Reaktion“ ange¬ 
droht, falls neue Raketenangriffe statt¬ 
finden. Bisher waren die Angriffe der 
israelischen Truppen stets mit dem glei¬ 
chen Vorwand erfolgt. 

Nach Angaben des Gesundheitsministe¬ 
riums in Gaza starben seit dem 8. Juli auf 
Seiten der Palästinenser 2 016 Menschen, 
mehr als 10 000 wurden verletzt. Auf is- 


keit in der Metropolregion St. Louis, zu 
der Ferguson gehört, etwas unter dem 
landesweiten Durchschnitt liegt. Pers- 
pektivlosigkeit und Polizeigewalt, Ar¬ 
mut und Ausgrenzung prägen das Leben 
gerade von farbigen Jugendlichen dort. 
Denn auch die Wahl eines farbigen Prä¬ 
sidenten hat nichts an wirtschaftlicher 
Benachteiligung und rassistischer Poli¬ 
zeigewalt verändert. Der soziale Aufstieg 
einer kleinen Gruppe von gut ausgebil¬ 
deten Schwarzen kann die soziale und 
rassistische Spaltung der Gesellschaft 
genauso wenig verringern, wie uns allen 
der Aufstieg vom Tellerwäscher zum Mil¬ 
lionär offen steht. 

Die Gefahren, denen die Bevölke¬ 
rung durch die Polizei ausgesetzt ist, 
haben sich in den letzten Jahren nicht 
verringert, eher im Gegenteil. Die Be¬ 
hörden haben aufgerüstet. Mit groß an¬ 
gelegten Beschaffungsprogrammen hat 
die US-Bundesregierung dafür gesorgt, 
dass immer mehr Polizeieinheiten nun 
auch Drohnen, Granatwerfer und Mi¬ 
litärhubschrauber zur Verfügung ste¬ 
hen. In einigen hundert kleinen Coun- 
ties und Städten im Land kann sich 
der Sheriff in einem zwanzig Tonnen 
schweren gepanzerten Fahrzeug durch 
den Ort bewegen und ist vor Minen und 
Sprengfallen geschützt. Auch die Spe¬ 
zialeinheiten, die Polizeiarbeit wie auf 
dem Schlachtfeld betreiben, gewinnen 
an Bedeutung. Dass einem Durchsu¬ 
chungsbefehl mit Blendgranaten und 
Sturmgewehren Nachdruck verliehen 
wird, gehört zur Normalität. Die Ame¬ 
rican Civil Liberties Union schätzt ein, 
dass auch die Ausbildung dieser Einhei¬ 
ten auf eine „Kriegermentalität“ ausge¬ 
richtet ist. Sie hat diese Entwicklung in 
einem umfangreichen Report unter dem 
Titel „Der Krieg kehrt heim. Die exzes¬ 
sive Militarisierung der amerikanischen 
Polizei“ untersucht. 


raelischer Seite wurden 64 Soldaten und 
drei Zivilisten getötet, Hunderte Men¬ 
schen erlitten Verletzungen. 

Mehr als 10 000 Israelis haben in 
Tel Aviv für eine Friedensregelung mit 
den Palästinensern demonstriert. Der 
Schriftsteller David Grossman warnte 
am Samstagabend auf dem zentralen Ra- 
bin-Platz vor „Fanatismus und Hass auch 
zwischen den Israelis. „Israel hat wegen 
der eigenen Verzweiflung und Angst mit 
gefährlichen Tendenzen zu kämpfen“, 
sagte Grossman. Nationalismus und Ras¬ 
sismus erhöben ihr Haupt. 

Die Demonstranten forderten eine 
politische Lösung des Konflikts. Die Ma¬ 
nifestation unter der Losung „Die Rich¬ 
tung ändern: Weg vom Krieg, hin zum 
Frieden“ war von einem Bündnis unter 
der Federführung der linken Meretz- 
Partei und der Demokratischen Front 


Die Regierung Obama hat diese Mi¬ 
litarisierung nicht etwa abgeschwächt, 
sondern verstärkt. Denn auch der Ein¬ 
kauf von schwerem Gerät kann die Kon¬ 
junktur ankurbeln. Für die Profite der 
Rüstungsindustrie gilt das ganz sicher: 
Der Markt für Bewaffnung und Ausrüs¬ 
tung für die innere Sicherheit hat inzwi¬ 
schen einen Umfang von über 19 Mrd. 
Dollar. Finanziert werden diese Ausga¬ 
ben zu einem immer größeren Teil auch 
aus beschlagnahmten Mitteln und Buß¬ 
geldern, die häufig von den Städten fest 
in die öffentlichen Haushalte eingeplant 
werden. 

Umso notwendiger wäre es, den Wi¬ 
derstand gegen Militarisierung und ras¬ 
sistische Polizeigewalt zur Sache aller 
arbeitenden Menschen zu machen. Der 
Gewerkschaftsfunktionär Carl Finamore 
kritisiert die halbherzige Reaktion des 
größten Gewerkschaftsverbandes der 
USA, der AFL-CIO, die sich kaum in die 
Organisierung der Proteste einschaltet 
und erklärt: „Die AFL-CIO sollte in Fer¬ 
guson sein!“ Denn wenn verzweifelte Ju¬ 
gendliche auf die Angriffe der Polizei mit 
Ausschreitungen und Plünderungen re¬ 
agieren, liefert das denjenigen, die schär¬ 
fere Repressionen fordern, eher neue 
Vorwände. Und Appelle an die Regie¬ 
rung, ihre Politik zu verändern, reichen 
nicht aus. Denn die verstärkte Milita¬ 
risierung trifft nicht nur Drogendealer 
und Terroristen, sie richtet sich auch ge¬ 
gen alle Kräfte, die für gesellschaftliche 
Veränderungen kämpfen. Erst 2011 war 
die Occupy-Bewegung mit massiven Re¬ 
pressionen konfrontiert. Die Angriffe auf 
Demonstranten und Journalisten nach 
dem Polizeimord an Michael Brown 
haben wieder einmal deutlich gemacht, 
dass die Ordnung, die die Regierung si¬ 
chern will, nur wenig Spielraum für Pro¬ 
test und Gegenwehr lässt. 

Olaf Peters 


für Frieden und Gleichheit (Chadasch), 
in der die Kommunistische Partei Isra¬ 
els die führende Rolle spielt, organisiert 
worden, nachdem eine ähnliche Aktion 
eine Woche zuvor von den Militärbehör¬ 
den verboten worden war. 

David Grossman sagte in seiner 
Rede, weder die eine noch die andere 
Seite habe eine Vorstellung von einem 
Sieg. Es gebe keine militärische Lösung, 
die „das Leiden der Menschen im Süden 
Israels und das unmenschliche Leid der 
Menschen in Gaza“ beenden würde. Der 
kommunistische Knesset-Abgeordnete 
Mohammad Barakeh sagte: „Wir bilden 
eine Partnerschaft gegen die Besatzung, 
für ein freies Palästina an der Seite des 
Staates Israel. Wir sind für eine Zwei- 
Staaten-Lösung, für das Leben und die 
Zukunft der Menschen in Gaza und im 
Süden Israels.“ ZLV/UZ 


Des 

Propagandaministers 

Lehrlinge 

Es vergeht kaum ein Tag, an dem 
nicht neue Lügen über die Situati¬ 
on in der Ukraine verbreitet werden. 
Manche davon sind so haarsträubend, 
daß man sie zwei- oder dreimal lesen 
muss, um den Inhalt zu erfassen. Das 
Gefährliche daran hat mindestens 
zwei Seiten: Einerseits werden sie 
von Leuten erfunden, die offensicht¬ 
lich bei Hitlers Propagandaminister 
in die Lehre gegangen sind. Der hat¬ 
te erklärt, dass eine Lüge nur groß 
genug sein müsse, damit sie geglaubt 
wird. Und andererseits gibt es offen¬ 
sichtlich in den Chefetagen aller bür¬ 
gerlichen Medien keinen Verantwort¬ 
lichen, der in der Lage ist, eine Lüge 
als Lüge zu erkennen. 

Möglicherweise ist es sogar noch 
schlimmer: Die verantwortlichen Re¬ 
dakteure erkennen die Lüge und ver¬ 
breiten sie dennoch. 

Besonders behebt ist die Lüge von 
den „prorussischen Separatisten“. Da 
hat man ein tolles Feindbild, das aller¬ 
dings mit der Wahrheit nichts zu tun 
hat. Die Aufständischen in der Ostuk¬ 
raine und die meisten ihrer Anführer 
sind in erster Linie Menschen, die mit 
dem Regime in Kiew einfach nichts zu 
tun haben wollen. Da aber die westli¬ 
chen Medien die Lüge verbreitet hat¬ 
ten, die Protestierenden, die monate¬ 
lang auf dem Unabhängigkeits-Platz 
in Kiew dauerdemonstrierten, seien 
Leute, die den Willen des gesamten 
ukrainischen Volkes zum Ausdruck 
brächten, kann man jetzt nicht einge¬ 
stehen, daß es eben anders war und 
ist. 

Sehr behebt ist auch die Lüge von 
den „prowestlichen Demokraten“, die 
in Kiew nun das Sagen übernommen 
haben. Und die natürlich mit irgend¬ 
welchen Faschisten, die es vielleicht 
geben mag, nichts zu tun haben. Die 
Wahrheit ist, dass Faschisten unter¬ 
schiedlicher Couleur von Anfang an 
das Heft beim Umsturz in der Hand 
hatten und auch weiterhin die politi¬ 
sche Linie bestimmen. Auf dem Mai- 
dan prägt heute ein Riesenposter das 
Gesamtbild - das zuweilen auch bei 
Berichten von TV-Korresponden- 
ten als Hintergrund dient. Es trägt 
die Aufschrift „Ruhm der Ukraine - 
Ruhm den Helden“. 

Das ist der Gruß der alten Ban- 
dera-Faschisten, der heute unter den 
„prowestlichen Demokraten“ üblich 
ist. Dass die „Nationalgarde“ vorwie¬ 
gend aus gewaltbereiten Nazis be¬ 
steht, spricht sich zwar herum, wird 
aber in den bürgerlichen Medien 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Die Lüge vom Abschuss einer ma¬ 
laysischen Passagiermaschine durch 
die Regimegegner geistert immer 
noch herum, obwohl alle versproche¬ 
nen „Beweise“ sich entweder als ge¬ 
fälscht, haarsträubend schlecht oder 
gar nicht existent herausgestellt ha¬ 
ben. 

Dann wurde gelogen, die Auf¬ 
ständischen wollten die Aufklärung 
verhindern, während in Wirklichkeit 
das Putschregime den Befehl erteilt 
hatte, die Absturzstelle militärisch zu 
erobern und damit faktisch die dort 
möglicherweise vorhandenen Spuren 
zu vernichten. 

Am vergangenen Wochenende 
geisterte nun eine russische Panzer¬ 
kolonne durch die Medien, die angeb¬ 
lich in die Ukraine eingedrungen war, 
aber von den heldenhaften Verteidi¬ 
gern der ukrainischen Erde aufgehal¬ 
ten und „teilweise“ vernichtet wurde. 
Während die Medien ansonsten gern 
jede einzelne Patronenhülse fotogra¬ 
fieren lassen, war von den „russischen 
Invasoren“, von denen auch NATO- 
Chefpropagandist Anders Fogh Ras- 
mussen schwätzte, keine Spur zu se¬ 
hen. Am Montag folgte die Meldung, 
die „prorussischen Separatisten“ hät¬ 
ten auf flüchtende Ukrainer geschos¬ 
sen. 

Auf welcher Seite der Trennlinie 
zwischen Lüge und Wahrheit diese 
„Nachricht“ gehört, wissen aufmerk¬ 
same Leser schon längst. 

Uli Brockmeyer 



Durchbruch bei Verhandlungen in Kairo? 

Friedensdemonstration in Tel Aviv 
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Ebola - Krankheit der Armen 

Seuchen in Afrika sind Folge der Armut infolge kolonialer und neokolonialer Ausbeutung 



as Ebola-Fieber ist „typisch eine 
Krankheit der Armen in armen 
Ländern“ in denen es für die 
Pharmafirmen „keinen Markt gibt“ 
Das stellte die stellvertretende Gene¬ 
raldirektorin der Weltgesundheitsor¬ 
ganisation (WHO), Marie-Paule Kie- 
ny (Frankreich), gegenüber Journalis¬ 
ten fest. 

Am 8. August sah sich die WHO ge¬ 
zwungen, die neue Ebola-Epidemie, die 
sich seit Februar in Westafrika ausbrei¬ 
tete, zu einer „gesundheitlichen Notla¬ 
ge von internationaler Tragweite“ zu 
erklären. 

Es handelt sich dabei um ein von 
Viren ausgelöstes hohes Fieber, das 
vielfach mit inneren Blutungen, Funk¬ 
tionsstörungen von Nieren und Leber, 
Durchfall, Krämpfen, Kreislaufzusam¬ 
menbrüchen und Lähmungen verbun¬ 
den ist. 60-90 Prozent der Fälle verlau¬ 
fen tödlich. Die jüngste Welle dieser In¬ 
fektionskrankheit, die seit 1976 immer 
wieder in afrikanischen Staaten auf¬ 
trat, betraf die westafrikanischen Staa¬ 
ten Guinea, Liberia und Sierra Leone, 
zuletzt auch Nigeria. Etwa 1800 Fälle 
wurden offiziell bekannt, über 1000 
Menschenleben hat die Seuche bisher 
gefordert. 

Dass die den Weltmarkt dominie¬ 
renden Pharmakonzerne der USA und 
der EU an der Entwicklung wirksamer 
Medikamente und Impfstoffe gegen 
Ebola bisher nicht sonderlich inter¬ 
essiert waren, dürfte in der Tat damit 
Zusammenhängen, dass die Krankheit 
vorwiegend in armen Ländern auftritt. 
Da haben weder die Erkrankten noch 
die staatlichen Gesundheitssysteme das 
Geld für teure Medikamente. Folglich 
konnte es den Pharmaunternehmen 
nicht sonderlich gewinnversprechend 
erscheinen, entsprechende Forschungs¬ 
arbeiten zu finanzieren. 

Seit Mitte August wurde nun al¬ 
lerdings in den höchsten Tönen ver¬ 
meldet, dass eine US-Firma ein neues 
Serum namens ZMapp zur Verfügung 
stelle. Allerdings ist es bisher nur an 


Affen getestet worden und folglich 
für die Behandlung von Menschen 
nicht zugelassen. Aber zwei US-Bür- 
gern, die sich in Afrika mit der Krank¬ 
heit infiziert hatten, nach Hause trans¬ 
portiert wurden und das Mittel dann 
verabreicht bekamen, soll es danach 
deutlich besser gehen. Ein spani¬ 
scher Geistlicher allerdings verstarb 
trotzdem. Die Ethik-Kommission der 
WHO beschloss am 12. August, dass 
es angesichts der besonderen Um¬ 
stände und unter Beachtung gewis¬ 
ser Bedingungen vertretbar sei, bisher 
nicht klinisch getestete Medikamente 
an die Betroffenen zu verabreichen. 

Der deutsche Ebola-Experte Jo¬ 
nas Schmidt-Chanasit, Abteilungslei¬ 
ter in einem Hamburger Institut für 
Tropenmedizin, bezeichnete dies in ei¬ 


nem ARD-Interview (12.8.) als „völlig 
falschen Weg“. Ein noch unerprobtes 
Medikament an einer breiteren Be¬ 
völkerungsschicht auszuprobieren, 
obwohl weder die Wirksamkeit für 
Menschen feststehe noch die vielfäl¬ 
tigen Nebenwirkungen ausreichend 
erforscht sind, könne „fatale Folgen“ 
haben. Westliche Medizin habe in 
Westafrika sowieso einen schweren 
Stand. Patienten würden häufig nicht 
in Krankenhäuser gebracht, sondern 
lieber „traditionellen Heilem“ anver¬ 
traut. 

Letzteres dürfte allerdings nicht nur 
am mangelnden Vertrauen in westli¬ 
che Medizin liegen. In vielen afrikani¬ 
schen Staaten ist das nächste Kranken¬ 
haus wegen der Unterentwicklung des 
Netzes der Gesundheitseinrichtungen 


einfach viel zu weit entfernt und eine 
Krankenhausbehandlung oft viel zu 
teuer. 

Es wäre viel wichtiger, mit dem 
Geld mehr Isolierstationen für Er¬ 
krankte einzurichten und für mehr me¬ 
dizinisches Personal zu sorgen, damit 
sich die Seuche nicht weiter ausbrei¬ 
tet, sagte der deutsche Tropenmedizi¬ 
ner. In der Vergangenheit habe sich ge¬ 
zeigt, dass Ebola-Epidemien in erster 
Linie mit den „klassischen Verfahren“ 
der strikten Isolierung der Erkrankten 
und dem Ausfindigmachen aller Kon¬ 
taktpersonen in den Griff zu bekom¬ 
men seien. Aber da mangle es zum Teil 
ja schon an den einfachen Desinfekti¬ 
onsmitteln. 

Für die Pharmakonzerne dürfte die 
„großzügigen Hilfe“ allerdings auch 
mit einer angenehmen Nebenwirkung 
verbunden sein. Wenn das bisher uner¬ 
probte Medikament jetzt an tausenden 
Afrikanern getestet wird, können sie 
sich vielleicht die teuren Kosten einer 
klinischen Erprobung zu Hause weit¬ 
gehend sparen. 

Inzwischen wurde bekannt, dass 
die „Medikamentenspende“ zudem 
nur wenigen Menschen zugute kom¬ 
men kann. Denn es gibt überhaupt 
keine verfügbaren Lagerbestände. Es 
ist von maximal 800-1000 Dosen die 
Rede, die die US-Firma zur Verfügung 
stellen will. Das würde nur für 30-50 
Behandlungen reichen. 

Der Staatspräsident von Sierra Le¬ 
one hat an die internationale Gemein¬ 
schaft appelliert, ihm 18 Millionen Dol¬ 
lar zur Verfügung zu stellen, die ihm 
fehlen, um den Kampf gegen Ebola in 
seinem Land zu finanzieren. 

Das wirft ein Schlaglicht auf den en¬ 
gen Zusammenhang zwischen den aku¬ 
ten Gesundheitsgefahren in Afrika und 
den Folgen der kolonialen Vergangen¬ 
heit und neokolonialen Ausbeutung, 
für die die imperialistischen Metropo¬ 
len der USA und der EU verantwort¬ 
lich sind. 

Dirk Grobe 


„Viel muss sich in Kolumbien ändern“ 

Interview mit dem FARC-Oberkommandierenden zum Stand der Verhandlungen 


Der Oberkommandierende der Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens - Volks¬ 
heer (FARC-EP), Timoleön Jimenez, hat sich am 11. August in einem Interview 
mit der Plattform „Pueblo pa’La Mesa“ (etwa:„Das Volk mitverhandeln lassen“) 
zum Stand der Friedensgespräche geäußert, die die Aufständischen mit der Regie¬ 
rung Kolumbiens in Havanna führen. Diese sind beim vierten Punkt der Agenda, 
„ Opfer des Krieges “ angelangt. Timoleön Jimenez, der mit bürgerlichem Namen 
Rodrigo Londoho heißt, führt die Einheiten in den unverändert scharfen kriegeri¬ 
schen Auseinandersetzungen im Land, während die etwa 30-köpfige FARC-Dele- 
gation in Havanna von Sekretariatsmitglied Ivän Märquez geleitet wird. 

Wir geben das Interview leicht gekürzt wieder. 


Frage: Präsident Santos sagte in sei¬ 
ner Antrittsrede nach der Wiederwahl, 
dass dieses das Jahr des Friedens wer¬ 
den würde - geben die Zustände in Ha¬ 
vanna und die Verhandlungszeit Grund 
noch in diesem Jahr alle Punkte abzu¬ 
arbeiten? 

Timoleön Jimenez: Ich fürchte, nein. 
Man muss da realistisch bleiben. Die 
Geschichtskommission wird die Re¬ 
konstruktion des Konflikts in einem 
Zeitraum von vier Monaten ab dem 
21. August vornehmen. Daraus geht 
dann hervor, was bei den Verhandlun¬ 
gen zum Thema der Opfer diskutiert 
wird. Klar ist also, dass schon allein da¬ 
mit in diesem Jahr kein Ende bevor¬ 
steht. Außerdem werden auch die Nie¬ 
derlegung der Waffen und ein beidsei¬ 
tiger Waffenstillstand nicht einfach zu 
erreichen sein. 

Frage: Teile der Rechten und extremen 
Rechten behaupten, dass in Havanna 
mit dem Opferthema die Straflosig¬ 
keit aus gehandelt wird. Was denkt der 
FARC-Oberkommandierende über den 
Opferausgleich, unabhängig davon, 
wessen Opfer die Menschen wurden? 

Timoleön Jimenez: Zunächst müssen 
sie als Opfer anerkannt werden, was 
bedeutet, dass der Staat alle als Kon¬ 
fliktopfer anerkennt, und zwar von 


Konfliktbeginn an, der Jahrzehnte zu¬ 
rückliegt. Das geschieht oft nicht, so 
als ob eine lange Zeit die Tatsachen 
ändern würde. Es muss darum gehen, 
dass den Opfern erzählt wird, warum 
sie zu Opfern wurden. Das muss auch 
der ganzen Gesellschaft mitgeteilt wer¬ 
den. 

Damit wird die Verantwortlichkeit 
festgelegt, und ideal wäre, wenn die 
Opfer an der Definition von Gerechtig¬ 
keit beteiligt würden. Allerdings zeigt 
sich unser Gegenüber bei den Ver¬ 
handlungen genau bei der Frage der 
Beteiligung des Volkes widerspenstig. 
Hinsichtlich der Wiedergutmachung 
und der Nichtwiederholungsgarantie 
vertrauen wir darauf, dass die notwen¬ 
digen verfassungsrechtlichen Ände¬ 
rungen vom Friedensprozess erreicht 
werden können. Viel muss sich in Ko¬ 
lumbien ändern, damit man die Seite 
als zugeschlagen ansehen kann. 

Frage: Man sah in den letzten Monaten 
eine Annäherung von FARC-EP und 
ELN. Wie weit geht diese gemeinsame 
Arbeit bei Themen wie Frieden, und was 
heißt das für die Guerillas selbst? Wer¬ 
den sie am Ende an einem Tisch sitzen? 

Timoleön Jimenez: Ohne für das ELN 
(Nationales Befreiungsheer) zu spre¬ 
chen, wissen wir, dass das ELN eben¬ 
falls Willen für Verhandlungen zur Be¬ 


endigung des Konflikts hat. Problema¬ 
tisch ist, dass Präsident Santos seine 
erste Amtszeit verstreichen ließ ohne 
einen Dialog mit ihnen zu beginnen, 
weshalb sie sich unserem Prozess an¬ 
schließen oder einen eigenen mit un¬ 
bestimmtem zeitlichen Ablauf anstre¬ 
ben müssten. 

Wir können uns kaum vorstellen, 
dass sie sich den Verhandlungen in 
Havanna anschließen, wo es bereits 
drei Einzelvereinbarungen sowie Fort¬ 
schritte bei den anderen Punkten gibt. 
Zweifellos haben sie selbst viel Eigenes 
zum Friedensaufbau zu sagen. 

Frage: In den letzten Wochen sind die 
Angriffe auf in Kolumbien verbliebene 
Kommandanten und Sekretariatsmit¬ 
glieder intensiviert worden. Würde die 
Tötung oder die Gefangennahme eines 
davon bedeuten, dass die Gespräche be¬ 
endet würden? 

Timoleön Jimenez: Der Friedenspro¬ 
zess hat bereits Konsequenzen für den 
kolumbianischen Staat und die Re¬ 
gierung, auch wenn die Regierung ge¬ 
betsmühlenartig wiederholt, dass nichts 
vereinbart ist, bis alles vereinbart ist. 
Wir sind für einen Waffenstillstand, was 
die Santos-Regierung ablehnt. Wir wol¬ 
len keinen Tod eines unserer Sekretari¬ 
atsmitglieder hinnehmen, aber zu einer 
solch unheilvollen Annahme möchte 
ich weder in der einen noch der ande¬ 
ren Richtung etwas sagen. 

Frage: Was ist die Zukunft des Rodrigo 
Londoho in einem Kolumbien des Frie¬ 
dens, das alle Bürger wollen? 

Timoleön Jimenez: Weiter für den 
Traum arbeiten, der uns die Waffen er¬ 
greifen ließ: ein Kolumbien in Frieden, 
demokratisch, souverän, entwickelt, 


aber mit gesellschaftlicher Gerechtig¬ 
keit. Das heißt notwendigerweise in 
der Legalität Politik zu machen, was 
der Grund unseres Lebens ist. 

Frage: Am 11. September jährt sich ein 
weiteres Mal die Katastrophe der Zwil¬ 
lingstürme. Hat dieses Ereignis die Dy¬ 
namik der revolutionären Kämpfe in 
Lateinamerika, speziell in Kolumbien, 
verändert? 

Timoleön Jimenez: Jedes Ding hat 
sein Gegenstück und kann auch nicht 
gleichgültig gegenüber Veränderungen 
und Transformationen bleiben. Zwei¬ 
fellos bedeutete der 11. September eine 
Kehrtwende des Imperialismus bei der 
Form der Bekämpfung der Völker: völ¬ 
lige Hingabe zu Gewalt und Willkür. 
Seitdem heißt jede Beschwerde der 
Ausgebeuteten Terrorismus und ist 
daher Kriegsziel. Das bleibt nicht ohne 
Folgen - wir Revolutionäre wissen, dass 
der Feind der Völker der Welt keinerlei 
Nachsicht mit uns haben wird. Gaddafi 
ist dafür Beispiel. Das Dringendste sind 
jetzt das Bewusstsein und die Einheit 
der Völker, worin die stärkste Kraft 
des Planeten liegt, nicht in Atomwaf¬ 
fen und Drohnen. 

Lateinamerika leidet auch unter 
den Konsequenzen. Paradoxerweise 
geht Lateinamerika aber parallel zur 
Institutionalisiserung des Faschismus 
im Norden des Kontinents wichtige 
Schritte zur Unabhängigkeit, zur Sou¬ 
veränität und zur Demokratie. Der US- 
Imperialismus hat - mit peinlicher Aus¬ 
nahme Kolumbiens - in einer großen 
Zahl von Ländern nicht mehr die Go¬ 
rillas zur Verfügung, um seinen Willen 
durchzusetzen. Zum Glück wacht aber 
auch das Volk Kolumbiens auf und 
wächst in Richtung der Würde. 

Übers.: Günter Pohl 


Im Geist Lenins 
und Gramscis 

Zu Togliattis 50. Todestag 

Der vor 50 Jahren verstorbene 1KP- 
Führer Palmiro Togliatti steht aus un¬ 
terschiedlicher Sicht im Mittelpunkt der 
italienischen Öffentlichkeit. Die Kom¬ 
munisten würdigen seinen herausragen¬ 
den Beitrag an der Spitze der Partei, die 
seit ihrem Verbot 1926 unter großen Op¬ 
fern den Kampf in der Illegalität führte. 
Entschieden wies Fausto Sorini, Mitglied 
des Sekretariats der Partei der Kommu¬ 
nisten Italiens (PdCI) die Versuche der 
Demokratischen Partei, eines Nachfol¬ 
gers der 1991 aus der IKP hervorgegan¬ 
genen Linkspartei, zurück, Togliatti als 
Vorreiter der Sozialdemokratisierung zu 
vereinnahmen. Togliatti habe „im Geiste 
Lenins und Gramscis“ die IKP zu einer 
„neuen Partei“ mit einer Massenbasis 
aufgebaut. Er sei der Protagonist „einer 
Linie der Einheit der kommunistischen 
Weltbewegung in der Vielfalt“ gewesen, 
in der er „die Zugehörigkeit der IKP nie 
in Frage gestellt“ habe. 

Der 1893 geborene Togliatti amtier¬ 
te seit der Verhaftung Gramscis 1926 als 
Generalsekretär und wurde nach dessen 
Tod 1937 bestätigt. An der Seite Georgi 
Dimitroffs seit 1934 zweiter Mann an der 
Spitze der Komintern, gehörte er zu den 
Hauptrednern des VII. Weltkongresses 
1935 in Moskau. Georg Lukäcs nannte 
ihn „eine der bedeutendsten taktischen 
Begabungen, die die Arbeiterbewegung 
hervorgebracht hat“. 

Nach dem Sturz Mussolinis kehrte 
Togliatti am 27. März 1944 in das von 
den Alliierten besetzte Süditalien zu¬ 
rück und wurde zum Architekten der 
nationalen Einheitsregierung. Auf der 
Grundlage des „Historischen Blocks“ 
Gramscis schloss er in die antifaschis¬ 
tische Einheitsfront auch jene Teile der 
herrschenden Kreise ein, die den Bruch 
mit dem Faschismus vollzogen hatten. 
Im April 1944 traten die antifaschisti¬ 
schen Parteien in Salerno ins Kabinett 
des früheren Mussolini-Marschalls Ba- 
doglio ein. 

Heftig umstritten war, dass Togliatti 
die im April 1945 nach dem Sieg über den 
Faschismus entstandene Situation nicht 
zu revolutionär-demokratischen Verän¬ 
derungen nutzte. Zu den günstigen Be¬ 
dingungen gehörte, dass über eine halbe 
Million Partisanen unter Waffen stand. 
Tage vor dem Eintreffen der angloame- 
rikanischen Truppen hatten sie fast ganz 
Norditalien befreit. Hinter der IKP, die 
zu einer Massenpartei mit 1,7 Millionen 
Mitgliedern anwuchs, stand die Mehrheit 
der arbeitenden Bevölkerung. 

Dem unter Chruschtschow in der 
KPdSU eingeschlagenen Kurs stand 
Togliatti kritisch gegenüber. Er verur¬ 
teilte, wie dieser ohne historische Ein¬ 
ordnung 1956 zur Rolle Stalins Stellung 
nahm. Die aufgezeigten Möglichkeiten 
friedlicher Koexistenz begrüßte er dage¬ 
gen. Ebenso die eines friedlichen Weges 
zum Sozialismus, was er als Bestätigung 
seines 1945 eingeschlagenen Kurses sah. 
Togliatti bekannte sich zwar grundsätz¬ 
lich zur Vorhutrolle der KPdSU in der 
kommunistischen Weltbewegung, äu¬ 
ßerte sich aber kritisch zur Missachtung 
nationaler und historischer Besonder¬ 
heiten. 

Als er sich im August 1964 zur Vor¬ 
bereitung auf eine Weltkonferenz der 
KPen in Moskau aufhielt, legte er sei¬ 
nen Standpunkt in einem Memorandum 
nieder. Er lehnte Chruschtschows Bruch 
mit der KP Chinas ab und trat für „die 
Einheit aller sozialistischen Kräfte in ei¬ 
ner gemeinsamen Aktion ... auch über 
ideologische Divergenzen hinweg“ und 
für „die Einheit in der Verschiedenheit 
und völligen Selbstständigkeit der ein¬ 
zelnen Länder“ ein. 

Togliatti starb am 21. August 1964 auf 
der Krim. Seine Thesen, das „Memoran¬ 
dum von Jalta“, gelten als sein politisches 
Testament. Sein Herangehen, den Kri¬ 
senerscheinungen in der kommunisti¬ 
schen Weltbewegung entgegenzutreten 
und Fehlentwicklungen zu korrigieren, 
diene heute, wie Sorini hervorhob, als 
Orientierung für den Neuaufbau einer 
Partei kommunistischer Identität und 
dem Ringen um Neugestaltung des in¬ 
ternationalen Zusammenwirkens der 
kommunistischen Bewegung. 

Gerhard Feldbauer 
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Erklärungen / Interview 


unsere zeit m 


Zur Debatte um die Lieferung 
deutscher Waffen in die Krisengebiete 
im Irak und Syrien 


Presseerklärung : Vom deutschen Im¬ 
perialismus zu erwarten, dass er Waf¬ 
fen und Rüstungsgüter vorbehaltlos 
liefert um Menschen zu helfen, die von 
Terrorgruppen, die der Imperialismus 
hochgezüchtet hat, bedroht werden, ist 



so unrealistisch wie daran zu glauben, 
dass die Bundeswehr im Ausland tätig 


wird, um als Friedensengel Waffen zu 
vernichten. 

Man muss den Druck auf die Bun¬ 
desregierung erhöhen, die Unterstüt¬ 
zung der Türkei und der Emirate ein¬ 
zustellen, die die IS unterstützen. Man 
muss den Druck auf die Bundesregie¬ 
rung erhöhen, die Rechte der kurdi¬ 
schen Menschen anzuerkennen und 
die Verbote ihrer Organisationen auf¬ 
zuheben. Man muss den Druck auf die 
Bundesregierung erhöhen, alle Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr zu be¬ 
enden. Man muss den Druck auf die 
Bundesregierung erhöhen, die Milita¬ 
risierung der Gesellschaft zu stoppen. 
Aber man darf keinesfalls beginnen, 
das Geschäft der deutschen Rüstungs¬ 
industrie unter der Flagge des Schut¬ 
zes von Menschenleben zu unterstüt¬ 
zen. 

Patrik Köbele, 

Vorsitzender der DKP 
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Terrorkalifat als Folge 
westlicher Nahostpolitik 

von Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“ im Bundestag 


„Rechte Positionen wurden hoffähiger“ 

Mehrere rechte Parteien wollen bei der sächischen Landtagswahl punkten - 
Interview mit Kerstin Köditz, MdL der Partei „Die Linke“ 


Djihadisten des „Islamischen Staa¬ 
tes“ haben im Juni ein Kalifat in gro¬ 
ßen Teilen des Irak und Syrien ausge¬ 
rufen. Seit Anfang August haben die 
Gotteskrieger unter ihrer schwarzen 
Fahne mit einem Generalangriff auf 
kurdische Siedlungsgebiete des Irak 
begonnen. 

Hunderttausende Menschen, vor 
allem Angehörige religiöser Minder¬ 
heiten, sind jetzt auf der Flucht vor 
den mörderischen Gotteskriegern. 
Insbesondere den Jesiden - Ange¬ 
hörige einer jahrtausendealten, nur 
unter Kurden anzutreffenden mono¬ 
theistischen Religionsgruppe - droht 
in ihrem Hauptsiedlungsgebiet Sind- 
schar (Sengal) ein regelrechter Völ¬ 
kermord. In den Augen der Djihadis¬ 
ten sind die Jesiden Ungläubige, die 
als vogelfrei gelten, wenn sie nicht 
zum Islam in der Auslegung des IS 
konvertieren. Tausende Jesiden sol¬ 
len bereits massakriert worden sein. 
Zahlreiche Frauen wurden vergewal¬ 
tigt und in die Sklaverei verschleppt. 
Derartige Gräueltaten wurden mir 
von vielen Flüchtlingen, mit denen 
ich in den letzten Tagen in den kur¬ 
dischen Gebieten der Türkei und Sy¬ 
riens sprechen konnte, immer wieder 
berichtet. 

Einige westliche Staaten haben 
mit Militärhilfe für die Peschmerga - 
die Truppen der kurdischen Autono¬ 
mieregion im Nordirak begonnen. 
Die USA fliegen Luftangriffe auf 
IS-Stellungen. Zahlreiche Flüchtlin¬ 
ge berichteten mir indessen, dass es 
nicht die US-Luftangriffe waren, de¬ 
nen sie ihr Leben verdanken. „Gott 
und die Guerilla haben uns gerettet“, 
so die Flüchtlinge. Guerillakämpfer 
der Arbeiterpartei Kurdistans PKK 
und verbündete Milizen haben einen 
Fluchtkorridor freigekämpft, durch 
den zehntausende Jesiden, Chris¬ 
ten und Turkmenen in das kurdische 
Selbstverwaltungsgebiet Rojava im 
Norden Syriens fliehen konnten. 

Was wir zurzeit im Irak und Sy¬ 
rien erleben, ist keine Naturkatast¬ 
rophe. Es handelt sich vielmehr um 
eine Folge einer verfehlten Irak- und 
Syrien-Politik des Westens. Der Krieg 
der USA und ihrer Verbündeten, der 
2003 zur Zerstörung des irakischen 
Staates führte, und die von der Euro¬ 
päischen Union beschlossene Bewaff¬ 
nung von Oppositionsgruppen zum 
Sturz des syrischen Regimes haben 
erst den Nährboden für die Errich¬ 
tung des Terrorkalifats geschaffen. 
Die Finanziers des IS befinden sich 
in den Golfstaaten. Vom türkischen 
Geheimdienst wurden hunderte Last¬ 
wagen mit Waffen zu den syrischen 
Oppositionsgruppen gebracht - viele 
dieser Waffen befinden sich heute in 
den Händen des IS. Ungestört kön¬ 


nen die aus aller Welt zusammenströ¬ 
menden Djihadisten über die türki¬ 
sche Grenze nach Syrien und von dort 
weiter in den Irak passieren. Türki¬ 
sche Oppositionspolitiker berichten 
von Ausbildungscamps des IS in der 
Türkei. 

Auch aus Deutschland haben sich 
mindestens 400 junge Männer den 
Gotteskriegern in Syrien und dem 
Irak angeschlossen. Im Internet brüs¬ 
ten sich einige von ihnen der Massa¬ 
ker, an denen sie beteiligt waren. Das 
Bundesinnenministerium bestätigte 
mir gerade, dass es noch kein Verbot 



gegen den IS gäbe. Verwunderlich ist 
das nicht. Sorge bereitet der Bundes¬ 
regierung lediglich, dass Djihadisten 
nach ihrer Rückkehr in Deutschland 
auch hier Anschläge verüben könn¬ 
ten. Solange die Djihadisten ihre 
Mordtaten nur in Syrien verübten, 
waren sie viel zu lange ein zumindest 
aufgrund ihrer Schlagkraft gedulde¬ 
ter Teil des Bündnisses gegen die As- 
sad-Regierung. 

Anstatt jetzt über Waffenlieferun¬ 
gen für die kurdischen Peschmerga 
und die irakische Armee zu debattie¬ 
ren, sollte die Bundesregierung erst 
einmal ihre Hausaufgaben machen. 
Ein längst überfälliges Verbot des IS 
muss erlassen werden, um die An¬ 
werbung junger Männer und Frauen 
zumindest zu erschweren. Vom NA¬ 
TO-Partner Türkei muss die Bundes¬ 
regierung mit aller Entschiedenheit 
ein Ende der logistischen Unterstüt¬ 
zung für die djihadistischen Banden 
einfordern. Die Kriminalisierung der 
kurdischen Befreiungsbewegung in 
Deutschland muss beendet und die 
PKK von der EU-Terrorliste gestri¬ 
chen werden - denn die kurdische 
Guerilla ist derzeit die effektivste 
Kraft bei der Bekämpfung des Ter¬ 
rorkalifats im Irak. 

Und schließlich ist humanitäre Hilfe 
für die rund 300 000 Flüchtlinge in 
den kurdischen Autonomiegebieten 
des Irak und Syriens das Gebot der 
Stunde. 

linksfraktion.de, 15. August 2014 


UZ: Am 31. August wird in Sachsen ein 
neuer Landtag gewählt. Dort stellt auch 
die neofaschistische NPD seit nunmehr 
zwei Legislaturen eine Fraktion. Wie ist 
die Partei derzeit aufgestellt? 

Kerstin Köditz: Sie ist sicherlich deutlich 
schlechter aufgestellt als noch vor fünf 
Jahren. Inzwischen mangelt es ihr deut¬ 
lich an jüngerem Nachwuchs, die Einbin¬ 
dung der militanten Kameradschaftssze¬ 
ne funktioniert nur noch mangelhaft. Die 
internen Streitigkeiten um den Kurs der 
Partei sind nicht zu übersehen und haben 
auch personelle Konsequenzen gehabt. 
Der Landtagsabgeordnete Andreas Storr 
ist beispielsweise überhaupt nicht mehr 
für die Liste berücksichtigt worden. Der 
radikalere Flügel um den stellvertreten¬ 
den Landesvorsitzenden Maik Scheffler 
hat einen Dämpfer bekommen und ran¬ 
giert lediglich auf aussichtslosen Plätzen. 

Der NPD ist es zudem nicht gelun¬ 
gen, die rassistische Welle, die sie im ver¬ 
gangenen Jahr mit in Gang gesetzt hat¬ 
te, zeitlich wirksam in den Wahlkampf 
zu retten. Insgesamt präsentiert sie viele 
Einzelideen in ihrem Sinne, hat aber kei¬ 
ne schlüssige Gesamtstrategie. Jetzt rächt 
es sich, dass ein erfahrener Wahlkämpfer 
wie Holger Apfel ausgebootet und durch 
den charismafreien Holger Szymanski 
abgelöst worden ist. 

UZ: Aktuell werden der NPD rund drei 
Prozent der Wählerstimmen prognosti¬ 
ziert. Werden die Rechten den Landtags¬ 
einzug trotzdem erneut schaffen? 

Kerstin Köditz: Die jüngste Umfrage 
prognostiziert ihr immerhin vier Pro¬ 
zent. Eine Verbesserung der entspre¬ 
chenden Werte für sie ist leider nicht 
zu übersehen. Aus den Erfahrungen der 
letzten Wahlen wissen wir, dass zahlrei¬ 
che Anhänger der NPD sich nicht zu ih¬ 
rer Wahlabsicht bekennen. Die tatsäch¬ 
lich erreichten Ergebnisse waren jeweils 
deutlich besser als die Voraussagen. Ich 
gehe zwar davon aus, dass ein erneuter 
Einzug in den Landtag für die NPD sehr 
schwer werden wird, aber ich halte das 
nicht für ausgeschlossen. Ein Grund zur 
Entwarnung besteht keineswegs. 

Und selbst wenn die NPD scheitern 
sollte, ist damit das Problem Neofaschis¬ 
mus in keiner Weise erledigt. Immerhin 
sitzt die NPD auch noch in allen Kreis¬ 
tagen und in einer Reihe von Stadträten. 

Wir haben in der Vergangenheit ge¬ 
sehen, dass diese neofaschistische Partei 
gerade ihre kommunale Verankerung für 
die Selbstdarstellung auf Landesebene 
nutzt. Allerdings darf auch der Umstand 
nicht unterschätzt werden, dass ein Schei¬ 
tern bei der Landtagswahl die ohnehin 
riesigen finanziellen Probleme der NPD 
noch verstärken wird und dass damit 
rund zwei Dutzend gut bezahlte Haupt- 
amtlichenposten wegfallen würden. 

UZ: Ist der Skandal um angebliche se¬ 
xuelle Übergriffe des ehemaligen sächsi¬ 
schen NPD-Fraktionsvorsitzenden und 


Bundesparteichef Holger Apfel auf einen 
„Kameraden “ mittlerweile aufgeklärt? 

Kerstin Köditz: Nach der Causa Apfel 
und seinen angeblichen sexuellen Über¬ 
griffen auf Kameraden kräht in der NPD 
offenbar kein Hahn mehr. Man scheint 
sehr zufrieden damit zu sein, dass Apfel 
jetzt in weiter Ferne auf Mallorca ein Da¬ 
sein als Gastwirt fristet. Der neue Lan¬ 
desvorsitzende Holger Szymanski, nach 
glaubhaften Aussagen ein ehemaliger 
Verfassungsschutzspitzel, war ein Günst¬ 
ling von Apfel und hat jetzt natürlich kei¬ 
nerlei Interesse mehr an der versproche¬ 
nen Aufklärung. Maik Scheffler, der mit 
der Untersuchung des Falls beauftragt 
worden war, wurde ebenfalls durch Ap¬ 
fel gefördert. Es ist kaum anzunehmen, 
dass er wirklich etwas auf klären wird. 
Die betroffenen „Kameraden“ gehören 
zu seinem näheren Umfeld. Und in der 
NPD hält sich hartnäckig das Gerücht, 
dass Apfel letztlich einer Intrige zum 
Opfer gefallen ist, bei der Szymanski und 
Scheffler zu den Drahtziehern gehörten. 
Wie dem auch sei: Apfel ist Vergangen¬ 
heit und mein Mitleid für ihn hält sich in 
sehr engen Grenzen. 

UZ: Auch die Alternative für Deutsch¬ 
land (AfD) fischt am rechten Rand. Wie 
bewerten Sie den im Freistaat Sachsen ak¬ 
tiven AfD-Landesverband? 

Kerstin Köditz: Es handelt sich zwei¬ 
fellos um den Rechtsausleger einer oh¬ 
nehin schon stark rechtslastigen Partei. 
Ich sehe hier weniger liberale und kon¬ 
servative Anteile, stattdessen ein großes 
Maß an Schnittmengen mit der extre¬ 
men Rechten. Das schlägt sich sowohl 
inhaltlich-programmatisch wie auch in 
der Zusammensetzung des Spitzenper¬ 
sonals nieder. Soweit sich das durch die 
öffentlich zugänglichen Informationen 
und besonders die internen Papiere und 
Aussagen enttäuschter Mitglieder und 
Funktionäre beurteilen lässt, kann man 
von einer innerparteilichen Demokratie 
kaum sprechen. Das Geschehen im Lan¬ 
desverband und die Außendarstellung 
werden straff von einer kleinen Clique 
um die Landesvorsitzende Frauke Pet- 
ry bestimmt. Mitglieder, die gegen deren 
Kurs opponieren, werden weggebissen. 

Da finden sich in der Partei Funktio¬ 
näre, die am Aufbau der Schill-Partei in 
Sachsen beteiligt waren, die zu „Arbeit 
Familie Vaterland“ von Henry Nitzsche 
gehörten und dann ein neues Rechts¬ 
bündnis in Sachsen ins Leben rufen 
wollten, die zum Führungspersonal des 
Bundes Freier Bürger gehörten oder die 
von der DSU gewechselt sind. Da gibt 
es sogar einen ehemaligen Kader der 
Wiking-Jugend. Es sind in großem Um¬ 
fang frühere Funktionäre der Islamhas¬ 
ser-Partei „Freiheit“ im Landesverband 
aktiv. Nachdem der stellvertretende Lan¬ 
desvorsitzende und Pressesprecher Tho¬ 
mas Hartung wegen behindertenfeindli¬ 
cher Äußerungen zurücktreten musste, 
wurde er durch ein ehemaliges Bundes¬ 


vorstandsmitglied der „Freiheit“ ersetzt. 
Und erst jüngst haben drei Landtagskan¬ 
didaten der AfD in Leipzig den österrei¬ 
chischen FPÖ-Politiker Andreas Mölzer 
zu einer Veranstaltung eingeladen. Die¬ 
ser hat erst unlängst einen europaweiten 
Skandal wegen rassistischer Äußerungen 
verursacht. 

UZ: Die Partei setzt also auf maßgeblich 
bei rechten Gruppierungen beliebte The¬ 
men? 

Kerstin Köditz: Natürlich gibt es erhebli¬ 
che Unterschiede zur NPD und ich hiel¬ 
te es für falsch, einfach von einer „NPD 
light“ zu sprechen. Aber es gibt erheb¬ 
liche Schnittmengen bei den Themen¬ 
schwerpunkten und den dabei vertre¬ 
tenen Positionen. Das wird in den offi¬ 
ziellen Parteipapieren weniger deutlich 
als in den Positionierungen einzelner 
Funktionäre und Kandidaten. Wenn bei¬ 
spielsweise ein AfD-Direktkandidat zum 
Landtag, übrigens ein Polizeikommissar, 
eine Petition „Für den Erhalt des Fall¬ 
schirmjägerdenkmals auf Kreta“ unter¬ 
schreibt, die wesentlich aus Neonazikrei¬ 
sen beworben wurde und entsprechende 
Unterstützer hat, ist das für mich natür¬ 
lich aussagekräftig. Gleiches gilt für die 
unsägliche Homophobie in der Partei, 
für ihre Verteufelung des Feminismus. 

UZ: Und doch droht in Sachsen ein Ein¬ 
zug der AfD in den Landtag, oder? 

Kerstin Köditz: Ich befürchte das stark, 
und die Umfragen bestätigen das. Wir ha¬ 
ben in Sachsen traditionell ein Wähler¬ 
potenzial von mindestens zehn Prozent 
rechts von der CDU. Nicht zuletzt dieser 
Umstand hat dazu geführt, dass sowohl 
CDU als auch die FDP in Sachsen wei¬ 
ter rechts angesiedelt sind als auf Bun¬ 
desebene. Aber dadurch sind rechte Po¬ 
sitionen eher noch hoffähiger geworden. 

Es wird darauf ankommen, auf den 
Einzug der AfD in den Landtag vorbe¬ 
reitet zu sein und dann eine entsprechen¬ 
de Strategie in der Tasche zu haben. Das 
voraussichtliche Personal der AfD ist po¬ 
litisch größtenteils unerfahren. Viel wird 
also von den Mitarbeitern abhängen, die 
eingestellt werden. Auch dabei werden 
wir genau hinschauen müssen. Selbst 
wenn also die NPD aus dem Landtag flie¬ 
gen sollte, bleiben dann mehr als genug 
Probleme zu lösen. 

UZ: Sehen Sie die Chance, dass NPD, AfD 
und die FDP, die in Sachsen eher rechts¬ 
konservativ tickt, das rechte Wählerklien¬ 
tel in Sachsen unter sich aufteilen und es 
am Ende für keine der Parteien für den 
Landtagseinzug reicht? 

Kerstin Köditz: Das ist ein schöner 
Traum. Aber ich orientiere mich nicht an 
Träumen, weil das Aufwachen dann umso 
schmerzhafter wird. Ich bereite mich lie¬ 
ber auf das Worst-Case-Szenario vor und 
freue mich, wenn dieses nicht eintrifft. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
































Treffpunkt der linken Bewegung 

Das Magda-Thürey-Zentrum in Eimsbüttel in Hamburg 


S eit 40 Jahren ist die DKP im 
Hamburger Stadtteil Eimsbüttel 
mit einem eigenen Zentrum ver¬ 
treten. Am 1. Oktober 1974 mietete 
der Kreisverband der DKP Hamburg- 
Eimsbüttel das Haus in der Lindenal¬ 
lee 72 und benannte es „Magda-Thü¬ 
rey-Zentrum“ (kurz: MTZ), nach der 
1945 verstorbenen bekannten Kom¬ 
munistin Magda Thürey. 1978 wurde 
dann die DKP-Hamburg als Landes¬ 
organisation Hauptmieterin des MTZ, 
und sie ist es bis heute. 

Das MTZ hat sich in den letzten 
Jahren als eines der wichtigsten und 
meistgenutzten Zentren der linken 
Bewegung in Hamburg etabliert. Lin¬ 
ke Gruppierungen, Parteien, Vereine 
und Diskussionszirkel treffen sich dort 
wöchentlich, monatlich oder auch in 
unregelmäßigen Abständen, halten 
Veranstaltungen oder auch Leiern ab, 
musizieren oder treffen sich einfach so 
zum „Klönschnack“. 

★ 

Man kann nicht über das MTZ schrei¬ 
ben, ohne Oschi zu erwähnen und zu 
würdigen. 

Oskar Mathießen, allen eigentlich 
nur als „Oschi“ bekannt, leitete viele 
Jahrzehnte lang das MTZ und war ei¬ 
nes der bekanntesten Gesichter der 
DKP-Hamburg. 

Oschi war bis zu seinem plötzli¬ 
chen Tode Anfang 2014 in Hamburg- 
Eimsbüttel bekannt wie ein „bunter 
Hund“. Sein wettergegerbtes Gesicht, 
seine alte Lederjacke und seine Mütze, 
die er so gut wie nie vom Kopf nahm, 
wurden sein unverkennbares Marken¬ 
zeichen, und es war fast unmöglich, 
Oschi mit seiner harten Schale und 
dem weichen Kern nicht ins Herz zu 
schließen. 

Die Menschen respektierten und 
schätzten ihn. Lür sie war er der Kom¬ 
munist, der unsere Partei im Stadtteil 
repräsentierte, der immer im MTZ an¬ 
zutreffen war, bei dem man bei einem 
Kaffee einen Klönschnack halten, zu 
dem man aber auch mit seinen alltäg¬ 
lichen Problemen gehen konnte. 

Mit seiner Person war nicht nur 
das MTZ untrennbar verbunden, son¬ 
dern auch die Hamburger Kogge, das 
optisch markanteste Wahrzeichen so¬ 
wohl der UZ-Pressefeste als auch des 
jährlich stattfindenden Methfesselfes¬ 
tes in Hamburg-Eimsbüttel. Ohne die 
fachmännische Anleitung von Oschi 
fand kein einziger Auf- oder Abbau 
der Kogge statt; und als im Juni dieses 
Jahres beim UZ-Pressefest in Dort¬ 
mund die Kogge erstmalig ohne Oschi 
auf-/abgebaut werden musste, war al¬ 
len Beteiligten doch recht mulmig und 
vor allem etwas wehmütig zumute. 


Oschi wurde am 10. März 1934 ge¬ 
boren und wuchs in einer kommunisti¬ 
schen Familie auf; sein Vater war Mit¬ 
begründer der KPD, Mitglied der roten 
Marine und im Rotfrontkämpferbund 
aktiv. Insofern ist es nicht verwunder¬ 
lich, dass Oschi schon von früh auf viel 
über die Arbeit der Kommunistinnen 
und Kommunisten erfahren hat. 

Oschi wuchs während der dun¬ 
kelsten Zeit unserer Geschichte, im 
Faschismus auf. Er hat als Kind die 
Befreiung des faschistischen Deutsch¬ 
lands durch die Rote Armee und die 
alliierten Verbündeten miterlebt. Er 
musste aber auch miterleben, wie die 
alten, den Faschismus stützenden Kräf¬ 
te, nach dem Krieg wieder in Amt und 
Würden kamen und danach trachteten, 
jeden Widerstand und jede Bewegung 
für den gesellschaftlichen Fortschritt 
zu unterbinden. 

Unter der Mitarbeit von Oschi, 
unter anderem im Kreisvorstand der 
DKP-Eimsbüttel, entwickelte sich die 
DKP Hamburg insgesamt zu einer 
in die politischen Verhältnisse dieser 
Stadt eingreifenden Partei. Sie glieder¬ 
te sich auf ihrem Höhepunkt in sieben 
Kreisorganisationen mit über 32 Be¬ 
triebsgruppen, 82 Wohngebietsgrup¬ 
pen und sieben Hochschulgruppen, 
welche insgesamt rund 4.500 Mitglie¬ 
der organisierten. Die Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten Hamburgs wa¬ 
ren in den wichtigsten Großbetrieben 
und in den Gewerkschaften fest ver¬ 
ankert. 

Oschi war immer geradeaus, offen 
und ehrlich; er sprach direkt an, wenn 
ihm etwas nicht gefiel. Aber er war 
nicht nachtragend. Wie der Donner 
zum Blitz, so gehörte zu einem Krach 
mit Oschi auch die Versöhnung. Er 
war hilfsbereit, sensibel, fürsorglich. 
Zu ihm konnte man gehen, wenn ei¬ 
nen etwas bedrückte. Und dabei half 
er nicht nur mit seinem Rat, er unter¬ 
stützte auch tatkräftig bei der Lösung 
von Problemen. 

Oschi scheute sich nicht, auch un¬ 
bequeme Arbeiten zu übernehmen. 
Dabei war er gewissenhaft, beharrlich, 
zupackend und diszipliniert. Wenn er 
etwas zusagte, dann klappte das auch. 
Und diese hohen Anforderungen stell¬ 
te er nicht nur an sich, sondern auch an 
die Anderen. 

Oschi hatte neben der Tätigkeit für 
das MTZ jedoch noch etliche weitere 
vielfältige Interessen und Aufgaben, de¬ 
nen er sich intensiv widmete. Ob Schal¬ 
meienkapelle, die Kuba-Solidarität, die 
Verantwortung für die Kogge, das Me- 
thfesselfest, welches er bereits seit den 
70er Jahren aktiv mit begleitete, der in¬ 
ternationale Chor, seine Kontakte zu 
in Hamburg lebenden Mitgliedern un¬ 


serer Geschwisterparteien, zuletzt die 
Gedenkstätte Ernst Thälmann: Überall 
wurde ihm Respekt für seine große Ein¬ 
satzbereitschaft und Hingabe bei der 
Realisierung der von ihm übernomme¬ 
nen Aufgaben entgegengebracht. 

So wie wir ihn kannten und schätz¬ 
ten, so wird Oschi noch lange im Ge¬ 
dächtnis nicht nur der Hamburger DKP, 
sondern vieler Menschen weit über die 
Grenzen unserer Partei hinaus bleiben. 

★ 

Seien es nun einzelne Gliederungen 
der Partei „Die Linke“, der Arbeiter¬ 
bund, das Sozialforum Eimsbüttel, 
Cuba Si, Mieterinitiativen, das Sozial¬ 
forum Eimsbüttel, die Vorbereitungs¬ 
gruppe zum Methfesselfest, kurdische 
oder lateinamerikanische Solidaritäts¬ 
gruppen - im MTZ sind alle linken und 
fortschrittlichen Kräfte herzlich will¬ 
kommen. 

Das MTZ verfügt auf zwei Ebenen 
auf gut 300 m 2 über eine Reihe von 
größeren und kleineren Räumen. Auch 
Wochenendseminare können problem¬ 
los im MTZ durchgeführt werden. Der 
große Saal im Erdgeschoss fasst maxi¬ 
mal ca. 60-80 Personen und findet da¬ 
her vor allem bei politischen Veranstal¬ 
tungen Verwendung. 

In der MTZ-eigenen Küche können 
sich die Teilnehmer Essen zubereiten 
und gemütlich beisammen sitzen, und 
natürlich gibt es auch ausreichend 
Raum und Platz, um Transparente zu 
malen, Stellschilder zu bekleben und 
vieles mehr. 

Neben den zahlreichen öffentlichen 
politischen Veranstaltungen ist für die 
nähere Zukunft die Durchführung von 
Film- und Liederabenden geplant. 

Wenngleich die DKP-Hamburg als 
Hauptmieter jedes Jahr aufs Neue dar¬ 
um ringen muss, das MTZ auch künftig 
finanziell absichern zu können, sind die 
Mietpreise für die einzelnen Gruppen 
sehr moderat gehalten. In den letzten 
Jahren ist die finanzielle Absicherung 
des MTZ jedoch noch schwieriger ge¬ 
worden: Neben einer Mieterhöhung in 
2013 schlugen unter anderem gestiege¬ 
ne Nebenkosten durch höhere Ener¬ 
giepreise negativ zu Buche. 

Das MTZ steht und lebt durch den 
Beitrag von Genossinnen und Genos¬ 
sen, die teilweise seit vielen Jahren in 
ihrer Freizeit mit ihrer ehrenamtlichen 
Arbeit die Existenz sowie die Weiter¬ 
entwicklung des MTZ absichern und 
voranbringen, entweder durch regel¬ 
mäßige Mithilfe beim Bürodienst, bei 
der Reinigung der Räumlichkeiten 
oder auch durch tatkräftige Mithilfe 
bei notwendigen Renovierungstätig¬ 
keiten. Eine besondere Erwähnung 
verdient der Genosse Jürgen, der vor 



einigen Jahren die Hauptverantwor¬ 
tung für den Betrieb des MTZ vom 
Genossen Oschi übernahm und sich 
seither in sehr hohem Maße im MTZ 
engagiert. 

★ 

Die 1899 geborene Lehrerin Magda 
Thürey arbeitete aktiv in der Hambur¬ 
ger Lehrergewerkschaft mit und trat zu 
Beginn der 1920er Jahre der KPD bei. 



1932 wurde sie in die Hamburgische 
Bürgerschaft gewählt. 1933 wurde sie 
aus dem Schuldienst entlassen. 

Der von ihr und ihrem Mann er- 
öffnete Seifenladen wurde im Wider¬ 
stand zum Treffpunkt, später auch mit 
der Bästlein-Jacob-Abshagen-Gruppe 
und Zwischenlager für Druckschriften, 
Flugblätter und Terminpläne der Wi¬ 
derstandsorganisation. Hier fanden 
viele illegale Treffen statt. Das sichere 
Versteck wurde am 30. Oktober 1943 
verraten und Magda Thürey verhaftet. 
Die Gestapo nahm sie in „Schutzhaft“ 
und sperrte sie ins Gefängnis Fuhlsbüt¬ 
tel. Während der Haft wurde sie trotz 
schwerer Krankheit brutal behandelt 
und erhielt keine Nahrung. Der Ge¬ 


sundheitszustand von Magda Thürey 
verschlechterte sich zusehends. Etwa 
zwölf Wochen nach der Befreiung 
durch britische Truppen starb Magda 
Thürey am 17. Juli 1945 an den Folgen 
der 18-monatigen Gestapohaft. 

Magda und ihr Ehemann Paul sind 
auf dem Ehrenfeld der Geschwister- 
Scholl-Stiftung auf dem Friedhof Ham¬ 
burg-Ohlsdorf begraben. 1981 wurde in 
Hamburg-Niendorf die Thüreystraße 
nach Magda und Paul Thürey benannt. 
In der Emilienstraße 30, ihrem letzten 
Wohnhaus vor der Verhaftung, wurde 
zum Gedenken ein Stolperstein für sie 
verlegt. Ihre Beisetzung hier auf dem 
Ohlsdorfer Friedhof am 23. Juli 1945 
wurde zur ersten großen politischen 
Kundgebung nach der Befreiung vom 
Faschismus, die in Hamburg bereits am 
3. Mai 1945 erfolgte. Hunderte Ham¬ 
burger Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten kamen zur Trauerfeier, viele 
mussten vor der überfüllten Kapelle 6 
warten. 

In dieser Abschiedsfeier wurden 
Magda und ihr von den Nazis 1944 hin- 
gerichteter Mann Paul als Kämpfer für 
ein vom Faschismus freies, friedlieben¬ 
des Deutschland gewürdigt. Der Spre¬ 
cher der Hamburger Kommunisten, 
Fiete Dettmann und der Sprecher der 
Hamburger Sozialdemokraten und So¬ 
zialisten, Jäcki Meitmann gelobten zu 
diesem Anlass: „NIE WIEDER BRU¬ 
DERKAMPF“, und reichten sich über 
dem Grab die Hand. 

DirkWilke 



Magda-Thürey-Zentrum 

Das Magda-Thürey-Zentrum liegt am nördlichen Ende der Lindenallee 
in Hamburg-Eimsbüttel-drei Gehminuten vom U-Bahnhof (U 2) Chris¬ 
tuskirche entfernt. 

Öffnungszeiten: Werktags von 17.00-20.00 Uhr und nach Vereinbarung 

www.mtz-lindenalle.de 

Telefon: 040/480 490 o 

E-Mail: info @ mtz-lindenallee.de 
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Ernst Thälmann Die verratene Armee 

Eine neue Publikation über das Ende der Nationalen Volksarmee der DDR 


E rnst Thälmann wurde am 16. April 1886 in 
Hamburg geboren. Sein Vater Jan Thälmann 
war als Fuhrmann tätig und aus Holstein nach 
Hamburg gekommen, seine Mutter, Maria Mag¬ 
dalena Kohlpeiß, stammte aus den Vierlanden. 
Bald nach seiner Geburt übernahmen die Eltern 
eine Kellerwirtschaft in Hafennähe, später einen 
Grünwarenladen im Stadtteil Eilbek. Nach der 
Schulentlassung half Ernst Thälmann weiter im 
elterlichen Geschäft und arbeitete dann als Ha¬ 
fenarbeiter und als Kutscher. 1904 trat er in die 
Transportarbeitergewerkschaft ein. Schon ein Jahr 
zuvor war er Mitglied der SPD geworden und 
übernahm verschiedene Funktionen im Stadtteil 
und auf Wahlkreisebene. 

Am 14. Januar 1915 heiratete er die Wäscherin 
und langjährige Arbeitskollegin Rosa Koch. Ei¬ 
nen Tag danach wurde er als Soldat eingezogen 
und kam an die Westfront. Er nahm unter den Ka¬ 
meraden gegen den Krieg Stellung, was ihm vom 
Kriegsgericht „verschärften Arrest“ einbrachte. 
Nach der Novemberrevolution schloss er sich der 
USPD an und wurde 1919 als Abgeordneter in 
die Hamburgische Bürgerschaft gewählt, der er 
bis 1933 angehörte. 

Am 6. November 1919 wurde Tochter Irma ge¬ 
boren. 

Thälmann, seit Mai 1919 Vorsitzender der 
USPD in Hamburg, gelang es, die Mehrheit sei¬ 
ner Genossen für einen Zusammenschluss mit 
der KPD zu gewinnen und trat dafür auch auf 
den außerordentlichen Parteitagen in Berlin und 
in Leipzig ein. 1920 vereinigte sich die Mehrheit 
der USPD mit der KPD zur VKPD, die sich bald 
darauf wieder KPD nannte, 1923 wurde Thälmann 
Mitglied des Zentralkomitees der KPD. Am Ham¬ 
burger Aufstand im Oktober 1923 war er führend 
beteiligt und half den geordneten Rückzug zu or¬ 
ganisieren, als die erwartete übergreifende Revo¬ 
lution in Deutschland ausblieb. Vom Mai 1924 bis 
zum Ende der Weimarer Republik war er Mitglied 
des Deutschen Reichstages. Auf dem V. Weltkon¬ 
gress der Kommunistischen Internationale im Juli 
1924 in Moskau wählten die Delegierten Thälmann 
ins Präsidium des Exekutivkomitees (EKKI). Im 
September 1925 wurde er Vorsitzender der KPD. 
Wenige Monate zuvor hatte er die Leitung des Ro¬ 
ten Frontkämpferbundes übernommen. Thälmann 
verstand es die Massen zu begeistern. Im großen 
Saal von Sagebiel - zu der Zeit wohl das größte 
Versammlungslokal in Hamburg - drängten sich 
oft 1 000 Zuhörer. Auf dem Heiligengeistfeld wur¬ 
den bis zu zehn Tribünen aufgestellt, da es zu der 
Zeit noch keine Lautsprecheranlagen gab. Um die 
Tribüne Thälmanns drängten sich die meisten Teil¬ 
nehmer. 1928 gab es eine heftige Kontroverse im 
Zentralkomitee der KPD weil Thälmann es un¬ 
terlassen hatte, die Parteiführung rechtzeitig über 
eine Unterschlagungsaffäre im Bezirk Wasserkan¬ 
te zu unterrichten. Er wurde seiner Funktion als 
Parteivorsitzender enthoben, aber noch im glei¬ 
chen Jahr rehabilitiert und wieder eingesetzt. 

Bei den Wahlen 1925 und 1932 kandidierte 
Thälmann für das Amt des Reichspräsidenten. Die 
Losung der KPD 1932 „Wer Hindenburg wählt, 
wählt Hitler, wer Hitler wählt, wählt den Krieg“ 
wird Thälmann zugeschrieben, (siehe zur Politik 
der KPD und den Positionen Thälmanns in jenen 
Jahren den Beitrag von Eberhard Czichon, UZ vom 
15.8.2014 , S. 10) 

Auf der illegalen Tagung der KPD am 7. Febru¬ 
ar 1933 in Ziegenhals bei Berlin sprach Thälmann 
über Schlussfolgerungen aus der Situation für eine 
Einheitsfront aller Hitlergegner gegen den Fa¬ 
schismus. Am 3. März 1933 fiel er den Faschisten 


in die Hände. Von der Sowjetunion über Europa 
und die USA bis Japan entstand eine Massenbe¬ 
wegung für die Freilassung Thälmanns und aller 
inhaftierten Antifaschisten. 1935 ließ die faschis¬ 
tische Führung den gegen Thälmann vorbereite¬ 
ten Prozess fallen. Sie hob die Untersuchungshaft 
auf und verfügte Schutzhaft. So hatte Thälmann 
damals einen einmaligen Häftlingsstatus; er war 
Schutzhaftgefangener der Gestapo, blieb aber 
weiter in einem der Justiz unterstehenden Ge¬ 
fängnis. Im Freiheitskampf des spanischen Volkes 
gegen die der Franco-Diktatur 1936-1939 wurde 
eine Einheit der XI. Internationalen Brigade, der 
vorwiegend deutsche Antifaschisten angehörten, 
„Thälmann-Bataillon“ genannt. 

Während seiner Gefangenschaft gelang es durch 
illegale Verbindungen über Rosa und Irma Thäl¬ 
mann sowie Kuriere Niederschriften und Hinweise 
Thälmanns zu innen- und außenpolitischen Fragen 
aus den Gefängnissen zu schmuggeln. Aus Thäl¬ 
manns Briefen von 1939 bis April 1941 geht hervor, 
dass er die Hoffnung hegte, Stalin würde - beson¬ 
ders nach dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffs¬ 
vertrag - seine Befreiung erwirken. Die Hoffnung 



trog; Stalin nutzte seine Möglichkeiten nicht. 

Thälmanns letzte bekannt gewordene Nieder¬ 
schrift „Antwort auf Briefe eines Mitgefangenen“ 
von Anfang 1944 kann als sein politisches Testament 
angesehen werden. In ihm legt er seine und die Posi¬ 
tion der deutschen Kommunisten dar und stellt sie 
der Demagogie, dem Terror und den Kriegsverbre¬ 
chen des deutschen Faschismus entgegen. 

Ernst Thälmann saß 11 Jahre in Gefängnissen 
und Zuchthäusern von Berlin-Moabit, Hannover 
und Bautzen in Einzelhaft, bis Hitler und Himm¬ 
ler am 14. August 1944 seine Ermordung festleg¬ 
ten. Vier Tage später wurde er im KZ Buchenwald 
erschossen. 

Gekürzt, nach der biographischen Skizze von Hans 
Rondi aus der vom Kuratorium Gedenkstätte Ernst 
Thälmann e.V., Hamburg, herausgegebenen Bro¬ 
schüre „Ernst Thälmann und Kampfgefährten - 
Eine Hamburger Ausstellung in Bild und Text“ 


Unter dem Titel „Die verratene Armee“ haben 
zwei Insider, Ralf Rudolph und Uwe Markus, im 
Berliner Phalanx Verlag eine neue Publikation 
zum Ende der Nationalen Volksarmee (NVA) der 
DDR veröffentlicht. 

Die Autoren vermitteln umfangreiche Infor¬ 
mationen zur ihrer Rolle in der letzten Etappe 
der Existenz der DDR, die bisher weitgehend nur 
Insidern bekannt sind, so auch zur hochmodernen 
konventionellen Ausrüstung und ihrer qualifizier¬ 
ten Beherrschung durch Soldaten und Offiziere. 
Schon das dürfte einen breiten Kreis interessier¬ 
ter Leser ansprechen. 

Die Verfasser verdeutlichen den gesellschaft¬ 
lich-politischen Hintergrund der Entwicklung 
1989/90. Die NVA wurde durch Generalsverhaf¬ 
tungen eingeschüchtert. Auch dort wurden die 
Strukturen der SED aufgelöst, anschließend die 
Politabteilungen. Das erwies sich, halten die Au¬ 
toren fest, „angesichts noch wenig ausgereifter 
Vorstellungen über Inhalte und Strukturen der 
staatsbürgerlichen Arbeit als Auftakt nicht nur 
für die Entpolitisierung der Armee, sondern auch 
für die Zerstörung der historisch gewachsenen 
politischen Identität vor allem des Offizierskorps.“ 

Modrow ließ auch in der NVA die „Zusam¬ 
menarbeit“ mit dem Oppositionsgremium des 
„Runden Tisches“ zu, dem ein Mitspracherecht 
zu den die Armee betreffenden Reformen ein¬ 
geräumt wurde, womit, wie auf Regierungsebe¬ 
ne auch in der Armee eine „Doppelherrschaft“ 
installiert wurde. Die Autoren halten fest: „Es 
dürfte ein historisches Novum sein, dass eine 
Armeeführung, die verfassungsrechtlich aus¬ 
schließlich der noch amtierenden Regierung 
unterstand, freiwillig militärpolitische Konzep¬ 
tionen mit oppositionellen Kräften diskutierte, 
die teilweise eben die Streitkräfte ausschalten 
wollten“, und versuchten, sich als „Instanz mit 
politischer Weisungsbefugnis zu etablieren“. Im 
Ministerium der NVA war „die Neigung aus¬ 
geprägt, sich im vorauseilenden Gehorsam den 
Forderungen der verschiedenen Interessengrup¬ 
pen und Parteien auf der politischen Bühne des 
Landes“ anzupassen. 

Unter dem gezielten Einfluss der Opposition 
brachen im Januar 1990 in Kasernen bzw. Trup¬ 
penteilen der NVA Soldatenstreiks aus und in ei¬ 
nigen Dienststellen wurden Soldatenräte gebil¬ 
det, die den Strafbestand der Meuterei erfüllten 
(§259 Militärgerichtsordnung der NVA). Der 
Minister, Admiral Theodor Hoffmann, begab 
sich zu einer Versammlung der Streikenden in 
Beelitz und stimmte ihnen im Wesentlichen zu. 
Die Forderungen von Kommandeuren, das Fall¬ 
schirmjägerbataillon gegen die Meuterer einzu¬ 
setzen, lehnte er ab, da er das „für altes Denken“ 
hielt und er damit „den friedlichen Charakter 
der Wende in der 
NVA verletzt“ hätte. 

Die Autoren wid¬ 
men sich der bis heu¬ 
te nicht untersuchten 
Frage, ob und welche 
Möglichkeiten es im 
Militärbereich gab, 
dem Vormarsch der 
Konterrevolution 
entgegenzutreten 
und ihn aufzuhalten. 

Eine ihrer Kernaus¬ 
sage lautet: „In dem 
Maße, wie die staat¬ 
lichen Strukturen 
sukzessive zerstört 


und die verfassungsrechtlichen Grundlagen der 
DDR mit kräftiger Unterstützung von außen in 
Frage gestellt wurden, wäre es Aufgabe der po¬ 
litisch Verantwortlichen gewesen, der Armee ei¬ 
ner aktive Rolle bei der Aufrechterhaltung der 
staat¬ 
lichen 
Ord¬ 
nung 
zuzu¬ 
weisen, 
statt sie 
durch 
Stillhal- 
tebe- 
fehle als 
Macht¬ 
faktor 
zu pa¬ 
raly¬ 
sieren“. 

Das 
wäre 
„kein 
Staats¬ 
streich 

gewesen“, sondern hätte „mit hoher Wahrschein¬ 
lichkeit viele erhitzte Gemüter beruhigt und zur 
Relativierung radikaler Machtambitionen man¬ 
cher Oppositionspolitiker beigetragen. Außer¬ 
dem hätte ein solches Statement der Militär¬ 
führung all jenen DDR-Bürgern den Rücken 
gestärkt, die für ihr Land eine sozialistische 
Perspektive befürworteten.“ An anderer Stelle 
heißt es: „Gegen den Widerstand einer strate¬ 
gisch denkenden und entschlossen auftretenden 
NVA-Militärführung, die sich aus dem politi¬ 
schen Entscheidungsprozess nicht hätte verdrän¬ 
gen lassen, wäre die Durchsetzung der in Bonn 
erdachten Auflösungsstrategie nicht möglich ge¬ 
wesen“. Der Kommandeur eines Mot-Schützen- 
bataillons, Oberstleutnant Ingo Höhmann, Jahr¬ 
gang 1953, äußert, dass es bei jenen DDR-Bür¬ 
gern, die noch loyal zu ihrem Staat standen, die 
Hoffnung gab, „dass die Armee sich der völligen 
Auflösung der staatlichen und politischen Ord¬ 
nung entgegenstellt. (...) Die DDR-Regierung 
hätte in der damaligen Situation jedes Recht der 
Welt gehabt, den Ausnahmezustand auszurufen.“ 
Einige Generäle mit Theodor Hoffmann an der 
Spitze - Ende September 1990 waren das noch 
24 - waren jedoch sogar bereit, in den Dienst der 
Bundeswehr zu wechseln. 

Gerhard Feldbauer 

Uwe Markus/Ralf Rudolph: Die verratene Armee. 
Phalanx. Edition Militärgeschichte und Sicher¬ 
heitspolitik. ISBN 978-3-00-041734-4 


PapyRoSSa Verlag I LuxemburgerStr.202 | 50827Köln 



Kurt Pätzold: ZWEITER WELTKRIEG 

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 

Kurt Pätzold zeichnet die wesentlichen politischen und mili¬ 
tärischen Ereignisse nach, hinterfragt die Zwangsläufigkeit 
jenes 1. Septembers 1939, zeigt die deutschen Kriegsziele 
und Kriegsverbrechen, behandelt den Völkermord an Juden, 
Sinti und Roma. Überlegungen zum 8. Mai 1945 und den 
Nürnberger Prozessen münden in die Frage, wie dem Frieden 
Dauer zu verleihen ist. 

142 Seiten - 9,90 Euro 


Uw? MdrfniK/Ralf Rudolph 

^)ie verratene Armee 


Was ist Antifaschismus? 


Diese Frage bewegt Mitgliedsverbände der FIR in verschie¬ 
denen Ländern. Dabei müssen alle Organisationen ihre Ant¬ 
worten vor dem Hintergrund der eigenen historischen Er¬ 
fahrungen finden. 

Ulrich Schneider, Generalsekretär der FIR, hat im Frühjahr 
dieses Jahres in einem kleinen Band versucht, diesen Begriff 
vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte und politi¬ 
schen Erfahrung zu definieren. Für ihn ist der Begriff einer¬ 
seits eine analytische Kategorie, andererseits auch Ausdruck 
einer politischen Bewegung,die auf vielfältige Weise auf die 
Herausforderungen der Geschichte reagierte. 

Im ersten Kapitel beschäftigt er sich mit den Anfängen 
der antifaschistischen Bewegung in den 20er Jahren, den 
Strategiedebatten und den praktischen Schlussfolgerun¬ 
gen für den antifaschistischen Widerstand bis zur Befrei¬ 
ung 1945. 

Das zweite Kapitel beschäftigt sich mit den Erfahrun¬ 
gen des antifaschistischen Kampfes in der BRD bis 1989,den 
Chancen des Neubeginns und den wechselhaften Erfahrun¬ 
gen in den 50er und 60er Jahren bis zum gesellschaftlichen 
Aufschwung in den 80er Jahren. Dabei betrachtet er in ei¬ 


nem Exkurs auch die Entwicklung des Antifaschismus in der 
DDR. 

Im dritten Kapitel beschreibt der Autor die Entwicklung 
antifaschistischer Organisationen und Themen in den Jah¬ 
ren seit 1990. Dabei ist der Blick nicht nur auf die VVN-BdA 
gerichtet, sondern der Verfasser untersucht die ganze Breite 
der antifaschistischen Kräfte, Gewerkschaften,gesellschaft¬ 
liche Bündnisse unter aktiver Mitwirkung der VVN-BdA und 
die autonome antifaschistische Jugendbewegung. 

Er versteht Antifaschismus dabei als Zugang zum poli¬ 
tischen Handeln, das sich nicht auf bestimmte politische 
Parteien bezieht, sondern auf einen aktiven Einsatz für „die 
Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln“ und den 
„Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit“, 
wie es im Schwur der überlebenden Häftlinge des KZ Bu¬ 
chenwald vom April 1945 heißt. Bernd Kant 

Ulrich Schneider, Antifaschismus (Basiswissen Politik/Ge¬ 
schichte/Ökonomie), PapyRossa-Verlag Köln 2014,135 S.,ISBN 
978-3-89438-543-9, Preis 9,90 Euro 



Gerhard Feldbauer: 

DIE RESISTENZA- Italien im II. Weltkrieg 

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 


Nach dem Sturz Mussolinis und der sich anschließenden 
Besetzung großer Teile des Landes durch die deutsche Wehr¬ 
macht formierte sich in Italien 1943 der bewaffnete Widerstand. 
Gerhard Feldbauer schildert Wurzeln und Vorgeschichte der 
Resistenza, ihren Verlauf und das Resultat ihres erfolgreichen 

Kampfes. 124 Seiten - 9,90 Euro 


Florence Herve / Martin Graf: 
ORADOUR - Geschichte eines Massakers 

10. Juni 1944: In Oradour-sur-Glane bleibt die 
Zeit stehen. Die SS-Panzerdivision >Das Reich< 
massakriert 642 Menschen. In eindrucksvollen 
Texten und 68 s/w-Fotos dokumentiert der Band 
das mörderische Geschehen sowie das Versagen 
der bundesdeutschen Politik und Justiz. 

Großformat -143 Seiten - 18,00 Euro 
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Schön schräg und respektlos... Widerstandsforscher 

Eine Überraschung: Graf Ittys CD „Überwachungskamerad“ Vor fünf Jahren starb Karl Heinz Jahnke 


W er Graf Itty in diesen Som¬ 
merwochen sehen und hören 
will, muss an Deutschlands 
Wasserstraßen entlang. Er gehört zum 
Tross der Band „Strom und Wasser“ 
von Heinz Ratz, die gemeinsam mit 
Flüchtlingsfrauen unterwegs ist auf 
der Floßtour 2014. Es gibt einen vol¬ 
len Tour-Kalender mit täglichen Kon¬ 
zerten in den Uferstädten, quer durchs 
Land, dieses Mal von Süd nach Nord - 
der Abschluss ist in Berlin. 

Der 15-jährige Luca Seitz alias Graf 
Itty ist vielleicht die jüngste politische 
musikalische Stimme der Republik. 
Auf seinem Debütalbum „Überwa¬ 
chungskamerad“ hat er nicht nur das 
Schlagzeug und viele Bässe eingespielt, 
sondern alle Texte selbst geschrieben 
und gerappt. 

Das Begleitheft zum Album mit 
seinen 9 Titeln und knapp 30 Minuten 
Spielzeit ist eng beschrieben und hat 
vom Volumen her die Quantität einer 
Broschüre. 

Graf Itty macht Hiphop. Dieser Mu¬ 
sikstil impliziert viel Text. Oder anders 
gesagt: beim Rap ist der Text untrenn¬ 
barer rhythmischer Bestandteil der 
Musik. Bei den Songs von Graf Itty 
ist es ebenso. In anspruchsvoller lyri¬ 
scher Form bringt er seine Gedanken 
in linken und systemkritischen Texten 
zum Ausdruck - musikalisch stimmig 
arrangiert und mit passenden Beats 
unterlegt. 

Nach einem Intro-Stück über seine 
Person geht es in dem Lied „Interna¬ 
tionale Amnesie“ um die zunehmende 
Kälte und Verwahrlosung in Staat und 
Gesellschaft. 

„... Am Bahnhof schießen sich 
zehnjährige Kinder weg. 



HipHop mit kritischem Witz 


Politiker, die über Gesetze wie im 
Vollsuff reden, 

und statt auf Geschäftsreise in Thai¬ 
land in den Puff gehen ...“ 

Eine zentrale Erkenntnis von ihm 
kommt im Refrain vor und zieht sich 
über viele Themen der CD: „Wir leben 
in einer kranken Welt, denn das einzig 
Wahre ist und bleibt das Geld“. Inst¬ 
rumental reichern den Song übrigens 
rockige E-Gitarren-Soli an (Ingo Has¬ 
senstein), und Begleitmusiker am Bass 
ist - wie bei einigen anderen Aufnah¬ 
men - auch Heinz Ratz. 

Im Titelsong „Überwachungska¬ 
merad“ beschreibt Graf Itty aus dem 
Blickwinkel eines kritischen deutschen 
Jugendlichen die Bedrohung und Stim¬ 
mung, die es hierzulande gibt ange¬ 
sichts von Polizeistaat, Bespitzelung 
und flächendeckender Überwachung. 

Einige Lieder befassen sich mit den 
sozialen Gegensätzen in unserem Land, 


mit Reichtum und Wohlstand auf der 
einen und mit Unrecht und sozialer 
Kälte auf der anderen Seite. - Und in 
„Shoppen“ geht es um die in unserer 
Gesellschaft alles beherrschende Per¬ 
versität des Konsums als Instrument 
für Verdrängung und Vergessen. 

Werner Lutz 



Das Album kann für 12 Euro bestellt 
werden bei www.jumpup.de. 


„Er füllt den gesamten Raum aus“ 

Jonathan Lethem zeichnet in „Der Garten der Dissidenten“ 
ein Jahrhundert und eine Sippe 


„Die große Komödie des Jahrhunderts: 
dass es den Kommunismus nie auch nur 
eine Sekunde lang gegeben hatte.“ So 
heißt es im neuen Roman des 1964 im 
New Yorker Stadtbezirk Brooklyn zur 
Welt gekommenen Schriftstellers Jona¬ 
than Lethem. Erschienen ist es unter 
dem Titel „Dissident Garden“ 2013 und 
wurde bereits Anfang dieses Jahres un¬ 
ter dem wortgetreu übertragenen Titel 
„Der Garten der Dissidenten“ in Über¬ 
setzung von Ulrich Blumenbach erst¬ 
mals in deutscher Sprache publiziert. 

Was Lethem im Werk verbindet, 
sind seine eigene Familiengeschichte, 
fiktionale Elemente und die tatsächli¬ 
che Geschichte, die sich zwischen den 
beiden großen Krisen von 1929 und der 
fortdauernden von 2007 gespannt hat. 
Er webt kleinere und größere Entwick¬ 
lungsstränge mehrerer Protagonistln- 
nen in den historischen Kontext ein, 
und trifft damit den Knackpunkt, dass 
Vergangenes dem Heute und vor allem 
der Zukunft wie ein Kaugummirest an 
der Sohle klebt. 

Die „rote Königin“ 

Rose Zimmer ist einer der Hauptcha¬ 
raktere und der Leim, der den bunten 
Familienverbund zusammenhält. Die 
jüdischstämmige New-Yorkerin wird 
zu Anfang des Buchs aus der CPUSA 
ausgeschlossen, weil sie ein Verhältnis 
mit einem verheirateten schwarzen, arg 
konservativen Cop hat. Die US-ameri¬ 
kanische Volksfront gegen Kapital und 
Faschismus ist gescheitert, Roses Ehe¬ 
mann Albert wurde schon wegen ha¬ 
nebüchener Verdächtigungen von der 
Partei in die DDR zwangsdelegiert und 
als 1956 Chruschtschows Geheimrede 
die Runde macht, geht Rose - die „rote 
Königin“ aus Lewis Carrolls „Alice in 
Wonderland“ - den fast zwangsläufigen 
Weg in Isolation, schleichenden Wahn 
und Aktionismus. 

„Der wahre Kommunist steht am 
Ende immer allein da“, sagt sie und 
engagiert sich in der Nachbarschaft, 
während zu Hause der Abe-Lincoln- 
Schrein wartet. Die Widersprüchlich¬ 
keit dieser Person, die zu krassen Reak¬ 


tionen neigt und abstruse Beziehungen 
spinnt, gibt das Bild des Widerspruchs 
im Individuum wieder, das selbst in der 
großen Dialektik, der der eigenen und 
aller Existenz, gefangen ist. 

Wie determiniert das Ganze ist, 
zeigt die Figur der Rose Zimmer, die, 
als große Figur des Werks angelegt, 
eher Anhäufung von Klischees, durch 
ihr Apartment stapft und später senil 
in einem Pflegeheim lungert. 

Die Wolkenpolitik der 
Kommunarden 

Roses Tochter Miriam wächst in die 
Ära der Hippies hinein, der Esoterik- 
spinner und Eskapistlnnen im Kom¬ 
munenmäntelchen. Sie heiratet Tom¬ 
my, einen Folkmusiker mit irischen 
Wurzeln, dessen begrenztes Talent 
vom Mainstream überrollt wird, den er 
und die Bob Dylans jener Zeit selbst 
losstießen. 

Kommunardenleben leicht ge¬ 
macht: „Ihre Politik schwebte in der 
Luft, unverankert in Theorie oder Par¬ 
tei - eine Wolkenpolitik.“ Sich frei zu 
machen von der alten, mit Hass behaf¬ 
teten Generation ist ein Kraftakt. In 
Lethems Roman finden sie zwar nicht 
Einzug, doch die No-Future-Punks pro¬ 
klamierten sich als Hippie-Killer, sa¬ 
hen, wie die Subkultur vor ihnen, ihre 
Vorgänger als den Stachel, gegen den 
es zu locken galt. 

Weil es im Nicaragua Ende der 
Siebziger für Pazifistlnnen recht un¬ 
gemütlich war, kommen Miriam und 
Tommy dort durch fremde Hand um. 
Zurück bleibt ihr Sohn Sergius, der 
überallhin, bloß nicht zu Großmama 
Rose soll. 

Aufgewachsen und ausgebildet bei 
Quäkern, die eigentlich Hippies sind 
(oder Hippies, die sich als Quäker ge¬ 
ben?), wird aus Sergius ein noch ab¬ 
gehackterer Gitarrist und Irgendwie- 
Antikapitalist als es Eltern und Erzie¬ 
her waren. Dem „Zeitpiloten“ Sergius 
droht die wolkenlose Bläue, die den 
Leserinnen und Lesern kaum eine an¬ 
dere Wahl lässt, als seinen Werdegang 
als belanglos abzuhaken. 


Unter den Dissidenten 
ein Dissident 

Dem weitläufigen Scheitern der realen 
Occupy-Bewegung, geht der letzte Teil des 
Buchs nicht nur thematisch d’accord und 
verliert grandios an Bindung zu seinen 
abdinglich-gewordenenen Charakteren. 

Einzig der, den man bewusst „Dissi¬ 
dent“ nennen sollte, taucht aus dem Fi¬ 
gurenpool auf: Cicero. Sohn von Dou¬ 
glas Lookins, dem afroamerikanischen 
Polizisten und Roses Liebhaber. Stief¬ 
sohn und Zögling der „Roten Königin“. 
Der farbige, homosexuelle, intellektu¬ 
elle, korpulente Dissident, der, wie so 
viele, für Rose Zimmer nicht wenig 
Verachtung übrig hat und ihr trotzdem 
einen letzten Strohhalm hinhält. 

Lethem schreibt über den pubertie- 
renden Lookins jun.: „Cicero hatte das 
Gefühl, in den Augen mancher Leu¬ 
te hätte er nicht mehr Anteil am Lauf 
der Menschheit als eine an einem La¬ 
ternenpfahl festgebundene Bulldogge 
oder eine über den Himmel ziehende 
Wolke, die kurz eine unterhaltsame 
Gestalt annahm.“ 

Autor und Werk 

Jonathan Lethem entwirft die Skizze ei¬ 
nes Milieus, das dem Kapitalismus un¬ 
weigerlich unterworfen ist. Die Zwänge 
tauchen die Menschen wie in erstarrtes 
Gelee: „Wir können nicht atmen, wir 
können nicht mal ansatzweise existieren. 
Er füllt den gesamten Raum aus.“ Den 
Sprung heraus zu schaffen - den Kniff 
findet (mit Ausnahme von Cicero viel¬ 
leicht) keine der Figuren. 

Was bleibt ist das Zier- und Exer¬ 
zierstück eines Lehrers für Creative 
writing: „Wenn er um seine verlorenen 
Eltern weinte, war das wie seine Eltern 
selbst früher eine Stimmung, unspezi¬ 
fisch in ihrer Weite, ein Ozean, den man 
vergaß, wenn man trocken aus ihm her¬ 
austrat.“ Ein verspielter Weltenformer 
ist Lethem. Doch nicht nur am Slang 
der marxistischen Linken erschöpft 
auch er seinen Genius. Ken Merten 

Lethem, Jonathan: Der Garten der Dissiden¬ 
ten. Tropen Verlag. 476 S. 24,95 Euro 


Am 14. September 2009 starb im Alter 
von 75 Jahren der Rostocker Historiker 
Karl Heinz Jahnke. Wir möchten mit 
diesem Abstand von etwa fünf Jahren 
an ihn erinnern. 

Wie wenige andere Wissenschaft¬ 
ler, die sich mit dem deutschen Faschis¬ 
mus und dem Widerstand dagegen be¬ 
schäftigten, interessierte Jahnke der 
konkrete Mensch, der Widerstand ge¬ 
leistet hat. Er erstellte Biografien die¬ 
ser Menschen, die aus fast allen Schich¬ 
ten der Gesellschaft, überwiegend aber 
aus der Arbeiterbewegung kamen. Die 
von ihm porträtierten Männer und 
Frauen kommen aus vielen europä¬ 
ischen Ländern. Viele sind jüdischer 
Herkunft. Neben den Themen Deut¬ 
scher Faschismus und Widerstand ar¬ 
beitete Jahnke an den wissenschaftli¬ 
chen Schwerpunkten Arbeiterjugend¬ 
bewegung und Regionalgeschichte 
Mecklenburgs. (Einige Schriften zur 
Geschichte der Arbeiterjugendbewe¬ 
gung von den Anfängen bis zur Ge¬ 
schichte der BRD sind im Neuen Im¬ 
pulse Verlag erschienen.) 

Jahnke war von Jugend an mit der 
DDR verbunden. Seine Familie lebte in 
Rostock, wurde aber ausgebombt und 
musste ins relativ weitläufige Umland 
ziehen. Damit war ein sozialer Abstieg 
verbunden. Gegen die Kinder aus den 
bürgerlichen Schichten konnten sich 
die Kinder aus den niedrigen Schichten 
in den Schulen nur schwer behaupten. 
Gleichwohl gelang Jahnke das Studi¬ 
um der Geschichte. An der traditions¬ 
reichen Universität Greifswald wurde 
er Dozent für Neue und Neueste Ge¬ 
schichte, später erfolgte die Berufung 
nach Rostock, wo seine Themen aber 
stärker eingeengt waren. Dort blieb er 
Professor bis zur Abwicklung „mangels 
Bedarf“ einige Zeit nach der Wende. 
Der Verlust der Professur bedeute¬ 
te vor allem vom wissenschaftlichen 
Kontakt und Austausch mit Studen¬ 
ten und Doktoranden abgeschnitten 
zu sein - von der Kränkung und den 
finanziellen Folgen einmal abgesehen. 
Es zeichnet Jahnke aus, dass er nicht 
in Resignation verfiel, sondern nun im 
Gegenteil eine fast atemberaubende 
Forschungs- und Publikationstätigkeit 
entfaltete. Für den Studienkreis Deut¬ 
scher Widerstand in Frankfurt war er 
über die Jahrzehnte vielfältig aktiv, er 
gehörte auch dem zeitweilig bestehen¬ 
den Wissenschaftlichen Beirat an. 



Herausragend bleibt seine Fähig¬ 
keit aufgrund seiner fundierten Studi¬ 
en auch Menschen, die nicht im enge¬ 
ren Sinne links waren, in ein Verhältnis 
gegenseitiger Respektierung (in einem 
antifaschistischen Konsens) zu bringen. 
Er war wissenschaftlicher Anreger und 
Förderer, dabei immer bemüht, dass 
„enge“ (wie er es ausdrückte) Sichten 
und Verhaltensweisen keinen Vorrang 
gewinnen konnten. 

Wenn man mehr über Jahnke wis¬ 
sen möchte, kann man auf den wiki- 
pedia-Eintrag zu seiner Person gehen. 
Dort sind auch die links auf die Pub¬ 
likationsverzeichnisse der Deutschen 
Nationalbibliothek und der Landesbib¬ 
liographie Mecklenburg-Vorpommern 
sehr nützlich. 

Daneben: Herta Feiner, Before Depor¬ 
tation, im S. Fischer-Verlag in Frankfurt 
erschienen, publiziert auch auf Eng¬ 
lisch, herausgegeben von Jahnke; Ge¬ 
gen das Vergessen, Biographische No¬ 
tizen, Rostock 2008, Ingo Koch Verlag 
(zur Autobiographie Jahnkes); Nieder¬ 
ländisch: Marie ter Morsche vecht voor 
haar vader; Antifaschisten. Unbeque¬ 
me Zeugen des 20. Jahrhunderts; Allan 
Merson, Kommunistischer Widerstand 
in Nazi-Deutschland; Mecklenburg, 
Widerstand gegen die NS-Diktatur in 
Mecklenburg; Ein Interview mit Jahn¬ 
ke: „Es sind immer lebendige Personen, 
die Widerstand leisten“; Gespräch mit 
Karl Heinz Jahnke. Über die Möglich¬ 
keiten, für Arbeiter- und Bauernkinder, 
in der DDR zu studieren, Widrigkeiten 
an den Universitäten und neue Ansät¬ 
ze in der antifaschistischen Forschung; 
Interviewer: Cora Mohr und Dietrich 
Marquardt; Junge Welt 22.8.2009 

Dietrich Marquardt 


Heimatroman - fortschrittlich? 

Das Pilcher-Klischee in Frage gestellt 


Einen Heimatroman der etwas anderen 
Art stellte die Saarbrücker Autorin Con¬ 
ny Reinhard am 15. August im Rahmen 
der Heideruher Kulturabende 2014 vor. 

„Adlerzell, ein österreichisches Al¬ 
pendorf, Anfang der 1960er Jahre. Die 
junge Sophie wird von ihren Eltern zur 
Heirat mit dem reichen, älteren Groß¬ 
bauern Ignatz gedrängt. Wärme und 
Zuneigung erfährt und empfindet sie 
jedoch in dieser Ehe nicht. Erst als die 
anmutige Tierärztin Louise in die Ge¬ 
gend zieht, findet Sophie bei ihr das 
wahre Liebesglück. (...)“ (Klappentext) 

Conny Reinhard, die der Partei 
„Die Linke“ angehört, hat mit ihrem 
Roman „Das Leuchten des Almfeuers“ 


(onny Reinhard 



dem „klassischen“ Heimat-Groschen¬ 
roman ein neues, auch satirisch-ironi¬ 
sches Gesicht gegeben und neben der 
lesbischen Liebe auch die sozialen Ver¬ 
hältnisse im Dorf thematisiert. So ist es 
z.B. ihre ehemalige Lehrerin - eine in 
den 1930er Jahren vor den Nazis aus 
Wien geflohenen und nun inkognito in 
den Bergen lebenden Kommunistin - 
die Sophie Mut zuspricht, als sie ihr von 
ihren Gefühlen zu Louise erzählt. 

„Ein augenzwinkernder, hintersin¬ 
niger Roman“, wie es der Klappentext 
verspricht. Wer Kitsch & Schnulze ä la 
Rosamunde Pilcher erwartet, wird si¬ 
cherlich bitter enttäuscht sein. Heimat¬ 
romane können auch fortschrittlich 
sein. DVA 

Conny Reinhard: „Das Leuchten des Almfeu¬ 
ers“ - Ein Heimatroman der etwas anderen 
Art. Verlag HOMO Littera, November 2013, 
Taschenbuch, 196 Seiten, www.conny-rein- 
hard.de 

Nächster Kulturabend in Heideruh: 

Freitag, 29.8., 19.00 Uhr: 

„40 Jahre Frieden in Europa“ - Die Bedeu¬ 
tung von CIA, KGB und der DDR-Nachrichten- 
dienste 

Informations- und Diskussionsveranstaltung 
mit Dieter Popp (www.kundschafter-frieden. 
de) 

Informationen und Buchung: Wohn- und Feri¬ 
enheim Heideruh e.V., Ahornweg 45, 21 244 
Buchholz i.d. Nordheide. Tel. 04181 8726. E- 
Mail: info@heideruh.de. Webseite: www.hei- 
deruh.de 
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Besser als „das Amt“? 

Eine empirische Untersuchung aus Dortmund nimmt die Bürgerarbeit unter die Lupe 


D a haben zwei genau hinge¬ 
schaut. In der empirischen Un¬ 
tersuchung zur Bürgerarbeit 
am Beispiel der Stadt Dortmund von 
Wolfgang Richter und Irina Vellay 
steht der Mensch im Mittelpunkt. Bei 
der Bürgerarbeit hat dieser Slogan ei¬ 
nen zynischen Beigeschmack. Richter 
und Vellay haben mit den Beteiligten 
des Beschäftigungsprogramms inten¬ 
sive Interviews geführt: Mit Bürgerar¬ 
beiterinnen selbst und ihren Betreue¬ 
rinnen. Von denen gibt es gleich drei, 
die sich um die Bürgerarbeiterinnen 
bemühen: die Arbeitsvermittlung 
(das Amt), die Anleitung (am Ar¬ 
beitsplatz) und das Jobcoaching (die 
Begleitung). Die Aufgabe des Job¬ 
coaching (Betreuungsschlüssel 1:75) 
beschreibt die Stadt Dortmund so: 
Disziplinieren, Motivieren, Konflik¬ 
te moderieren; intensive Kenntnisse 
über persönliche und gesundheitliche 
Verhältnisse der Bürgerarbeiterinnen 
(beschaffen), Profiling, Bewerbun¬ 
gen, Vermittlungsvorschläge. Richter 
nennt das Konstrukt ein „entmündi¬ 
gendes Dreieck“ 

Bürgerarbeit - 2010 als Modell¬ 
projekt der Bundesregierung für 
Langzeitarbeitslose über 45 Jahre ge¬ 
startet und 2012 Gesetz geworden - 
ist ein Beschäftigungsprogramm wie 
die früheren Arbeitsbeschaffungs¬ 
maßnahmen und die heutigen 1-Eu- 
ro-Jobs. Damit reiht sie sich ein in 
das Experimentierfeld zum Umgang 
mit dauerhafter Massenerwerbslosig¬ 
keit - mit den „Überflüssigen“. 

Richter und Vellay bringen die 
dem Experiment zugrunde liegende 
Frage auf den Punkt: Wie kann man 
Menschen dazu bringen, die eigene 
Arbeitskraft zur Verfügung zu stel¬ 
len, ohne dass ihnen viel mehr bleibt 
als das auch ohne Arbeit zugestande¬ 
ne soziokulturelle Existenzminimum 
des Hartz-IV-Regimes? 

Keine „Assi“-Existenz 

„Alles ist besser als das Amt“ und 
„Die Hoffnung stirbt zuletzt“ dürf¬ 
ten typische Antworten der Bürger¬ 
arbeiterinnen sein. Sieben von ih¬ 
nen - zwei mit türkischem und fünf 
mit deutschem Pass - haben Richter 
und Vellay interviewt, zwei Mal im 
Verlauf der dreijährigen Maßnahme. 
Die Erwerbsbiographien - sie reichen 
von ungelernt über qualifizierte Fach¬ 
arbeiterinnen bis hochqualifiziert mit 
Abitur - weisen alle mehr oder weni¬ 
ger große Brüche auf. 

Nur zwei der Befragten betrachten 
sich als gesund. Die anderen kämpfen 
nicht zuletzt durch jahrelange Erwerbs¬ 
losigkeit mit Depressionen, mit körper¬ 
lichem Verschleiß aus früheren Arbei¬ 
ten oder Behinderungen u.a. durch 
Unfälle. Fast alle haben oder hatten 
Probleme mit Schulden. Die persön¬ 
lichen Wünsche sind nach jahrelanger 
Ausgrenzung bescheiden geworden: 
„Für sich selbst wird ein durchschnittli¬ 


ches Nettoeinkommen von 1100 Euro 
als ausreichend angesehen. Es geht vor 
allem um einen bescheidenen, aber 
stabilen Lebensstandard. Zum Bei¬ 
spiel würde man gerne aus der Einein- 
halb-Zimmer-Wohnung in eine Zwei- 
einhalb-Zimmer-Wohnung umziehen 
oder auch einmal renovieren können. 
Für alle gilt, man möchte eine gesell¬ 
schaftlich respektable Existenz und 
nicht eine als ,Assi 4 führen, das heißt 
ohne stigmatisierende Transferleistun¬ 


Das entmündigende Dreieck 


gen und das Betteln beim Amt leben.“ 

Tatsächlich suggeriert die Bürger¬ 
arbeit durch ihre dreijährige Laufzeit 
mit einer 30-Stunden-Woche und 
Sozialversicherungspflichtigkeit ein 
Wiederankommen auf dem regulären 
Arbeitsmarkt. Richter und Vellay zei¬ 
gen detailliert, warum dem nicht so 
ist. Sie weisen darüber hinaus nach, 
dass auch Bürgerarbeit wie bereits 
die 1-Euro-Jobs gegen die Vorschrift 
reguläre Arbeitsplätze vernichten 
und Löhne drücken. Weitergehend 
beschreiben sie anhand der Bürger¬ 
arbeit die schleichende und zugleich 
radikale Umgestaltung des Arbeits¬ 
marktes. 

Doch der Reihe nach: Bürgerar- 
beit heißt mitnichten „weg vom Amt“, 
sondern arm trotz Arbeit. Sie finan¬ 
ziert sich aus Mitteln des Europäi¬ 
schen Sozialfonds, des Bundes und 
der Kommune und soll für Letztere 
durch das Einsparen von Transfer¬ 
leistungen „kostenneutral“ sein. Real 
müssen die meisten Bürgerarbeiterin¬ 
nen aufstocken und sind also weiter¬ 
hin auf Transferleistungen angewie¬ 
sen. Die Kommunen zahlen weiterhin 
die „Unterkunftskosten“. Das Ver¬ 


sprechen, über die Bürgerarbeit Zu¬ 
gang zum 1. Arbeitsmarkt zu bekom¬ 
men, ist blanke Illusion: „Alle wissen 
das, aber keiner spricht drüber.“ Nach 
drei Jahren Bürgerarbeit, die zwar so¬ 
zialversicherungspflichtig ist, aber für 
die nicht in die Arbeitslosenversiche¬ 
rung eingezahlt wird, geht es nicht 
zum ALG-I, sondern direkt wieder 
in den ALG-II-Bezug. Von fast 500 
Bürgerarbeiterinnen haben gerade 19 
einen sozialversicherungspflichtigen 


Arbeitsplatz gefunden (deren Quali¬ 
täten nicht bekannt sind). 

Mogelpackung TVöD 

In Dortmund sind Bürgerarbeiterin¬ 
nen als „Servicedienstleisterinnen“ 
vor allem im Öffentlichen Dienst be¬ 
schäftigt. Geworben wird mit einem 
an den TVöD angelehnten Tariflohn. 
Auch das ist eine reine Mogelpa¬ 
ckung. Bürgerarbeiterinnen werden 
pauschal in den TVöD 1 eingestuft - 
die niedrigste Tarifstufe, die regulär 
gar nicht mehr angewandt wird. Von 
Lohnerhöhungen, Angleichungen, 
Höherstufungen oder Sonderzahlun¬ 
gen in den drei Jahren der Maßnahme 
sind sie ausgeschlossen. Ebenso von 
Mitbestimmung, Arbeitsschutz und 
Gesundheitsvorsorge. Sie bleiben also 
selbst im Öffentlichen Dienst „die an¬ 
deren“. 

Richter schreibt dazu: „Sich an 
Kämpfen um Rechte, um Lohn, um 
Perspektiven zu beteiligen, ist ihnen 
verwehrt. Rauskommen ist selten. 
Kaum jemand kümmert es - schlim¬ 
mer: Der Mehrheit in der Mitte ist es 
recht so.“ (Vgl. AMOS 2-2014, S. 16, 
Der Mensch im Mittelpunkt?) 


Dabei leisten Bürgerarbeiterin¬ 
nen ganze Arbeit. In Dortmund sind 
sie als Hausmeisterinnen an Schu¬ 
len, Küchenhilfen in Kitas, Streifen 
des Ordnungsamtes und „Quartiers¬ 
kümmerer“ mit ähnlichen Aufgaben 
beschäftigt. Sie leisten Hilfsarbeiten - 
und sind damit je nach Qualifikation 
und Gesundheit zum Teil über- und 
zum Teil unterfordert. 

Anhand der konkreten Tätigkei¬ 
ten weisen Richter und Vellay detail¬ 
liert nach, dass es nicht um zusätzliche 
Arbeit, wie vorgeschrieben, sondern 
um nötige Arbeit geht: „Das Beschäf¬ 
tigungsprogramm Bürgerarbeit über¬ 
nimmt tariffähige Tätigkeit in bemer¬ 
kenswert hohem Ausmaß und elimi¬ 
niert entsprechend Arbeitsplätze aus 
den Stellenplänen der Kommune ... 
bzw. verhindert notwendigen Stel¬ 
lenaufbau.“ In Dortmund ersetzen 
Bürgerarbeiterinnen laut der Un¬ 
tersuchung allein 84 Tarifstellen für 
Hausmeisterinnen an Schulen. Vergli¬ 
chen mit dem Tarif nach TVöD wer¬ 
den ihnen in den drei Jahren knapp 
15 000 Euro vorenthalten. 

Berlins ehemaliger Finanzsenator 
Thilo Sarrazin („Deutschland schafft 
sich ab“) hat die Bürgerarbeit als 
„Integration der Unterschicht“ ge¬ 
feiert. Doch um Integration geht es 
gerade nicht, sondern um dauerhafte 
Ausgrenzung. Richter beschreibt den 
tiefgreifenden Umbruch in der Ar¬ 
beitswelt und Klassenstruktur: Die¬ 
se verschiebe „ihre Teilmengen radi¬ 
kal - die ganz oben konzentriert sich 
(bei anschwellendem Reichtum und 
Machtpotenzial), die ganz unten wei¬ 
tet sich aus (bei schwindender Teil¬ 
habe und Existenzsicherung), in der 
gesellschaftlichen Mitte sinken Le¬ 
bensgefühle und entfalten sich Ängs¬ 
te, ein Durchrutschen nach unten ist 
geöffnet.“ (a.a.O.) 

Die Minderleisterinnen 

Bürgerarbeit macht das sichtbar. Die 
Unterschicht bekommt ihren Platz 
zugewiesen als „Minderleisterinnen“ 
auf Hartz-IV-Niveau. Ihnen gegen¬ 
über stehen die regulär Beschäftigten, 
die Leistungsträgerinnen. Dabei wird 
die Anzahl der Minderleisterinnen, 
eine Kategorie, die sich bisher vor al¬ 
lem auf Behinderungen beschränkte, 
immer weiter vergrößert: „Der große 
Prozess beinhaltet das Zusammen¬ 
führen aller Menschen mit einge¬ 
schränkter Erwerbsfähigkeit, man¬ 
gelnder Qualifikation, älter als 40, län¬ 
gere Erfahrung von Arbeitslosigkeit 
oder begrenzter Verfügbarkeit am 
Arbeitsmarkt in der neuen Großka¬ 
tegorie Minderleistung.“ Hinzu kom¬ 
men Nichtangepasste, Aufmüpfige, 
Menschen, die abweichendes Verhal¬ 
ten zeigen. „Damit entsteht aus einer 
Minderheit eine gesellschaftlich rele¬ 
vante Gruppe mit kritischer Masse, 
die zukünftig zu einem großen Teil 
durch einen öffentlich geförderten 


oder dritten Arbeitsmarkt aufgefan¬ 
gen werden soll. Das ,Tunen 4 des ak¬ 
tiven Arbeitskräftepotentials durch 
Bereinigung von nicht hinreichend 
produktiver Arbeit erhöht den Ar¬ 
beitsdruck weiter und fördert das 
„Recycling“ von vernutzten Arbeits¬ 
kräften in der sozialwirtschaftlichen 
Industrie der „Zweitverwertung.“ 

Diese brutale Spaltung der Ar¬ 
beiterklasse braucht Antworten und 
Gegenkonzepte von Gewerkschaften 
und sozialer Bewegung. Sie schreit 
nach Widerstand. Doch Stillhalten 
und Wegsehen haben Gründe. Der 
Mitte ist es bewusst oder unbewusst 
recht, dass unter ihr etwas zementiert 
wird und sie hat zugleich berechtig¬ 
te Sorgen, auch „da unten 44 zu lan¬ 
den. Erfahrungen des gemeinsamen 
Widerstands und der Solidarität sind 
verloren gegangen. Um sie gilt es wie¬ 
der zu ringen. 

Richter und Vellay enden ihre 
Veröffentlichung mit Gedanken zu 
„neuen Anforderungen an eingrei¬ 
fende Tarif- und Gesellschaftspolitik“, 
die wir auf diesen Seiten (siehe Sei¬ 
te 12 und 13 unten) dokumentieren. 
Und sie arbeiten ganz in diesem Sin¬ 
ne weiter an der Seite dieser „Helden 
des Alltags“, der Bürgerarbeiterinnen. 
Mehrere Arbeitsgerichtsprozesse sind 
vorbereitet, um den zustehenden ta¬ 
riflichen Lohn für die Bürgerarbeite- 
rlnnen im öffentlichen Dienst sowie 
eine Entfristung ihrer Verträge mit 
ver.di-Rechtsbeistand zu erstreiten. 
Die Chancen stehen gut. Ein Erfolg 
wäre mehr als ein finanzieller Aus¬ 
gleich für die Bürgerarbeiterinnen. 
Es wäre zugleich das Signal, dass sich 
gemeinsames Kämpfen um die Rech¬ 
te der Entrechteten lohnt, dass sie 
nicht die anderen sind, sondern Teil 
der Klasse. 

Wera Richter 

Wolfgang Richter/Irina Vellay; „Bür¬ 
gerarbeit-Teil dergroßen Umvertei¬ 
lung. Eine empirische Untersuchung 
am Beispiel der Stadt Dortmund“, 
PapyRossa Verlag, 

ISBN 978-3-89438-553-8,10 Euro 

Wolfgang Richter, Prof. Dipl. Ing., 
lehrte und forschte im Fachbereich 
Architektur der FH Dortmund und 
arbeitet zu Methoden der Stadtkon¬ 
zeption und -entwicklung und zu 
Strategien der kommunalen Sozial- 
und Arbeitsmarktpolitik. 

Irina Vellay, Dr. Ing., 
betreut Lehrforschungsprojekte an 
der Universität Luxemburg, arbei¬ 
tet zu den Wirkungen von Workfare- 
Konzepten in der Stadt, zu sozialpo¬ 
litisch motivierter Resteverwertung 
und Armut sowie zu Gebrauchsrech¬ 
ten und Stadtentwicklung. 



Neue Anforderungen an eingreifende 

Dokumentiert aus „Bürgerarbeit - Teil der großen Umverteilung“ 


Unternehmen, Verbände und Kam¬ 
mern, Politik und staatliche Verwal¬ 
tung „leben“ mit der sozialen Spaltung 
der Gesellschaft und setzen ihrer dyna¬ 
misch verlaufenden Vertiefung nichts 
entgegen. 

Gewerkschaften können damit 
nicht leben. Ihr politisches Selbstver¬ 
ständnis steht im Widerspruch zu je¬ 
der sozialen Ungleichheit. Ihre Gestal¬ 
tungsfähigkeit und auch ihre organisa¬ 
torische Existenz selbst sind gefährdet, 
wenn es nicht gelingt, den Prozess der 
Entsolidarisierungen, Spaltungen und 
Ausgrenzungen aufzuhalten und um¬ 
zukehren. Die Organisationen und ihre 
Mitglieder sind gefordert, diesen Pro¬ 
zess und seine gegenwärtige Radika¬ 
lisierung in seinem Wesen zu erfassen 
und ihn damit nicht als unaufhaltsam 


und alternativlos anzusehen, sondern 
ihn zum Ausgangspunkt ihrer Strate¬ 
gie und ihres Kampfes für ausnahms¬ 
los alle auf Erwerbsarbeit oder Trans¬ 
ferleistungen angewiesene Mitglieder 
der Gesellschaft zu machen. 

Arbeit umverteilen und 
Gesundheit sichern 

Überausbeutung und die so verur¬ 
sachte vorzeitige Vernutzung tragen 
erheblich zur wachsenden modernen 
„Lazarus-Schicht“ der Minderleister/ 
innen bei. Das heute anfallende gesell¬ 
schaftliche Arbeitsvolumen erlaubt bei 
Wahrung des Status quo eine radikale 
Wende in der Arbeitszeitpolitik mit ei¬ 
ner Verkürzung des Normalarbeitstags 
(Vollzeit) auf fünf Stunden pro Arbeits¬ 
tag. Der Mindestlohn hätte sich zudem 


am durchschnittlich gesellschaftlich 
notwendigen Arbeitsvolumen zu orien¬ 
tieren und ein existenzsicherndes, das 
heißt die sozio-ökonomische Repro¬ 
duktion ermöglichendes Einkommen 
zu bieten. Unterhalb der so definierten, 
die gesellschaftlichen Erfordernisse der 
Produktivitätsentwicklung abbilden¬ 
den Reproduktionsschwelle darf kei¬ 
ne Erwerbsarbeit verhandelt werden. 

Die Begrenzung der Überausbeu¬ 
tung muss darüber hinaus mit Strategi¬ 
en aktiver, die Gesundheit der Beschäf¬ 
tigten schützenden Kollektivvereinba¬ 
rungen flankiert werden. Dies zielt vor 
allem auf Gesundheit fördernde und 
Stress und Hetze mindernde Arbeits¬ 
bedingungen, Senken, wenn nicht gänz¬ 
liches Ausschalten schädlicher Um¬ 
welteinflüsse wie Lärm und Schadstof¬ 


fe, betriebliche Gesundheitsförderung, 
kompensierende Erholungszeiten und 
Bezahlung notwendiger Abwesenhei¬ 
ten. 

Gleichheit hersteilen 
und wahren 

Alle reden von „Integration“ der Men¬ 
schen, die ihren Platz im Arbeitsprozess 
suchen und als Programmbeschäftigte 
eingestellt werden - als „zu Integrie¬ 
rende“ bleiben sie aber „die Anderen“. 
Programmbeschäftigte erhalten keine 
vollen Teilhaberechte, sie sind in ihrer 
Koalitionsfreiheit eingeschränkt, sie 
können nur ihnen willkürlich zugeteil¬ 
te Positionen der kollektiven Regelun¬ 
gen wahrnehmen, ihnen fehlen Teile 
der sozialen Sicherung wie die Arbeits¬ 
losenversicherung, über ihrem betrieb¬ 


lichen Status lasten Ungewissheit und 
Desorientierung, Fehlinformation und 
Gleichgültigkeit, häufig herrscht Pater¬ 
nalismus, jedenfalls nicht das Mühen um 
Emanzipation. 

Erwerbsarbeit unterhalb und damit 
außerhalb des tarifvertraglichen Rah¬ 
mens tastet „die Würde des Menschen 
an“. Das Wissen darüber muss erst wie¬ 
der hergestellt werden, die politischen, 
rechtlichen und betrieblichen Auseinan¬ 
dersetzungen um den Rahmen der Er¬ 
werbsarbeit für alle sind wiederaufzu¬ 
nehmen und individuell und kollektiv 
zu führen. Organisierung für die eige¬ 
nen Interessen ist eine zentrale Aufgabe 
der Gewerkschaftsbewegung, sie muss 
heute weit über die ehemals klassischen 
mittleren und großen Betriebe in Pro¬ 
duktion und Dienstleistung und die Kol- 
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Gegen das Wegschauen 

Bürgerarbeit als kleines Beispiel für die große Umverteilung - UZ-lnterview mit Wolfgang Richter 


gehalten werden, kann kein Widerstand 
gegen sie entwickelt werden, bedeutete 
das den Umbruch. 

UZ: Wie sind die Reaktionen auf eure 
Arbeit? 

Wolfgang Richter: Es gibt eine große 
Koalition des Wegschauens und einen 
breiten Konsens für das Beibehalten 
der Zustände, auch unter Einschluss von 
Gewerkschaftsabteilungen, mag die Ver- 


unter dem Druck, das „eigene“ Unter¬ 
nehmen Stadt, Wohlfahrtsvereinigung 
oder sozialgewerblicher Betrieb „ret¬ 
ten“ zu helfen. 

Die Reaktionen auf unsere Arbeit 
waren und sind entsprechend verhal¬ 
ten - so genau wie wir wollte und will 
es kaum jemand wissen. Nicht in den 
Medien, die die Öffentlichkeit eher 
unterhalten als über soziale Probleme 
informieren sollen. Aber auch nicht in 
Sozialverbänden, Gewerkschaften und 


Wolfgang Richter: In Dortmund wer¬ 
den am 28. August Klagen von Bürger¬ 
arbeitern gegen die Stadt verhandelt, 
die das Einhalten des TVöD erreichen 
sollen. Es geht den Klägern - mit dem 
Rechtsschutz von ver.di - grob Umris¬ 
sen um tarifgerechtes Eingruppieren 
der Beschäftigung, die in der seit lan¬ 
gem nicht mehr angewendeten Grup¬ 
pe 1 fixiert worden war (statt den Tä¬ 
tigkeiten entsprechend 2 oder 3) und 
die im Verlauf von drei Jahren Tätig- 
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Bürgerarbeiterinnen auf Streife im Dortmunder Norden. 


UZ: Was hat euch veranlasst, euch mit der 
Bürgerarbeit und ihren Protagonisten zu 
befassen? 

Wolfgang Richter: Seit Einführung der 
„Ein-Euro-Jobs“ vor etwa zehn Jahren 
hatten wir uns mit der Frage befasst, wie 
Politik und Staat mit der massenhaften 
Erwerbslosigkeit in der Arbeiterklasse 
umgehen und welche Perspektiven mit 
dem Spruch „Fördern und Fordern“ ver¬ 
bunden werden. Genauer gesagt: 

• Wer sind die Menschen, die in solche 
Programmbeschäftigung gesteckt wer¬ 
den - was wird von ihnen gefordert und 
wie werden sie gefördert? Werden sie in 
den Betrieb integriert? Können sie et¬ 
was dazulernen, gewinnen sie etwas? 
Stehen sie hinterher besser da? Berich¬ 
te und Statistiken sagen es anders. 

• Wer sind diejenigen, die sie in ihren 
Einrichtungen beschäftigen, die öffent¬ 
lichen und privaten Träger solcher Maß¬ 
nahmen - welches Interesse haben sie 
am Fordern und Gefördert werden? In 
ihren Hochglanzprospekten menschelt 
es gewaltig. Über Rendite sagen sie we¬ 
nig aus. 

Als 2010 der Start des neuen Pro¬ 
gramms politisch und medial groß gefei¬ 
ert wurde, war unser Entschluss gefasst, 
hier genauer hinzuschauen und uns eine 
Position zu erarbeiten. Allgemein zur 
Kritik der herrschenden Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik und konkret zur Kri¬ 
tik der lokalen Stadtentwicklungs- und 
Kommunalpolitik. 

UZ: Was war das qualitativ Neue an der 
Bürgerarbeit im Vergleich zu bisherigen 
Maßnahmen wie den Ein-Euro-Jobs? 

Wolfgang Richter: Qualitativ gab es 
nichts Neues: 

• Es gab mehr Geld als bei den Ein-Eu¬ 
ro-Jobs, für die meisten der Bürgerar¬ 
beiterinnen zwar nicht ausreichend, um 
ohne ,Aufstocken‘ auszukommen, aber 
es war spürbar. Manche Kommunalpo¬ 
litiker verkündeten sogar, jetzt werde 
der TVöD angewandt und es gäbe or¬ 
dentliche Arbeitsverträge. Das war Ir¬ 
reführung der Öffentlichkeit und aller 
Beteiligten, es verunklarte die Verhält¬ 
nisse, weckte Hoffnungen und brach Wi¬ 
derstände. In Wahrheit hatten die Ver¬ 
träge mit dem Tarifvertragswerk wenig 
gemein. 

• Die Laufzeit von drei Jahren gab län¬ 
gere Sicherheiten: Die Jobcenter konn¬ 
ten einige Leute mal über längere Zeit 
aus den Handakten nehmen, die Träger 
brauchten die Plätze nicht alle sechs bis 
neun Monate neu zu organisieren und zu 
besetzen, die „Geförderten und Gefor¬ 
derten“ mussten nicht so schnell wieder 
ins ALG II zurück. Dies aber mussten 
alle - gleich in welches Programm sie ge¬ 
steckt worden waren. Der versproche¬ 
ne Ausstieg aus der Erwerbslosigkeit 
in Erwerbsarbeit gelang auch in die¬ 
sem Programm nur ganz wenigen. Die 
„Erfolgs“quoten pendelten überall um 
fünf Prozent, wobei prekäre Beschäf- 


leg/innen auf „Normalarbeitsplätzen“ 
hinaus verwirklicht werden. 

Dazu wäre zuallererst in den Gewerk¬ 
schaften die vorbehaltlose und umfas¬ 
sende Gleichheit aller Menschen ernst 
zu nehmen und zum handlungsleiten¬ 
den Prinzip zu machen. 

Den Mindestlohn 
neu bestimmen 

Das soziokulturelle Existenzminimum 
der Sozialhilfe ist zu niedrig, um eine 
der aktuell oder früher verausgabten 
Arbeitskraft angemessene soziale Re¬ 
produktion zu ermöglichen. Mit einem 
derart niedrigen Einkommen werden 
aus den beruflichen Entwicklungspro¬ 
zessen, aus ihren „Karrieren“ im Ar¬ 
beitsprozess Herausgeworfene nicht nur 
aktuell draußen gehalten, sondern ihnen 


tigungsverhältnisse immer mitgezählt 
waren. 

Man darf beides nicht gering schät¬ 
zen - für die Betroffenen zählt jeder 
Euro und jeder Monat. Sonst aber ist es 
für sie so geblieben wie es im Ein-Euro- 
Job war. Viele von ihnen kennen beides 
aus eigenem Erleben, oft am gleichen 
Einsatzplatz. Wenn es nun bald anders 
heißen wird, in der Sache wird sich für 
sie wenig ändern. 

UZ: Ihr warnt vor einem Umbruch in der 
Klassenstruktur. Was kennzeichnet ihn? 

Wolfgang Richter: Umbruch ist ein gro¬ 
ßes Wort - haben wir es benutzt? Die 
Klassenstruktur und die Lage der Aus¬ 
gebeuteten verändern sich so radikal ja 
nur über Kämpfe, Revolutionen oder 
Konterrevolutionen. Das letztere mit 
und seit der Niederkämpfung des Sozia¬ 
lismusversuchs jenseits der Systemgren¬ 
ze in Europa hat die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik am stärksten geprägt. 
Seitdem haben sich Offensive oben und 
Defensive unten festgesetzt. Der histo¬ 
risch genannte Kompromiss zwischen 
Kapital und Arbeit - wenn es ihn denn 
je gab - hatte ausgedient. Die Machtver¬ 
teilung ist kompromisslos asymmetrisch 
hergestellt und scheint auf lange Sicht 
gesichert. In solcher Situation verschie¬ 
ben sich die Klassenstrukturen erst ein¬ 
mal zum Schlechteren - will sagen, die 
Widerstands- und Kampffähigkeit der 
Klasse geht zurück. 

Bei einigermaßen Geschick der herr¬ 
schenden Klasse (der 0,1 % der Gesell¬ 
schaft) und ihres Managements geht 
dieser Prozess ziemlich unauffällig von¬ 
statten - viele bemerken ihn gar nicht, 
andere geben vor, ihn nicht zu sehen. 
Was diese langfristige Entwicklung mit 
der beherrschten Klasse macht, wird 
häufig verborgen, verschwiegen, relati¬ 
viert und weggesteckt. Das gilt nicht nur 
individuell, sondern für alle Abteilungen 
der Klasse, zu der ja auch die Erwerbslo¬ 
sen gehören, und nicht zuletzt auch für 
die gewerkschaftliche und politische Ar¬ 
beiterbewegung. Sie vor allem braucht 
wieder präzises Beobachten, Forschen, 
Solidarisieren in allen diesen Feldern ih¬ 
rer Kämpfe. 

Wo wir genauer hinsehen, können wir 
die derzeitig radikale Beschleunigung 
der Verteilung von unten nach oben be¬ 
schreiben - Beispiele dafür lassen sich 
überall finden, wo gearbeitet wird und 
wo Dienstleistungen erbracht werden, 
sei es im privaten Sektor oder im öffent¬ 
lichen. Unsere Absicht war, diesen Pro¬ 
zess, seinen aufhaltsamen Verlauf und 
seine die Gesellschaft ändernden Aus¬ 
wirkungen an einem Beispiel konkret 
aufzudecken. Das Beispiel war ein ver¬ 
schwiegenes, eines ziemlich ganz unten. 
Dort wo der Ausschluss aus Arbeitsrech¬ 
ten geprobt wird und die Annäherung 
an Workfare, das Arbeiten gegen bloße 
Existenzsicherung, geübt werden soll. 
„Bürgerarbeit“ ist ein kleines Exempel 
für den allgemeinen Prozess, es geht um 
große Umverteilung. Kann sie nicht auf¬ 


wird auf Dauer die Rückkehr verwehrt. 
Darüber hinaus können mit einem 
Lohniveau unterhalb der Reprodukti¬ 
onsschwelle keine existenzsichernden 
Rentenansprüche erwirtschaftet wer¬ 
den, von privater Altersvorsorge ganz 
zu schweigen. Diese „Verurteilung“ darf 
weder individuell noch kollektiv akzep¬ 
tiert werden. 

Individuelle Lebenschancen können 
nur wahrgenommen werden, wenn aus¬ 
reichend Ressourcen vorhanden sind 
oder bereitgestellt werden. Die Mecha¬ 
nismen gesellschaftlicher Umverteilung 
sind die Basis für Chancenausgleich und 
angemessene Teilhabe. In dieser Per¬ 
spektive muss das Mindestlohnniveau 
mit den durchschnittlichen Reproduk¬ 
tionserfordernissen für den dauernden 
Erhalt der Arbeitskraft verbunden wer- 


handlungs- und Vertragsfähigkeit für sie 
auch weiter wegrutschen. Bürgerarbei¬ 
terinnen erledigen untertariflich viele 
Arbeiten, die in Tarifverträgen als or¬ 
dentlich zu vereinbarende beschrieben 
sind. Bekommen öffentliche und private 
Unternehmen das extra billig, greifen sie 
halt zu. Sie können Stellen abbauen oder 
brauchen sie nicht zu schaffen. Manche 
Kommunen glauben sogar so ihre Haus¬ 
halte retten zu können und erzwingen 
den erforderlichen Konsens kommunal- 
und gerne auch parteipolitisch. Wohl¬ 
fahrtsverbände und sozialgewerbliche 
Betriebe bauen sowieso auf diese Kräfte, 
ohne sie müssten viele schließen. 

Die Ansicht ist weit verbreitet und 
hat sich zum Glauben verfestigt, dass es 
ohne Programmbeschäftigung gar nicht 
mehr ginge. Langjähriges finanzielles 
Ausbluten der Gemeinden und Kreise 
hat dazu geführt, dass Dienstleistungen 
unbezahlbar oder radikal in den Kos¬ 
ten gesenkt, wenn nicht gänzlich abge¬ 
baut werden „müssen“. Das trifft nicht 
nur den öffentlichen Dienst selbst, son¬ 
dern über Ausschreibungen und Ver¬ 
gaben auch die privat konkurrieren¬ 
den Anbieter. So unterschiedlich oder 
gar gegensätzlich ihre Interessen auch 
sind - in einem sind sich die Träger ei¬ 
nig: Bloß nicht an den Förderlinien rüh¬ 
ren und jedes neue Forder- und Förder¬ 
programm mitmachen, um weiter Bil¬ 
ligkräfte einsetzen zu können. Und die 
Vertretungen der Beschäftigten, wenn 
sie überhaupt gefragt werden, stehen 


den, um die Mindestexistenzsicherung 
erwerbstätiger Menschen zu bestim¬ 
men. Als verbindliche Referenz könn¬ 
te ein jährlich z.B. vom statistischen 
Bundesamt zu ermittelnder Index zur 
Entwicklung der Reproduktionsschwel¬ 
le dienen. Auf diese Weise würde eine 
„gleitende Lohnskala“ eingeführt, wel¬ 
che auf Dauer dynamisch, entsprechend 
der Produktivitätsentwicklung, ein zu¬ 
mindest existenzsicherndes Einkommen 
garantiert. 

Ein solcher Ansatz stellt zugleich 
in wirksames Armutsbekämpfungs¬ 
programm und damit einen wichtigen 
Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit dar. 
Der öffentliche Dienst als maßstabs¬ 
setzendes Feld in der Lohnpolitik soll¬ 
te hier als Vorbild für „Gute Arbeit“ in 
die Pflicht genommen und in das Zen¬ 


Parteien - die sind bereits darin gefan¬ 
gen, Nachfolgeprogramme zu konstru¬ 
ieren, die möglichst nahtlos weiterfüh¬ 
ren. 

UZ: Was bedeuten die Erkenntnisse für 
Kommunistinnen und ihre politische 
Praxis? 

Wolfgang Richter: Lasst es uns nicht 
zu hoch hängen. Es wäre allein schon 
wichtig, in den Gruppen - in Betrieben 
und Wohngebieten - wieder konkreter 
daran zu arbeiten, welche bedrängen¬ 
den und teils zerstörerischen Entwick¬ 
lungen in der Klasse angestoßen wor¬ 
den sind und sich verfestigen, wenn sie 
nicht beantwortet werden. Das kann 
ja heute überall „vor Ort“ beobachtet 
werden und sollte zu einer Erneuerung 
politischer und praktischer Solidarität 
in der Arbeiterbewegung führen. In 
der betrieblichen Struktur sollten die 
Spaltungen der Beschäftigtengruppen 
und die Ausgrenzung von prekär arbei¬ 
tenden Kolleginnen stärker als zurzeit 
thematisiert und bekämpft werden. In 
den Wohngebieten sollten die Lebens¬ 
umstände der aus der Erwerbsarbeit 
Geworfenen stärker als zurzeit thema¬ 
tisiert und für ihre Verbesserung ge¬ 
kämpft werden. Wo es uns möglich ist, 
sollten wir Beratung organisieren. 

UZ: Bürgerarbeit wird nun auch vor 
dem Arbeitsgericht verhandelt. Worum 
geht es in den Prozessen konkret? 


trum der sozialen, insbesondere der ta¬ 
riflichen Kämpfe gerückt werden. Mit 
dieser „Plattform“ wäre womöglich eine 
Arena zu schaffen, die es erlaubt, die In¬ 
teressen der regulär Beschäftigten und 
der Programmbeschäftigten zu bündeln 
und durch einen Fokus mit hoher Strahl- 
und Überzeugungskraft kampffähig zu 
mobilisieren. In einer Sprache für „je- 
defrau“ und „jedenmann“ verständ¬ 
lich gefasst, könnte so der neoliberale 
„Spar- und Kostensenkungsdiskurs“ 
als illegitim markiert und zurückgewie¬ 
sen werden. Eine überzeugende und in 
Sichtweite liegende Alternative wird die 
Menschen in Bewegung bringen und die 
Bereitschaft öffnen, sich für als gemein¬ 
sam erkannte Ziele einzusetzen. 

(„Bürgerarbeit - Teil der großen Um¬ 
verteilung“, Seiten 108 ff.) 


keit nicht an Höherstufung, an der Ent¬ 
wicklung der Tariflöhne und anderem 
teilnahmen, und entsprechende (Nach-) 
Entlohnung, 

• um Entfristen der Dreijahresbeschäf¬ 
tigung in Verträgen, die Dauertätigkei¬ 
ten beinhalteten, die vorher in anderem 
Programm geleistet wurden und jetzt 
wieder in anderem Programm geleistet 
werden, bei jedem Wechsel unter Raus¬ 
wurf der Programmbeschäftigten. 

Es gibt Entscheidungen, zuletzt im 
LAG Berlin Brandenburg, die im Sinn 
klagender Bürgerarbeiter entschieden 
haben. 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 

Nur eine 
Randnotiz? 

Bürgerarbeiterinnen 
sorgen für Ordnung 

Der paritätische Wohlfahrtsver¬ 
band bezifferte die Armutgefähr¬ 
dungsquote in Dortmund in sei¬ 
nem Bericht 2012 auf 24,2 Prozent. 
Die „Soziale Unruhe“ in der Stadt 
bleibt nicht unbemerkt. Die Stadt 
reagiert: Sie schickt die selbst von 
Armut betroffenen Bürgerarbeite¬ 
rinnen los, um für Ruhe und Ord¬ 
nung zu sorgen. Als Streifen des 
Ordnungsamtes oder sogenann¬ 
te Quartierskümmerer sollen sie 
Menschen auf ihr Fehlverhalten 
ansprechen, zum Beispiel „wenn 
sie sich im Rauschzustand draußen 
aufhalten, der Hund unangeleint 
herumläuft oder Tauben gefüttert 
werden.“ Zu ordnungswidrigen Tat¬ 
beständen wie aggressivem Bet¬ 
teln oder wildem Plakatieren sol¬ 
len Bürgerarbeiterinnen Meldung 
machen. In Dortmund geht die Re¬ 
alität darüber hinaus: Die 100 Bür¬ 
gerarbeiterinnen, die für das Ord¬ 
nungsamt arbeiten, sind angewiesen 
mit dem Handy Beweise zu sichern 
und Sachverhalt, Ort und Uhrzeit 
zu notieren. Hier geht es vor allem 
um den Bereich des „ruhenden Ver¬ 
kehrs“, also Falschparker, abgelau¬ 
fene TÜV- oder fehlende grüne Pla¬ 
ketten (Umweltzone). Ein Bürger¬ 
arbeiter bringt es am Tag auf drei 
bis vier solcher „Strafzettel“, die mit 
Bußgeldern belegt werden. Für das 
Ordnungsamt bzw. die Stadtkasse 
sind das geschätzte 4,3 Millionen 
Euro im Jahr. -er 


Tarif- und Gesellschaftspolitik 

von Wolfgang Richter und Irina Vellay 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Berny Garbrecht 

27. 8.1928-9. 8.2014 

Mit Berny verlieren wir eine liebenswerte und immer zuverlässige Ge¬ 
nossin, die fast 70 Jahre der Kommunistischen Bewegung treu war. 
Besonders im Kampf um Frieden und soziale Gerechtigkeit war Berny 
an vielen Aktivitäten beteiligt. Ihr Tätigkeitsfeld war die Grundorganisa¬ 
tion. Sie war viele Jahre unsere Gruppenkassiererin. 

Nun werden wir ohne Berny, aber in ihrem Sinne, weiter für Frieden, 
Gerechtigkeit und gegen Rassismus kämpfen. 

Ihrer Familie sprechen wir unsere Anteilnahme aus. 

„Glückauf“zu Deiner letzten Fahrt 

Deine Genossinnen und Genossen der Grundorganisation 
Borbeck/Altendorf und des Kreises Essen 


Zentraler Gedenktag zu Ehren Ernst Thälmanns 
am 23. August 2014 in Berlin 

Anlässlich des 70. Jahrestages der Ermordung Ernst Thälmanns rufen 
Vera Dehle-Thälmann, das Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ 
e.V. Hamburg, der Freundeskreis „Ernst-Thälmann-Gedenkstätte“ 
e.V. Ziegenhals, der Revolutionäre Freundschaftsbund und das Akti¬ 
onsbündnis Thälmann-Denkmal Berlin, unterstützt von mehr als 30 
kommunistischen und sozialistischen Parteien und Organisationen, 
antifaschistischen Gruppen und Institutionen zur Teilnahme an einem 
zentralen Gedenktag am Sonnabend, dem 23. August, nach Berlin auf. 
Dazu finden die folgenden Veranstaltungen statt. 

10.00 Uhr Konferenz: „Im Kampf um die antifaschistische Einheit! 
Spaltung durch Extremismus und Gleichsetzungstheorien - 
gestern und heute“ mit Leo Kuntz, Eberhard Czichon, Ralph 
Dobrawa und Vertretern antifaschistischer Bündnisse 

Karl-Liebknecht-Haus, Rosa-Luxemburg-Saal, Kleine Alexanderstraße 
28, Berlin-Mitte (Nähe Alexanderplatz) 

12.00 Uhr Kranzniederlegung an der Gedenktafel für Ernst Thäl¬ 
mann am Karl-Liebknecht-Haus 

13.00 Uhr Demonstration „Im Gedenken an die Kämpfenden ge¬ 
gen Faschismus und Krieg - Kein Vergeben und Vergessen!“ 

Vom Karl-Liebknecht-Haus zum Ernst-Thälmann-Park in der Greifs- 
walder Straße 

14.00 Uhr Kundgebung vor dem Ernst-Thälmann-Denkmal mit 
Vorsitzenden und Vertretern kommunistischer und sozialistischer 
Parteien und Organisationen, Persönlichkeiten des antifaschisti¬ 
schen Kampfes des In- und Auslands 

Thälmann-Park Greifswalder Straße, Berlin-Prenzlauer Berg (Nähe 
S-Bahnstation Greifswalder Straße) 

Siehe dazu den Aufruf zum Thälmann-Gedenken in der UZ vom 
8 . August 2014, Seite 12. 


PresseFest-HeiFerparty 

Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ-Presse- 
festes in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Sitz des DKP-Parteivorstandes, Hoffungstraße 18,45127 Essen 

Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, ob ein Schlafplatz benötigt wird: 

dkp.pv@t-online.de 


Lesen Sie am Mittwoch, 27. August, in junge Welt das Spezial: 


mediea hricg 


8 Seiten 
extra 


Syrien, Ukraine, Irak, der andauernde und derzeit wieder eskalierende Nahostkonflikt 
zwischen Israel und Palästina - täglich bekommen wir mehr oder weniger objektive 
Berichte aus den verschiedenen Kriegsgebieten. Die Medien spielen dabei nicht nur eine 
wichtige Rolle, sie erweisen sich als die vielbeschworene vierte Macht im Staate, führen 
ihre eigenen Informations- und Propagandakriege. 

Wir schauen in unserer Themenbeilage »Medien und 
Krieg« hinter die Kulissen. Karin Leukefeld und Rainer 
Lauterbach, die sonst tagesaktuell für die junge Welt aus 
Krisen- und Kriegsgebieten berichten, erzählen u.a. von 
den Arbeitsbedingungen als Reporter unter Beschuß. 

Ausgabe inkl. Spezial für 1,30 € am Kiosk erhältlich. 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 
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In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche. WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30.- bis 53,- € p P 
HP 15,50 Cp.P. • VP. 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Zum 90. Geburtstag am 28.8. 
unserer Kameradin und Genossin 

Maria Honer 

Villingen-Schwenningen 

gratulieren wir recht herzlich und wünschen ihr noch viele Jahre 
in Gesundheit. 

Liebe Maria, bleib so, wie Du immer warst, voll kämpferischem 
Bewusstsein, wenn es um die sozialen Belange der arbeitenden 
Menschen geht. 

Deine Kamerad/innen und Genoss/innen 

DKP Schwarzwald/Baar 
VVN-BdA, Kreisvereinigung Schramberg 


Blumen*für Stukenbrock 

Antikriegstag 2014 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 6. September: 

14.00 Uhr Friedhofsführung /15.00 Uhr Kranzniederlegung 
Gedenkansprachen: 

Roman Franz (Landesverband Sinti und Roma NRW) 

Lühr Henken (Berliner Friedenskoordination) 

Prof. Dr. Arno Klönne (Soziologe, Paderborn) 

Freitag, 5. September - Sonntag, 7. September: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock / www.antifa-workcamp.de 


UZ in Aktion! UZ in Aktion! 


Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 

Die UZ wird im 2. Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 


UZ 29.8.2014: 
UZ 26.9.2014: 

UZ 7.10.2014: 
UZ 24.10.2014: 
UZ 14.11.2014: 

UZ 5.12.2014: 


Antikriegstag 

Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Revolution Bildung“ 

65. Jahrestag der DDR-Gründung 
DGB-Betriebsrätetag 
Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

Kunst - Musik - Literatur 


UZ-Aktionspreise: 

bis 14 Exemplare: 10.- € bis 70 Exemplare: 20.- € 

bis 140 Exemplare: 30.- € bis 300 Exemplare: 60.- € 
weitere Preise auf Anfrage 


Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag¬ 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 


„Die Roten feiern..." 

Die DKP Frankfurt lädt herzlich zu ihrem alljährlichen Sommerfest ein. 
Für Essen und Trinken ist gesorgt. Musik, Kultur und Politik werden nicht 
zu kurz kommen. Über Eure Teilnahme freuen wir uns! 

Wann: Sonntag, 31. August 2014,12.00 -18.00 Uhr 

Wo: „U68“ - DGB-Jugendclub, Frankfurt M., W.-Leuschner- Straße /Unter- 
mainkai 67; Eintritt frei - Buffet 5,- € & Leckeres vom Grill und Getränke 
für „kleines Geld“. 

v_/ 


(Günstig und hilfreich - Anzeigen in der UI!) 


-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann* Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener^ Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm ★ Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann ★ Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray^ Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon*15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic^Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf ★Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome^Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA*„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher^ Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller^ Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns^ Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm*Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-23 67 57 
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1. September 2014 

Verleihung des Aachener 
Friedenspreises 

an lebenslaute und CodePink 

Die Preisverleihung findet um 19 Uhr in der Aula 
Carolina, Pontstraße 7-9,52962 Aachen, statt. 

__ 



UZ-Dokumentationen 



Die Wohnungsfrag 
ist eine 
Klassenfrage 


Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 

Vier - Partoion - Konferenz in Aachon 
zur Erinnerung an den Beginn de« 
Enten Weltkrieges vor 100 Jahren 


Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klassenfrage 

Wohnungs- und mieten¬ 
politische Konferenz der 
DKP in Frankfurt am Main 


Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 

Vier - Parteien - Konferenz 
in Aachen zur Erinnerung 
an den Beginn des Ersten 
Weltkrieges vor 100 Jahren 


jeweils 64 Seiten, 5,- Euro 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 
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Eine notwendige Ergänzung 

Betr.: Bildungsthema-Artikel 
„Woher kommt und wer schafft den 
Reichtum“, UZ vom 25.7.2014, S. 10 

Brenner schreibt in seinem Artikel, den 
Mehrwert erklären wollend:.. .auf einer 
bestimmten Entwicklungsstufe der Wa¬ 
renproduktion verwandelt sich Geld in 
Kapital. Waren werden nicht mehr nur 
verkauft um andere Waren zu erhalten 
und damit menschliche Bedürfnisse zu 
befriedigen. Sondern vielmehr werden 
Waren gekauft, um sie mit Profit wieder 
zu verkaufen. Marx nennt diesen Zu¬ 
wachs zum ursprünglichen Wert des in 
Umlauf gebrachten Geldes Mehrwert 

Erstens wäre darauf hinzuweisen, dass 
nach Marx Profit und Mehrwert nicht 
das Gleiche ist. 

„Der Mehrwert spaltet sich in verschie¬ 
dene Teile. Seine Bruchstücke fallen 
verschiedenen Kategorien Personen zu 
und erhalten verschiedene, gegeneinan¬ 
der selbstständige Formen wie Profit, 
Zins, Handelsgewinn, Grundrente usw. 
....“ (Das Kapital, erster Band, S. 589). 
Zweitens ist Marx eben nicht der Mei¬ 
nung, dass - wie Hans Peter Brenner 
schreibt - Mehrwert dadurch entsteht, 
dass gekaufte Waren mit Profit weiter¬ 
verkauft werden. Ausdrücklich wendet 
sich Marx gegen diese Vorstellung im 
ersten Band, im 2. Abschnitt, 4. Kapitel: 
„Ebensowenig kann die Veränderung 
(gemeint ist hier die Wertveränderung - 
W.L.) aus dem zweiten Zirkulationsakt, 
dem Wiederverkauf der Ware entsprin¬ 
gen ... Die Veränderung muss sich also 
zutragen mit der Ware, die im ersten 
Akt G-W gekauft wird, aber nicht mit 
ihrem Wert, denn es werden Äquivalen¬ 
te ausgetauscht, die Ware wird zu ihrem 
Werte bezahlt. 

Die Veränderung (des Wertes - W.L.) 
kann also nur entspringen aus ihrem 
Gebrauchswert als solchem, d.h. aus ih¬ 
rem Verbrauch. Um aus dem Verbrauch 
einer Ware Wert herauszuziehen müss¬ 
te unser Geldbesitzer so glücklich sein, 
innerhalb der Zirkulationssphäre auf 
dem Markt eine Ware zu entdecken, 
deren Gebrauchswert selbst die eigen¬ 
tümliche Beschaffenheit besäße, Quel¬ 
le von Wert zu sein, deren wirklicher 
Verbrauch also selbst vergegenständ¬ 
lichte Arbeit wäre, daher Wertschöp¬ 
fung. Und der Geldbesitzer findet auf 
dem Markt eine solche spezifische Ware 
vor - das Arbeitsvermögen oder die Ar¬ 
beitskraft.“ 

Das meint Brenner, wenn er im nächs¬ 
ten Absatz richtigerweise schreibt: 
„Die Arbeitskraft des Menschen wird 
zur Ware. Ihr Gebrauchswert für den 
Kapitalisten besteht darin, Quelle von 
Mehrwert zu sein.“ Die entscheidende 
Frage aber, warum das so ist, bleibt bei 
Brenner im Dunkeln. 

Mehrwert oder Profit entsteht nicht da¬ 
durch, dass eine Ware gekauft und dann 
teurer verkauft wird, sondern dadurch, 
dass die Ware Arbeitskraft während 


ihres Verbrauches mehr Wert „heckt“ 
(hervorbringt - W.L.) als sie selbst be¬ 
sitzt, also zu ihrer Wiederherstellung 
notwendig ist. Mehrwert ist also nicht 
durch den Wiederverkauf einer Ware zu 
erzielen, sondern ist der Wert, den der 
Arbeiter über den Wert seiner eigenen 
Arbeitskraft schafft und den sich Kapi¬ 
talisten aneignen. 

Walter Listl , München 

Nicht jeder Feind meines 
Feindes ist automatisch mein 
Freund 

Betr.: „Hamburg machte den Anfang“, 
UZ vom 8.8„ S. 4 

Um eins ganz klar vorweg zu sagen: Je¬ 
der Mensch sollte meiner Ansicht nach 
eine Haltung zum Krieg haben. Egal 
zu welchem. Und zwar eine ablehnen¬ 
de. Doch bei allem Respekt vor dem 
„Nein!“ zum Krieg: Der Zweck hei¬ 
ligt nicht alle Mittel. Nicht jeder Feind 
meines Feindes ist automatisch mein 
Freund. Und die Linke wäre gut bera¬ 
ten, sich ihre (neuen) Freunde sehr ge¬ 
nau anzuschauen. In Bezug auf den in 
der UZ so hoch gelobten Hamburger 
Schulterschluss der traditionellen Frie¬ 
densbewegung mit den Montagsmahn¬ 
wachen gilt frei nach Adorno: Es gibt 
keine richtige Montagsmahnwache in 
der falschen! 

Angeblich ist die Hamburger Montags¬ 
mahnwache inhaltlich ja ganz anders 
auf gestellt als die Berliner, und völlig 
unabhängig davon. Was die traditionel¬ 
le Friedensbewegung auf Initiative An¬ 
dreas Grünwalds, Autor des besagten 
Artikels, dazu veranlasste, gemeinsam 
initiativ zu werden, u.a. bei der Kund¬ 
gebung vor dem Gebäude des „Spiegel“ 
wegen dessen antirussischer Hetzpro¬ 
paganda. 

Dort traf sich dann die „alte“ Frie¬ 
densbewegung mit der „neuen“. Die 
aufgrund ihrer antisemitischen, welt- 
verschwörerischen und sexistischen 
Inhalte umstrittene Band „Die Band¬ 
breite“ trällerte ein Liedchen dazu, die 
„Arbeiterfotografie“, von denen sich 
unterdessen u.a. Rene und Dominic 
Heilig, deren Vater die Organisation 
einst mitgegründet hat, distanzierten, 
hielt das Event für die Nachwelt fest. 
Also alles gaaanz anders. Alles gaaanz 
anders in der Stadt, in der es 2009 erst¬ 
mals seit 1945 möglich war, die Vorfüh¬ 
rung eines jüdischen Filmes zu verhin¬ 
dern. Mit brutaler Gewalt. Was m.E. ne¬ 
bensächlich ist, wenngleich Form und 
Inhalt nicht voneinander zu trennen 
sind. Dieselben Gruppen, die seinerzeit 
die Aufführung von Claude Lanzmanns 
„Warum Israel“ verhinderten, bezeich¬ 
nen Israel unterdessen in Flugblättern 
ungeniert als „seit 1948 besetztes Paläs¬ 
tina“. Und zwar ohne dass es einen em¬ 
pörten Aufschrei gäbe in der (Hambur¬ 
ger) Linken. Damals wie heute sind die 
Akteure gern gesehener Gast auf lin¬ 
ken Veranstaltungen aller Art. Da ist es 
auch nicht weiter verwunderlich, wenn 


es ebenfalls keinen empörten Aufschrei 
gibt, wenn ein jüdischer Greis, der sich 
berufen fühlte, gemeinsam mit anderen 
Jüdinnen und Juden am Jungfernstieg 
gegen das Verschwinden dreier jüdi¬ 
scher Jugendlicher in den besetzten 
Gebieten zu protestieren, tätlich ange¬ 
griffen wird. (...) 

Birgit Gärtner ; Hamburg 

Gemeinsamer Kampf nötig 

Betr.: „Auch Überlebensfrage für die 
Demokratie“, UZ vom 15.8., S. 2 

Der Argumentation von Volker Metz- 
roth zum Thema Arbeitszeitverkürzung 
kann nur zugestimmt werden. Im Rah¬ 
men des Pressefestes wurde die Frage 
ebenfalls von kompetenten Vertretern 
thematisiert. So richtig und zutreffend 
die Aussagen auch sind, es bleiben 
dennoch einige Bedenken, für diesen 
Kampf - ohne wird es sicher nicht ge¬ 
hen - eine breite Basis nicht nur in we¬ 
nigen „privilegierten“ (...) Konzernbe¬ 
trieben zu finden. Die fortschreitende 
Differenzierung und Entsolidarisierung 
in der Arbeiterschaft, in deren Arbeits¬ 
verhältnissen und Lohnbedingungen 
(...) dürfte Schwierigkeiten mit sich 
bringen. 

Es ist sicher von Bedeutung, wenn dort 
dafür die Signale gesetzt werden, wo 
Werktätige gut und stark organisiert 
sind, also durchsetzungsfähig sind. Es 
wird keine breite Basis erhalten, wenn 
die jetzt schon Abgehängten der eig¬ 
nen Klasse abgehängt bleiben und noch 
weiter prekarisiert werden. Es dürfte 
im Millionenbereich Lohnabhängige 
im Lande geben, für die nach wie vor 
Arbeitszeitverkürzung ihren Wünschen 
entspräche, allein die Lohnbedingun¬ 
gen - selbst bei vollem Lohnausgleich - 
den Zwang nach überdurchschnittli¬ 
chen Arbeitszeiten, Überstunden oder 
mehreren Jobs nicht wesentlich aufhe- 
ben. Arbeitszeitverkürzung muss also 
vollen Lohnausgleich einschließen und 
es braucht gleichzeitig Wege und Mög¬ 
lichkeiten, die vorhandene Entsolida¬ 
risierung unter den Werktätigen ab¬ 
zubauen, Vertrauen zu gewinnen und 
einen gemeinsamen Kampf zu aller 
Nutzen zu führen. Hier sind zunächst 
die Gewerkschaftsführungen gefragt. 
Und von da muss Signalwirkung auf 
alle jene ausgehen, die tariflos und un¬ 
organisiert sind. Auf den Betriebsrats¬ 
ebenen braucht es bedeutende Anstren¬ 
gungen (...) aus der Verbetrieblichung 
herauszukommen, gewerkschaftliches 
Verhalten wieder besser auszuüben und 
den Konflikt zwischen Kapital und Ar¬ 
beit als solchen auch anzunehmen. 

Aus heutiger Sicht und Kampfkraft 
reicht es bestimmt nicht, lediglich das 
Ziel einer Arbeitszeitverkürzung zu 
verkünden. Wie wäre es z.B. mit einer 
machtvollen Mobilisierung zum kom¬ 
menden 1. Mai, die darauf konzentriert 
ist und einmal wirklich an diesem Tage 
dafür Massen zu Demonstrationen 
bringt, massenhaft große und kleine 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 22. AUG 


Köln: Das Kommunistische Manifest auf 
Kölsch - Lesung der Übersetzung von Wal¬ 
ter Stehling. Artclub, Melchiorstraße 14, 
20.00 Uhr. 


SA ★ 23. AUG 


Magdeburg: Antimilitaristischer Aktions¬ 
tag gegen das Gefechtsübungszentrum der 
Bundeswehr in der Altmark, Infos unter: 
dayofaction.blogsport.de. 


SO ★ 24. AUG 


Strausberg: Gedenkveranstaltung der DKP 
zu Ehren der Strausberger und Berliner 
Antifaschisten, Im Gamengrund, Denkmal, 
11.00 Uhr. 


Ml ★ 27. AUG 


Stadtlohn: Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken zur Vorbereitung des Anti¬ 
kriegstages. Parteiraum in Stadtlohn, Vrede- 
ner Straße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 28. AUG 


Dortmund: Reiner Liebau referiert zum The¬ 
ma „TTIP - Freihandels-und Investitionsab¬ 
kommen“ .Veranstaltung der DKP. „Z“, Oe¬ 
sterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 30. AUG 


Strausberg: 24. Friedensfest der Partei „Die 
Linke“, die DKP nimmt mit einem Infostand 
teil. Im alten Guthof, Britzeier Chaussee 7, 
10.00 bis 20.00 Uhr._ 

Gronau: DKP-Infostand mit DKP-Antikriegs- 
info zu Gaza und Ukraine anlässlich des An¬ 
tikriegstags am 1. September. Fußgängerzo¬ 
ne, ab 11.00 Uhr. 

Bielefeld: Fest der Bielefelder Friedensini¬ 
tiative. Mit Esther Bejarano, Microphone Ma¬ 
fia u.a., es sprechen Arno Klönne und Peter 
Strutynski, Kesselbrink, 16.00 bis 22.00 Uhr. 


SO ★31. AUG 


Markgräflerland: Kundgebung des DGB 
und der Friedensbewegung zum Antikriegs¬ 
tag. Neuenburg, Rathausplatz, ab 15.00. 


MO ★ 1. SEPT 


Hamburg: „Schlafwandler und Kriegstrei¬ 
ber. Deutsche Wege in den Krieg 1914,1939 

- und heute?“ Diskussionsveranstaltung der 

DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel, MTZ, Linden- 
allee 72,19.30 Uhr._ 

Nordfriesland: Krieg beginnt hier - Pro¬ 
test von DFG-VK und WN-BdA gegen den 
Standort „Elektronische Kampfführung“ der 
Bundeswehr. Bramsdedtlund, an der Brams- 
dedtlunder Straße, ab 16.00 Uhr. 

Dresden: Mahnwache des Dresdner Frie¬ 
densbündnisses, Frauenkirche, 11.00 bis 
17.00 Uhr._ 

Hamburg: „Den Kriegsterror beenden“ 

- Demonstration der Friedensbewegung. 
Kriegsklotz, S-Bahn Dammtor, ab 18.00 Uhr. 

Schweinfurt: Infostand der DKP bei der öf¬ 
fentlichen Kundgebung zum Antikriegstag. 
Georg-Wichtermann-Platz, 17.00 Uhr. 


SO ★ 7. SEPT 


Hamburg: Führung durch die Ausstellung 
„NS-Zwangsarbeit in Hamburg“ in den ehe¬ 
maligen Zwangsarbeiterbaracken. Willi-Bre- 
del-Gesellschaft, Wilhelm-Raabe-Weg 23, 
14.00 bis 17.00 Uhr. 


DO ★ 11. SEPT 


Stuttgart: Kundgebung „Nein zum NAT0- 
Manöver in der Ukraine!“. Patch Barracks, 
Hauptstr. / Katzenbachstraße, ab 18.00 Uhr. 


SO ★ 14. SEPT 


Hamburg: Führung durch die Ausstellung 
„NS-Zwangsarbeit in Hamburg“ in den ehe¬ 
maligen Zwangsarbeiterbaracken. Willi-Bre- 
del-Gesellschaft, Wilhelm-Raabe-Weg 23, 
14.00 bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 


Betriebe mit gleichlautenden Forde¬ 
rungen. Wie wäre es mit dem Auftre¬ 
ten von Betriebsrats Vorsitzenden und 
Gewerkschaftsvertretern, die den soli¬ 
darischen und kämpferischen Gedan¬ 
ken dem Kapital im Lande entgegen¬ 
stellen? (...) 

Roland Winkler ; Aue 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Anzeigen 
in der UZ 
helfen 
der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Flager (0201/1778-8914, Chef¬ 
redakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, 
Manfred Idler, Werner Sarbok 

Für Beiträge, die mit vollem Namen ge¬ 
kennzeichnetsind, übernehmen allein die 
Autor/inn/en die Verantwortung. Für un¬ 
verlangt eingesandte Manuskripte kann 
keine Flaftung übernommen werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Anschrift der Redaktion 

Floffnungstraße 18,45127 Essen 

Druck 

Union Druckerei Berlin GmbFI 


(ISSN 0943-4216) 

Verlag 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: Juli Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Abo-Service und 
Anzeigenbetreuung 

Walter Herbster/Ben Richter 
Telefon: 0201/177889-23/26 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss 

Jeweils Montag, 12.00 Uhr 
(für die kommende Ausgabe). 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37010050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 
IBAN: DE34370100500417099507 
BIC: PBNKDEFF 


Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit: 

GLS Bank, Bochum, BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487500 
IBAN: DE904306 096740024875 00, BIC: GENODEM1GLS 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37010050, Konto-Nr. 253525502 
IBAN: DE933701 00500253525502, BIC: PBNKDEFF 


























































16 Freitag, 22. August 2014 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 9. bis 15. August 


Dienstag 

Friendly fire, Kollateralschaden, ern¬ 
te dded journalists, Präventivkriege, 
humanitäre Einsätze ... An Euphemis¬ 
men für handfestes Kriegsgeschehen 
gibt es im aktuellen Kriegsgeschehen 
keinen Mangel, den gab es nie. Man hat 
sich daran gewöhnt oder auch besser 
nicht. 

Heute fügt unser aller Verteidi¬ 
gungsministerin in bester hippokrati¬ 
scher Tradition einen Begriff hinzu, den 
ich noch nicht gehört habe:„nicht-leta¬ 
le Ausrüstungs gegenstände“. Das sind 
nach ihren Worten gepanzerte Fahrzeu¬ 
ge, Nachtsichtgeräte, Sprengfallen-De- 
tektoren, Helme, Schutzwesten oder Sa¬ 
nitätsmaterial. Alles was der Flüchtling 
so braucht, wenn er dem Tode gerade 
entkommen ist. 

Nebenbei bemerkt: Der Eid des 
Hippokrates ist antiquiert und wird 
im übrigen keinem werdenden Arzt 
abverlangt. Gleichwohl hat der Welt¬ 
ärztebund in der „ Genfer Deklarati¬ 
on“ eine moderne Fassung vor gelegt, 
in der es heißt: „Bei meiner Aufnahme 
in den ärztlichen Berufsstand gelobe 
ich feierlich, mein Leben in den Dienst 
der Menschlichkeit zu stellen. (...) Ich 
werde jedem Menschenleben von sei¬ 
nem Beginn an Ehrfurcht entgegen¬ 
bringen und selbst unter Bedrohung 
meine ärztliche Kunst nicht in Wider¬ 
spruch zu den Geboten der Mensch¬ 
lichkeit anwenden.“ 

Frau von der Leyen sollte sich über¬ 
legen, ob nicht ihre Profession als Ärz¬ 
tin ihrem aktuellen Tötungshandwerk 
widerspricht. 


Mittwoch 

An Nachrufen auf Lauren Bacall ist 
heute kein Mangel. Angesichts des lan¬ 
gen Lebens der Künstlerin gibt es da 
viel zu schreiben. Bis auf lobenswerte 
Ausnahmen vergessen allzu viele, dass 
das politische Engagement BacalVs 
fester Bestandteil ihres Lebens war. Mit 
ihrem ersten Mann Humphrey Bogart 
trat sie gegen die Kommunisten-Ver- 
folgung während der McCarthy-Ära 
auf. Bis heute ist nicht ganz klar, ob 
ihre fünfjährige Abstinenz vom Fil¬ 
memachen zu Beginn der 60er Jahre 
nicht eher ein Boykott der Studios war. 
Bis zu ihrem Lebensende nannte sie 
sich eine „liberale Demokratin“, was 
im „Land der Freien“so ziemlich der 
kommunistischen Vorhölle entspricht. 

Donnerstag 

„Freitag, der dreizehnte“ hieß eine UZ- 
Sportkolumne vor den Olympischen 
Spielen in Athen, die am 13. 8. 2004 er¬ 
öffnet wurden. Darin wurde das ganze Fi¬ 
asko der Spiele und der Zeit danach vor¬ 
hergesagt. Selten so ungern recht behalten. 

Freitag 

Pornografie im Alltag, Sexualisierung 
aller Lebensbereiche. Das ist unsere Re¬ 
alität. Aktueller Höhepunkt der Schnie- 
delwutz von Rechtspopulist Schill zur¬ 
zeit aktiv im Promi-Container. 

In Zürich aber wird ein Leichtath¬ 
let seiner Goldmedaille beraubt, weil 
er mit freiem Oberkörper gejubelt hat. 
Ein Widerspruch? Keineswegs, es geht 
um Sexualisierung des Alltags, so oder 
so. Adi Reiher 


Äpfel UND Birnen... 



... sucht man auf obigem Bild vergeblich. Vergleichen kann man sie bekanntlich eh nicht. 

Wenn sie aber aus Polen kommen, fallen sie unterschiedslos einem Importverbot zum Opfer, das Russland gegen jegliches 
Obst und Gemüse des westlichen Nachbarn verhängt hat - wegen Pestizidbelastung. 

Wer eine Replik auf EU-Sanktionen und Polens Ukraine-Politik vermutet, liegt wohl auch nicht falsch. Die Leidtragenden 
sind die polnischen Bauern. Sie sind Europas Apfel Produzenten Nummer eins. Dreieinhalb Millionen Tonnen werden sie 
voraussichtlich in diesem Jahr ernten. Und eigentlich sollte jeder dritte Apfel nach Russland gehen. 

Bleibt es beim Importstopp Russlands werden die polnischen Bauern ihre Äpfel z. B. auf dem westeuropäischen Markt 
anbieten -trotz der flugs ausgerufenen polnischen Kampagne„Esst mehr Äpfel“. Für die Apfelbauern hierzulande ein 
echtes Problem. 

Wirtschaftssanktionen treffen nicht nur den vorgeblichen Hauptadressaten. Das gilt nicht nur für Gemüse. 


„Old Erwin“ Seeler 

Star des Hamburger Arbeitersports 


„Einen harten Hund“ nannte ihn sein 
Sohn, Uwe Seeler. Einen „verirrten 
Proletarier“ nannte ihn das sozialde¬ 
mokratische Blatt Hamburger Echo. 
Als „Old Erwin“ war er in Hamburg 
bekannt - vor allem muss er wohl ein 
verdammt guter Mittelfeldstürmer ge¬ 
wesen sein. 

Erwin Seeler spielte mit 16 Jahren 
bereits in der Liga des ATSB, des Ar- 
beiter-Turn- und Sportbundes, mit 19 
Jahren wurde er mit seiner Mannschaft 
SC Lorbeer 06 vor 15 000 Zuschauern 
deutscher Meister, auch wenn das da¬ 
mals niemand so genannt hätte. Die 
ab 1920 deutschlandweit ausgetragene 
Meisterschaft des ATSB war damals 
eine echte Konkurrenz zur „Liga der 
Bourgeoisie“ - also der des DFB. 

Aber nicht nur der Ligabetrieb der 
Arbeitersportvereine lief parallel zum 
Obrigkeitssport. Auch eine deutsche 
Auswahl für internationale Turnie¬ 
re stellte der ATSB zusammen. Beim 
Fußballturnier der Arbeiterolympia¬ 
de in Wien schoss Erwin Seeler allein 
gegen Ungarn sieben Tore und weckte 
damit Begehrlichkeiten. Sein Wechsel 
in das DFB-Team von Viktoria Ham¬ 
burg 1932 wurde ihm damals gerade 
von den Funktionären des ATSB übel 
genommen. Für Erwin Seeler dürfte 
der Wechsel keine politische Frage ge¬ 
wesen sein. Seine Zugehörigkeit zum 
Arbeitersportverein SC Lorbeer 06 
war keine politische, sondern eine so¬ 
ziale: er kam aus einem Arbeitervier¬ 
tel (Hamburg Rothenburgsort) und er 
war Hafenarbeiter. Der SC Lorbeer 06 
war schlicht sein Kiez-Verein, den er 
damals „für ein paar Kartoffeln“, die 
es laut Sohn Uwe beim DFB höchstens 
gegeben haben soll, verließ. Dem Ta¬ 
gesspiegel gegenüber offenbarte Uwe 
Seeler, was den „Arbeitersportstar“ 
Erwin an seinem Verein gestört haben 
mag: „Das war alles sehr streng bei 
Lorbeer“, wird er zitiert. Keine Zuwen¬ 
dungen (weder Geld- noch Sachspen¬ 
den), keine Sonderbehandlung. Als Er¬ 
win Seeler nach dem 9:0 gegen Ungarn 
aus dem Stadion getragen wurde, gab 
es im ATSB Kritik. Niemand - auch 


kein siebenfacher Torschütze - sollte 
herausgehoben werden. 

Die strikten Regeln des ATSB rich¬ 
teten sich gegen kapitalistisches Wett¬ 
bewerbsdenken, gegen Lokalpatrio¬ 
tismus und Nationalismus. Elfmeter 
sollen von ATSB-Vereinen absichtlich 
verschossen worden sein, wenn sie als 


ungerechtfertigt empfunden wurden. 
Der Aufbau einer Welt, in der Arbei¬ 
ter nicht nur selbstorganisiert kicken, 
sondern auch die Macht im Staate aus¬ 
üben, war in den Köpfen verankert. So 
wurde auch der Sport ernsthaft und 
selbstbestimmt nach eigenen Regeln 
betrieben. 

Arbeitersportvereine waren kein 
zusätzliches Alternativangebot zu be¬ 
stehenden Vereinen, sie waren die 
Sportvereine der Arbeiterviertel. Der 
ATSB organisierte 8 000 Fußballclubs 
und zählte insgesamt 1,2 Millionen Mit¬ 
glieder (1931). Obwohl es beim Arbei¬ 
tersport nicht ums Zuschauen ging, 
verfolgten bis zu 20 000 Besucher die 
Endspiele der Arbeitermeisterschaf¬ 
ten. Dass Fußballer wie Erwin Seeler 
sich hier entwickeln und auf höchstem 
Niveau spielen konnten, war Teil ei¬ 
nes realisierten politischen Anspruchs, 


Amateursport nicht nur auf die Kreis¬ 
klasse zu beschränken. 

Dass Erwin Seeler den Arbeiter¬ 
sport verließ, auch weil Stars im Ar¬ 
beitersport nicht vorgesehen waren, ge¬ 
hört zu den Widersprüchen, die es noch 
zu lösen galt, denn individuelle Klasse 
wird in einem Teamsport gebraucht wie 


in gewerkschaftlichen und politischen 
Organisationen. Dass die Faschisten 
nach 1933 alle Arbeitersportvereine 
auflösten und in den Besatzungszonen 
im Westen Deutschlands deren Wieder¬ 
aufbau erschwert wurde, ist verständ¬ 
lich: Einen Beleg, dass selbstorganisier¬ 
ter Arbeitersport ebenbürtig, besser 
oder gar interessanter sein könnte als 
das Vorgesetzte Angebot der im DFB 
organisierten Vereine, konnte man aus 
Sicht der Herrschenden so gut brau¬ 
chen wie die Brasilianer die Stadien 
der FIFA-WM. 

1938 ging Erwin Seeler dann zu dem 
Verein, der mit der Familie und vor al¬ 
lem seinem Sohn Uwe bis heute ver¬ 
bunden wird: dem HSV, wo er bis 1949 
spielte. Während der deutsche Faschis¬ 
mus in Europa wütete, lief der Spielbe¬ 
trieb für Erwin Seeler weiter. Mit dem 
HSV wurde er Nordmark- bzw. Ham¬ 


burg-Gaumeister (1939, 1941, 1945), 
ehemalige Arbeitersport-Funktionäre 
wurden derweil inhaftiert (wie ATSB- 
Präsident Grubert) oder ermordet (z.B. 
Ernst Grube, Werner Seelenbinder so¬ 
wie der Dresdner Fußballer Walter Pe- 
truschke). 

Nach der Befreiung vom Faschis¬ 
mus wurde Erwin Seeler mit dem 
HSV noch zwei Mal Meister der bri¬ 
tischen Zone (1947, 1948). Deutscher 
Meister, wie mit dem SC Lorbeer 06 
oder gar internationale Erfolge wie mit 
der ATSB-Auswahl konnte er mit dem 
HSV nicht mehr feiern. 


Als es Ende der 1940er dann so 
richtig los ging mit dem An- und Ab¬ 
werben von Fußballspielern, neig¬ 
te sich „Old Erwins“ Karriere bereits 
dem Ende entgegen. Ein Verein wie St. 
Pauli soll damals mit dem Besten aus 
der Metzgerei des Vereinchefs erfolg¬ 
reich Spieler geworben haben. Erwin 
Seeler hat es dann aber nicht mehr von 
den Kartoffelsäcken des HSV zu den 
Fleischtrögen des FC St. Pauli gezogen. 
Er beendete seine aktive Spielerkarrie¬ 
re beim VFL Oldesloe, für den er auch 
als Trainer wirkte. 

Imö 


Der rote Kanal 


Dem Klima auf der Spur 

Alle reden vom Klimawandel. Doch 
was passiert vor Ort, wenn ein natürli¬ 
ches System plötzlich aus dem Gleich¬ 
gewicht kippt? Diese Frage führt die 
holländische Abenteurerin und Wis¬ 
senschaftsjournalistin Bernice No¬ 
tenboom auf ihre Reise rund um den 
Globus, von Grönland nach Südafri¬ 
ka, vom Amazonas in den Himalaya 
und quer durch Europa. 

Sa., 23.8., 20.15-21.45 Uhr, arte 

Die Kinder von Aleppo, D 2014 

Im Mittelpunkt des Films steht die 
13-jährige Helen, die mit ihrer Fami¬ 
lie nur 100 Meter von der Kampfzo¬ 
ne entfernt lebt. Der Vater ist Kom¬ 
mandant der Freien Syrischen Ar¬ 
mee. Gemeinsam mit ihren jüngeren 
Schwestern Sara und Farah und dem 
ein Jahr älteren Bruder Mohammed 
versucht sie, zwischen Luftangriffen 
und Gefechten eine Normalität des 
Alltags aufrecht zu erhalten, die ge¬ 
radezu surreal wirkt. 

Mo., 20.25-21.10 Uhr, phoenix 

Ausverkauf Europa, F 2014 

Von Parks und Kulturdenkmälern 
bis hin zu Wäldern und Bergen - die 
Privatisierung von staatlichem Ei¬ 
gentum wird zunehmend zu einem 
Instrument, das zur Sanierung an¬ 


geschlagener Haushalte in Europa 
dienen soll. Warum geben Länder 
und Städte ihr öffentliches Gut aus 
der Hand? Und wer sind die Inves¬ 
toren? Die Bürger wehren sich dage¬ 
gen, und in manchen Fällen haben sie 
damit Erfolg. 

Di., 26.8., 20.15-21.30 Uhr, arte 

Irgendwo in Berlin, D1946 

Der Kinderfilm war nach „Die Mör¬ 
der sind unter uns" und „Freies 
Land“ die dritte DEFA-Produktion. 
Berlin, kurz nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs: Die Stadt liegt in Trüm¬ 
mern. Die Kinder nutzen die Trüm¬ 
merlandschaft als großen Abenteu¬ 
erspielplatz, auf dem sie Verstecken 
spielen. Mit Feuerwerkskörpern, die 
sie gegen zu Hause gestohlene Le¬ 
bensmittel bei Schwarzhändler Bir¬ 
ke eintauschen, spielen sie Krieg. Un¬ 
ter den Kindern sind auch der elfjäh¬ 
rige Gustav Iller, der zusammen mit 
seiner Mutter auf die Rückkehr des 
Vaters wartet, und der gleichaltrige 
Willi, der beide Elternteile im Krieg 
verloren hat. Die Jungen sind be¬ 
freundet, auch wenn Gustavs Mut¬ 
ter dies kritisch sieht, unterstützt 
Willi den skrupellosen Schieber Bir¬ 
ke doch bei seinen Geschäften. 

Mi., 27.8., 23.00-0.20 Uhr, rbb 



Der VfL Oldesloe mit Erwin Seeler (stehend, 2. von links) vor seinem letzten Spiel 
am 29. April 1951 








